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VorWort

Christlich-demokratische Parteien bestimmen seit Jahrzehnten maßgeb-

lich die Politik zahlreicher europäischer länder und den Prozess der  

europäischen einigung, den sie in Gang gesetzt und erfolgreich mitge-

staltet haben. für die konrad-adenauer-stiftung, die seit 1964 den 

namen des ersten deutschen bundeskanzlers trägt, sind die Werte der 

Christlichen Demokratie und die ihres namensgebers auftrag und Ver-

pflichtung zugleich. leitbild unserer arbeit ist das christliche Verständnis 

vom menschen als Geschöpf Gottes in seiner Gleichwertigkeit, seiner 

unverwechselbaren individualität und Würde sowie seiner unvollkom-

menheit. auf dieser Grundlage setzt sich die konrad-adenauer-stiftung  

in Deutschland, in europa und in der Welt für die förderung der freiheit-

lichen Demokratie, rechtsstaatlicher Grundsätze und der sozialen markt-

wirtschaft ein. unsere Grundsätze sind freiheit, Gerechtigkeit und soli-

darität.

in der internationalen zusammenarbeit geht es nicht darum, vorgefertig-

te konzepte der freiheitlichen Demokratie und der sozialen marktwirt-

schaft in alle Partnerländer zu „exportieren”. Das ziel des internationalen 

engagements der kas ist es vor allem, gemeinsam mit unseren Partnern 

vor ort einen beitrag zur entwicklung und stabilisierung der Demokratie, 

ihrer Grundwerte, Verfahrensweisen und ihrer institutionen zu leisten. 

Die Werte der Christlichen Demokratie zum einen und konkrete Politik-

ansätze auf der Grundlage dieser Werte zum anderen geben orientierung 

und anregungen für sinnstiftende Politikgestaltung. Gerade die soziale 

marktwirtschaft kann ein beispiel sein, das zur überwindung der folgen 

der globalen finanz- und Wirtschaftskrise und zur nachhaltigen entwick-

lung in unseren Projektländern beiträgt.

Diese broschüre gibt einen überblick über die Werte der Christlichen 

Demokratie, ihre entwicklungsgeschichte und über christlich-demokra-

tische Positionen in ausgewählten Politikfeldern. Darüber hinaus enthält 

sie am ende kurze biographische angaben zu bedeutenden europäischen 

Christdemokraten. sie ist im Wesentlichen ein Gemeinschaftsprodukt 

mehrerer hauptabteilungen der konrad-adenauer-stiftung, das vor allem 

in den auslandsbüros eingesetzt werden kann, um ideen, Werte und 

Politikansätze der Christlichen Demokratie in die internationale Projekt-

arbeit der stiftung einzubringen. ich danke allen mitarbeiterinnen und 

mitarbeitern der konrad-adenauer-stiftung, die zum Gelingen dieser 

broschüre beigetragen haben. mein besonderer Dank gilt dem ehema- 

ligen forschungsdirektor der kas, Professor Dr. hans-Joachim Veen,  

der heute die stiftung ettersberg in Weimar leitet, und dem Geschäfts-

führenden Gesellschafter der medienberatungs- und Pr-agentur Convin-

cet Gmbh, Professor Dr. Wolfgang stock, für ihre freundliche mitwirkung.

Dr. Gerhard Wahlers

Stellvertretender Generalsekretär der Konrad-Adenauer-Stiftung



1. ChristliChe Demokratie: Was ist Das? 

Die Christliche Demokratie ist eine politische bewe-

gung, die sich ab mitte des 19. Jahrhunderts in europa 

(belgien, Deutschland, frankreich, italien, den nieder-

landen, Österreich und der schweiz) herausbildete. 

ihre organisatorischen Wurzeln lagen überwiegend in 

katholischen kultur-, Wohlfahrts- und arbeiterverei-

nen, aus denen politische Parteien entstanden (s. 

kapitel 2). insbesondere nach dem zweiten Weltkrieg 

haben sich christlich-demokratische Parteien entwi-

ckelt, die zumeist als konfessionsübergreifende Volks-

parteien angehörige aller bevölkerungsschichten 

ansprachen und politisch integrierten. Die bildung 

einer politischen union aus Christen beider konfessi-

onen (und darüber hinaus aus bürgerlich-liberalen und 

konservativen anhängern) durch den ersten deut-

schen bundeskanzler und langjährigen CDu-bundes-

vorsitzenden konrad adenauer war für den anhal-

tenden erfolg der Christlichen Demokratie in Deutsch-

land von besonderer bedeutung. 

Christlich-demokratische Parteien bestimmen seit 

Jahrzehnten maßgeblich die Politik zahlreicher europä-

ischer länder und den Prozess der europäischen 

einigung, den sie in Gang gesetzt und erfolgreich 

mitgestaltet haben.

Die geistigen und politischen Grundlagen der Christ-

lichen Demokratie liegen in der sozialethik der christ-

lichen kirchen, in der liberalen tradition der aufklä-

rung und in der Pflege von bürgerlichen Werten, 

bindungen und lebensweisen, v.a. in bezug auf  

die familie als kleinste soziale einheit. Leitbild  

der Christlichen Demokratie ist das christliche  

Menschenbild. es geht von der unverwechselbaren 

individualität und unantastbaren Würde des einzelnen 

menschen aus. nach dem christlichen menschenbild  

ist der mensch nicht exponent einer sozialen klasse – 

wie beispielsweise im marxismus –, sondern einzig-

artig und unverfügbar. anders als in totalitären ideo-

logien strebt das christliche menschenbild nicht nach 

der formung des „neuen menschen”, sondern akzep-

tiert jeden menschen so, wie er ist, mit seinen stär-

ken, schwächen und Grenzen. Die unantastbare Wür- 

de des einzelnen bedeutet auch keinen schranken-

losen individualismus. Vielmehr betont das christliche 

bild vom menschen dessen Doppelnatur: Der mensch 

ist individuum mit unveräußerlichen rechten und 

soziales Wesen, das sich erst im zusammenleben mit 

anderen menschen verwirklicht. aufbauend auf diesem 

menschenbild leitet die Christliche Demokratie das 

recht des einzelnen zur aktiven, gleichberechtigten 

und verantwortungsvollen Gestaltung von Politik und 

Gesellschaft ab. 

WEItERFüHREndE InFoRmAtIonEn: CHRIStlICHE SoZIAlEtHIK

Die katholische soziallehre und die evangelische sozialethik bilden den ideengeschichtlichen kern der 

christlichen sozialethik. sie entwickelten sich im 19. Jahrhundert als reaktion auf die gesellschaftlichen 

umbrüche der industrialisierung (die formulierung einer orthodoxen sozialdoktrin ist aufgrund der politi-

schen lage zwischen 1917 und 1989 erst später erfolgt). zuvor war die ethik damit befasst, welche ein-

stellungen und handlungen des einzelnen menschen „gut” sind (individualethik) oder welcher staat als 

„gut” gelten darf (Politische ethik). mit der Veränderung des wirtschaftlichen und sozialen lebens im  

19. Jahrhundert war eine ethik des gesellschaftlichen miteinanders in der industriegesellschaft nötig  

(Personalethik und eben sozialethik bzw. -lehre). 

 

Die katholische soziallehre entstand in der auseinandersetzung mit der sozialen frage und der zu ihrer 

lösung miteinander konkurrierenden Wirtschaftstheorien des liberalismus und des sozialismus und  

wurde durch die enzykliken (Weltrundschreiben) der Päpste leo Xiii. (Rerum Novarum, 1891) und  

Pius Xi. (Quadragesimo Anno, 1931) maßgeblich bestimmt.
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Während der liberalismus den „Wohlstand der nationen” von der freiheit der märkte erwartete, waren 

sozialismus und später vor allem der kommunismus von der notwendigkeit des klassenkampfes über-

zeugt, der in einem historischen Prozess über die „Diktatur des Proletariats” in die klassenlose Gesell-

schaft führen würde. in Rerum Novarum (1891) kritisierte leo Xiii. scharf die damalige frühkapitalistische 

klassengesellschaft. Die liberale ordnungstheorie wurde dabei jedoch nicht grundsätzlich verworfen, wohl 

aber das Programm der sozialisten: es sei weit entfernt, etwas zur lösung beizutragen und schädige die 

arbeitenden klassen selbst. Gegen den liberalismus forderte leo Xiii. allerdings eine das reine marktprin-

zip relativierende lohngerechtigkeit, reklamierte die koalitionsfreiheit (Gewerkschaftsfreiheit) der arbeiter 

als naturrecht und verlangte eine staatliche sozialpolitik zugunsten der arbeiter. er sah also die möglich-

keit, den Grundwert freiheit und die mit ihm verbundene institution des marktes mit der idee der sozialen 

Gerechtigkeit so zu verbinden, dass zwischen beiden ein die Wirtschaftsordnung tragendes Gleichgewicht 

entstand. 

 

Die evangelische sozialethik, die sich auf arbeiten der theologen alexander von oettingen (Die Moral-

statistik und die christliche Sittenlehre, 1867), adolf von harnack (v.a. Das Wesen des Christentums, 

1900) und ernst troeltsch (Die Soziallehren der christlichen Kirchen und Gruppen, 1912) stützt, widmete 

sich neben der sozialen frage (schaffung von karitativen einrichtungen zur Versorgung der armen, sozial-

reformen zur Verbesserung der sozialen lage der arbeiter) vor allem fragen der moralischen und sitt-

lichen ordnung, der zwischenmenschlichen beziehungen und der Verantwortung – sowohl des einzelnen 

für sich und die Gemeinschaft – als auch die nach kollektiver Verantwortung. so gibt es beispielsweise 

nicht nur die Verantwortung des unternehmers, sondern auch die von unternehmen, nicht nur die des 

Wissenschaftlers, sondern auch die der Wissenschaft, nicht nur die des Politikers, sondern auch die der 

Politik. aus der kritik der zeitgenössischen sozialen Verhältnisse um die Jahrhundertwende (19./20. Jh.) 

versuchte die evangelische sozialethik sittliche maßstäbe für die ordnung der modernen Gesellschaft 

abzuleiten. Dabei spielte das spannungsverhältnis von möglichen eigengesetzlichkeiten z. b. wirtschaft-

licher oder sozialer entwicklungen und einer sich daraus ergebenden eingegrenzten Verantwortlichkeit des 

menschen eine wichtige rolle. 

 

kern der christlichen sozialethik ist der Gedanke der subsidiarität. Der begriff leitet sich aus subsidium 

(„reserve, ersatz”) ab. Damit ist der Grundgedanke der subsidiarität schon angedeutet: Die kleineren 

einheiten der Gesellschaft wie die familie, Gemeinden oder kommunen sollen die eigentlichen akteure  

des gesellschaftlichen lebens sein, sie sollen in eigenverantwortung ihr leben gestalten können. staat 

und übergeordnete gesellschaftliche einheiten stehen demgegenüber zunächst nur „in der reserve”,  

d.h., sie werden erst dann aktiv, wenn die kleinere einheit zu einem selbstverantwortlichen leben nicht  

in der lage ist. Der staat hat gegenüber den kleineren einheiten also nur eine hilfs- und Dienstfunktion. 

Das subsidiaritätsprinzip hat damit zwei komponenten: „privat vor staat” und „klein vor groß”. Die klassi-

sche formulierung des subsidiaritätsprinzips findet sich in der enzyklika Quadragesimo Anno Pius’ Xi. von 

1931. Darin heißt es: „ [...] Wie dasjenige, was der einzelmensch aus eigener initiative und mit seinen 

eigenen kräften leisten kann, ihm nicht entzogen [...] werden darf, so verstößt es gegen die Gerechtig-

keit, das, was die kleineren und untergeordneten Gemeinwesen leisten [...] können, für die weitere und 

übergeordnete Gemeinschaft in anspruch zu nehmen.” 

 

Darstellung nach: Roos (2005), Honecker (2006), Koecke und Sieben (2010: 16-17).
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aus dem bekenntnis zur individuellen menschenwürde 

und freiheit sowie der auffassung, dass der mensch 

ein aktives, mit Gewissen, Verantwortung und urteils-

kraft ausgestattetes subjekt ist, ergeben sich für die 

Christliche Demokratie grundlegende politische orien-

tierungen und zielvorstellungen:

1.   Die anerkennung der freiheitlichen und rechts-

staatlichen Demokratie als die einzige politische 

ordnung, in der die Grundsätze der Christlichen 

Demokratie verwirklicht werden können. in der 

auseinandersetzung mit sozialisten und v.a. mit 

den kommunisten um die Wende vom 19. zum  

20. Jahrhundert bedeutete dies auch die Verwirk-

lichung sozialen und politischen Wandels durch 

schrittweise Verbesserungen (z.b. Verfassungsent-

wicklung) und nicht durch revolutionäre umstürze.

2.  Das gesetzlich gesicherte recht, in freiheit und 

Verantwortung für sich selbst und andere nach 

politischer und wirtschaftlicher selbstverwirklichung 

und Glück zu streben, worin sich die Grundsätze 

des liberalismus, der rechtsstaatlichkeit und der 

christlichen sozialethik widerspiegeln.

3.   Die bereitschaft zur Wahrnehmung, aber auch zur 

teilung von Verantwortung, die politische Dezen-

tralisierung und eigenverantwortung anstelle von 

zentralistischer und autoritärer bevormundung 

bevorzugt, worin sich v.a. das Prinzip der subsidia-

rität widerspiegelt (vgl. kapitel 2).

4.   solidarität mit schwächeren als Gebot der nächs-

tenliebe und der politischen Vernunft, worin sich 

ebenso die karitativen ziele der christlichen sozial-

ethik widerspiegeln wie das Gebot der Verantwor-

tung gegenüber notleidenden.

Diese politischen Grundorientierungen und zielvor-

stellungen sind bis heute erhalten geblieben. Die 

zeitgenössischen christlich-demokratischen Parteien 

verbinden noch immer die ideen des liberalismus  

mit denen des Wertkonservatismus und der christ-

lichen soziallehre. Ihre Grundwerte sind: Freiheit, 

Gerechtigkeit und Solidarität. Diese Grundwerte 

finden sowohl in der Gestaltung der politischen als 

auch der wirtschaftlichen ordnung sowie im bereich 

des gesellschaftlichen lebens ihre anwendung.

im politischen raum realisiert sich Freiheit durch 

konstitutionell garantierte und unveräußerliche Grund-

rechte (positive freiheitsrechte), wie Glaubens- und 

bekenntnisfreiheit, meinungs-, Presse-, Versamm-

lungs- und Vereinigungsfreiheit oder das aktive wie 

passive Wahlrecht. im bereich der Wirtschaft realisiert 

sie sich durch das recht auf eigentum, das recht auf 

freie entfaltung der Persönlichkeit, freiheit der berufs-

wahl und freizügigkeit. Da aber die freiheit des einen 

nie die freiheit des anderen beinträchtigen darf, un-

terliegt sie gesetzlichen beschränkungen (negative 

freiheitsrechte, Gesetzesbindung von politischer 

herrschaft), die die einschränkung der individuellen 

freiheit und anderer Grundrechte, wie z.b. der men-

schenwürde oder des rechts auf freie entfaltung der 

Persönlichkeit, durch andere verhindern sollen. Diese 

auffassung von freiheit ist im klassischen sinne liberal 

und entspricht den Grundlagen des liberalen rechts-

staats. sie erklärt zudem, warum christlich-demokra-

tische Parteien Verfechter einer im Grundsatz markt-

wirtschaftlichen Wirtschaftsordnung sind, die aller-

dings dem sozialen ausgleich verpflichtet ist.

Den Grundwert Gerechtigkeit begründet die Christ-

liche Demokratie einerseits mit der Gleichheit aller 

menschen in ihrer von Gott gegebenen Würde und 

andererseits mit ihrer Gleichheit vor dem Gesetz.  

im liberalen rechtsstaat bedeutet Gerechtigkeit 

„gleiches recht für alle” und dass niemand aufgrund 

seines Glaubens, seines amtes, seiner herkunft oder 

anderer merkmale vor dem Gesetz bevorzugt oder 

benachteiligt werden darf. im bereich des Wirtschafts-

lebens und hinsichtlich der sozialpolitik unterscheiden 

sich die Gerechtigkeitsvorstellungen der Christlichen 

Demokratie deutlich von anderen Vorstellungen, ins-

besondere von denen der sozialisten und kommunis-

ten, aber auch von denen der sozialdemokratie. im 

Vordergrund christlich-demokratischer Gerechtigkeits-

vorstellung steht nicht die absicht einer radikalen um-

verteilung von besitz und einkommen mit dem ziel, 

ungleiche Verteilung weitgehend aufzuheben, sondern 

Verteilungsgerechtigkeit und sozialer ausgleich ohne 

Gleichmacherei und vor allem die herstellung von 

Chancengerechtigkeit. nach diesem Verständnis soll 

jeder mensch die möglichkeit haben, sich so zu entfal-

ten, wie es seinen individuellen Wünschen und fähig-

keiten entspricht. Dazu bietet die Christliche Demo-

kratie den politisch-rechtlichen rahmen (liberaler 

rechtsstaat) und das sozialökonomische ordnungs-

konzept (soziale marktwirtschaft) an und macht im 

bereich der schul- und berufsausbildung sowie in der 

familienpolitik angebote, die den individuellen Wün-

schen und fähigkeiten entsprechend angenommen 

werden können.

Wirtschafts- und sozialpolitisches Leitbild der 

Christlichen Demokratie ist die Soziale Markt-

wirtschaft.1 in diesem konzept werden die Grund-

werte „freiheit” und „Gerechtigkeit” praktisch mit-

einander verbunden. es wurde nach ende des zwei-

ten Weltkriegs vor allem von den deutschen national- 
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ökonomen Walter eucken und alfred-müller-armack  

(der später Vorsitzender der konrad-adenauer-stif-

tung war) gemeinsam mit dem rechtswissenschaftler 

franz böhm entwickelt und vom damaligen bundes-

wirtschaftsminister, späteren bundeskanzler und  

CDu-bundesvorsitzenden ludwig erhard umgesetzt. 

aus dem Grundwert freiheit ergibt sich folgerichtig 

das klare bekenntnis zu einer marktwirtschaftlichen, 

d.h. auf Privateigentum, freier unternehmerischer 

aktivität und Wettbewerb basierenden Wirtschaftsord-

nung. Da das erste ziel der marktwirtschaft, nämlich 

die optimale Versorgung der bevölkerung mit Gütern 

und Dienstleistungen, nicht allein über die institution 

des freien, ungeregelten marktes erreicht werden 

kann und dieser gelegentlich sozial unerwünschte 

folgen verursacht (z.b. Wirtschaftskrisen, arbeits-

losigkeit), legt der staat im konzept der sozialen 

marktwirtschaft rechtliche rahmenbedingungen fest, 

innerhalb derer sich das marktgeschehen vollzieht. 

neben regulierungen zum erhalt des freien Wettbe-

werbs, z.b. durch sicherung von Gewerbe- und Ver-

tragsfreiheit, monopolkontrolle und kartellrecht sowie 

vorübergehenden eingriffen des staates im falle 

schwerer störungen der gesamtwirtschaftlichen ent-

wicklung (Weltwirtschaftskrisen) ergänzt die soziale 

marktwirtschaft daher als zweites ziel die herstellung 

humaner arbeitsverhältnisse. in der Praxis werden 

diese ziele durch das Verbot von kinder- und zwangs-

arbeit, regulierungen der wöchentlichen arbeitszeit 

oder (von land zu land variierende) kündigungs-

schutzregeln gewährleistet. auch die anerkennung  

der organisationsfreiheit der beschäftigten und das 

recht der Gewerkschaften zur Verhandlung über 

löhne und arbeitsbedingungen (tarifautonomie) sind 

im konzept der sozialen marktwirtschaft fest veran-

kert. 

im rahmen dieses Wirtschaftskonzepts, das für die 

initiatoren nicht nur ein Wirtschaftssystem, sondern 

eine sozialethik darstellte, betont die Christliche 

Demokratie die Sozialpflichtigkeit des Privat-

eigentums. Privateigentum sowie private initiative 

und Verfügung über Produktionsfaktoren ergeben  

sich ebenso wie die damit verbundene übernahme 

unternehmerischer Verantwortung und risiken aus 

dem Grundwert der freiheit und dem daraus abge-

leiteten recht auf freie entfaltung der Person. Den-

noch unterstreicht die Christliche Demokratie, dass 

eigentum verpflichtet, d.h. dass es einen nutzen für 

die allgemeinheit stiften und nicht allein dem Wohl  

der eigentümer dienen soll. schutz und sozialpflichtig-

keit des Privateigentums sind in Deutschland sowohl 

konstitutionell verankert (GG art. 14, abs. 2) als auch 

fester bestandteil christlich-demokratischer Program-

matik (CDu Deutschland 2007: 49).

Der Grundwert Solidarität kennzeichnet zunächst 

eine allgemeine menschliche haltung, die von den 

Gedanken der humanität und nächstenliebe abgelei-

tet ist. er verpflichtet „den starken” zum eintritt für 

„den schwachen”. in der sozialen marktwirtschaft 

kommt solidarität dort zum tragen, wo sich einzelne 

menschen (vorübergehend) nicht (mehr) am arbeits-

markt beteiligen können. Dies betrifft vor allem kran-

ke, schwangere, alte und arbeitslose. um seinen 

sozialpolitischen Verpflichtungen (und anderen staats-

auf-gaben wie Garantie innerer und äußerer sicher-

heit, bildung, infrastrukturentwicklung) nachkommen 

zu können, erhebt der staat steuern und einkom-

mensabhängige beiträge auf arbeitseinkünfte und 

andere einkommen. steuerzahler und beschäftigte 

erwerben daraus ansprüche auf eine Versorgung, sei 

es vorübergehend, wie im falle von krankheit oder  

arbeitslosigkeit, oder auf Dauer, wie im falle von 

altersrenten. Christlich-demokratisch sind an der 

sozialen ausrichtung der sozialen marktwirtschaft 

jedoch weniger die ziele (solidarität mit schwachen, 

Verhinderung von armut sowie von ausschluss aus 

dem Wirtschaftsleben) als die begründung und die 

eingesetzten mittel (s. 3.2). im unterschied zu ande-

ren wirtschafts- und gesellschaftspolitischen ansätzen 

betont die christlich-demokratische sozialpolitik zum 

einen das Gebot der individuellen Würde, die unab-

hängig von einkommen und stellung im erwerbsleben 

(beschäftigt oder arbeitslos, krankheitsbedingte er-

werbsunfähigkeit oder in rente) gewahrt bleiben 

muss, zum anderen aber auch, dass neben der soli-

darischen absicherung von lebensrisiken durch den 

staat bzw. seine sozialversicherungssysteme auch 

private Vorsorge und absicherung gegenüber den 

Wechselfällen des lebens zu stehen hat. zudem be-

tont christlich-demokratische sozialpolitik, dass der 

empfang öffentlicher sozialer leistungen zu eigen-

verantwortung und -initiative verpflichtet.

Christlich-demokratische Wirtschafts- und So-

zialpolitik fördert den aktivierenden staat, richtet 

sich aber gegen dessen „allmacht”. es gilt der Grund-

satz: so viel staat wie nötig (z.b. zur herstellung  

des politischen ordnungsrahmens der marktwirtschaft 

oder zur solidarischen absicherung von lebensrisi-

ken), aber so wenig staat wie möglich. im unter-

schied zu sozialistischen oder sozialdemokratischen 

Politik- und sozialmodellen werden in christlich-

demokratisch geprägten Gesellschaften zahlreiche 

öffentliche aufgaben an kleinere, vom staat unab-

hängige einheiten delegiert. Das entspricht der idee 

der subsidiarität, wonach der staat auf die übernah-

me von aufgaben verzichtet, wenn einzelne oder 

jeweils kleinere Gemeinschaften diese wahrnehmen 

können.
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Die Christliche Demokratie hat ein besonderes Ver-

hältnis zu den christlichen Kirchen, sie ist aber 

nicht deren „politischer arm”. Die Christliche Demo-

kratie legt Wert auf die trennung von staat und kir-

che, gleichwohl teilen die Christliche Demokratie und 

die kirchen dieselben Werte. Dazu zählen das christ-

liche menschenbild, das bekenntnis zur individuellen 

menschenwürde, die achtung von freiheit und Verant-

wortung, der schutz des ungeborenen lebens, die 

bewahrung der schöpfung und die besondere beto-

nung der familie als kleinste gesellschaftliche einheit. 

Die kirchen werden zudem als sittliche und moralische 

leitinstanzen und als orte der förderung von bürger-

sinn und Gemeinwohl geschätzt. Das besondere Ver-

hältnis zu den kirchen in christlich-demokratisch 

geprägten ländern wird auch darin ersichtlich, dass 

sich christlich-demokratische Parteien für den christ-

lichen religionsunterricht als reguläres schulfach  

an öffentlichen schulen einsetzen. zudem werden in 

zahlreichen christlich-demokratisch geprägten ländern 

(Dänemark, Deutschland, italien, Österreich, schweiz, 

schweden, spanien) kirchensteuern durch den staat 

erhoben. schließlich setzt sich die Christliche Demo-

kratie für den erhalt christlicher symbole und feier-

tage ein – bei aller toleranz gegenüber allen anderen 

religionen.

seit 1945 haben christlich-demokratische Parteien die 

Politik in zahlreichen westeuropäischen ländern sowie 

auf europäischer ebene maßgeblich bestimmt. zum 

teil sind sie – wie in belgien, Deutschland, luxem-

burg, ungarn oder der slowakei – gegenwärtig auch 

in der regierungs(mit)verantwortung. ihre lang an-

haltenden erfolge verdankt die Christliche Demokratie 

vor allem der tatsache, dass sie unterschiedliche 

politische strömungen und Denkrichtungen integriert 

und so die politische mitte besetzt und repräsentiert 

hat. Die Christliche Demokratie ist grundsätzlich 

marktwirtschaftlich ausgerichtet, sie ist aber keine 

Verfechterin eines ungezügelten marktliberalismus.  

sie gestaltet Politik auf der Grundlage ihres christ-

lichen menschenbildes, betont aber, dass sich aus  

dem christlichen Glauben kein bestimmtes praktisches 

Programm ableiten lässt und ist deshalb nicht der in 

den politischen raum hinein verlängerte arm der 

kirchen. sie ist liberal, vertritt aber mehr als andere 

Parteien die auffassung, dass der individuellen frei-

heit im rechtsstaat Grenzen zu setzen sind, um eine 

stabile politische ordnung und innere wie äußere 

sicherheit aufrechtzuerhalten. sie ist gegenüber an-

deren religionen tolerant, weltoffen und um friedliche 

nachbarschaftspolitik ebenso bemüht wie um die 

fortgesetzte europäische integration. aber sie betont 

auch heimatverbundenheit, nationale und regionale 

identität, nationale symbole und Werte (in Deutsch-

land vor allem die Verfassung, christliche Werte und 

die deutsche kultur) und ist nicht befürworterin eines 

unreglementierten multikulturellen nebeneinanders.

Christlich-demokratische Politik stimmte für lange zeit 

mit den Werten und Politikerwartungen der bevölke-

rungsmehrheit in westeuropäischen ländern überein. 

Christlich-demokratische Parteien haben sich zu mit-

gliederstarken, sozial heterogenen und politisch leis-

tungsfähigen Volksparteien der Mitte entwickelt, 

weshalb ohne sie über viele Jahre keine regierungs-

bildung möglich war bzw. noch immer ist. allerdings 

stehen auch die christlich-demokratischen Parteien  

in europa vor neuen herausforderungen. zum einen 

leiden sie unter der auflösung traditioneller Partei-

bindungen der Wählerinnen und Wähler, an nachlas-

sender politischer mobilisierungsfähigkeit sowie an 

individualisierungs- und entsolidarisierungstendenzen 

in der Gesellschaft. besonders in Großstädten fällt  

es christlich-demokratischen Parteien zunehmend 

schwer, mehrheiten zu mobilisieren, während ländliche 

Gebiete mit einem höheren anteil an aktiven Christen, 

landwirten und mittelständischen unternehmern noch 

immer zu ihren hochburgen zählen. zum anderen  

erreicht der von christlich-demokratischen Parteien 

mitgestaltete sozialstaat aufgrund des demographi-

schen Wandels und den sozialen folgen der Globalisie-

rung die Grenzen seiner leistungsfähigkeit. 

Die christlich-demokratischen Parteien haben darauf 

inhaltlich, programmatisch sowie strategisch und 

organisatorisch zu reagieren, ohne dabei ihre Grund-

prinzipien und ihre Glaubwürdigkeit aufzugeben. 

Gesellschaftspolitisch geschieht dies z.b. durch die 

suche nach neuen anhängern unter dem so genann-

ten liberalen Großstadtbürgertum (gut ausgebildete 

fachkräfte mit guten einkommen), der suche nach 

neuen koalitionspartnern auf der Grundlage gemein-

samer Werte oder durch den Dialog mit angehörigen 

anderer konfessionen und Glaubensrichtungen unter 

Wahrung christlicher Werte, aber mit betonung von 

Gemeinsamkeiten, z.b. im bereich der familie. 

Parteipolitisch versuchen christlich-demokratische 

Parteien ihren anhängern attraktive teilnahmeformen 

am innerparteilichen leben einzuräumen, beispiels-

weise durch ein aktives lokales Parteileben, mehr 

direktdemokratische Verfahren, z.b. bei der Pro-

grammdiskussion und -abstimmung oder der auswahl 

von kandidaten, die Öffnung für nichtmitglieder auf 

lokaler ebene oder die möglichkeit von befristeter 

mitgliedschaft. Wirtschaftspolitisch liegen die schwer-

punkte heute vor allem im bestreben, die globalen 

und einheimischen märkte so zu regulieren, dass sie 

nicht – wie im falle der finanzmarkt- und Wirtschafts-
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krise von 2008/09 – ganze Volkswirtschaften an den 

rand des ruins bringen und damit auch die grund-

sätzlich marktwirtschaftliche Wirtschaftsordnung 

diskreditieren, gleichzeitig aber den raum für privat-

wirtschaftliches engagement nicht zu sehr einengen. 

Die politische Gestaltung der sozialen marktwirt- 

schaft unter den bedingungen der Globalisierung  

zählt – neben den bemühungen, unter Wahrung ihrer 

Grundwerte neue anhängergruppen anzusprechen, 

ohne die traditionellen zu verlieren – mit zu den 

größten herausforderungen, denen sich christlich-

demokratische Parteien heute zu stellen haben. 

Dieses Wirtschafts- und Sozialkonzept ist v.a. in der 
deutschen Christlichen Demokratie charakteristisch. 
In anderen Ländern verfolgen Christdemokraten ähnliche 
Ziele, allerdings unter anderem Namen, z.B. „sozialer  
Kapitalismus” (Niederlande), „korporatistischer Wohl-
fahrtsstaat” (Österreich). 

1|



2.  entWiCklunGsGesChiChte Der ChristliChen 
Demokratie in euroPa1

Die Christliche Demokratie ist primär ein kontinental-

europäisches Phänomen.2 sie entstand als reaktion 

auf die französische revolution 1789 und die von 

frankreich ausgehende liberalisierung und Verwelt-

lichung (säkularisierung) des politischen und sozialen 

lebens in europa. Der begriff démocratie chrétienne 

wurde erstmals im Jahre 1791 in einer gesetzgeben-

den Versammlung von bischof lamourette von lyon 

gebraucht, hatte aber zunächst rein religiöse bedeu-

tung. er intendierte eine idealvorstellung der demo-

kratischen urkirche und wurde auf die kirchliche 

organisation übertragen. Der begriff zielte auf demo-

kratische Gemeindestrukturen sowie auf den abbau 

von hierarchischer organisation. zwischen 1830 und 

1848 gewann der begriff „Christliche Demokratie” 

soziale und politische konturen. Protagonisten waren 

zunächst katholiken, die versuchten, eine brücke  

von der kirchlichen haltung zur politischen realität  

zu schlagen. für evangelische Christen stellte sich  

die frage nach einer begründung christlicher Politik – 

nach zögerlichen ansätzen in der zwischenkriegszeit – 

erst nach 1945. sie hatten aufgrund ihrer unter-

schiedlichen kirchlich-sozialethischen haltung und 

auch aufgrund der engen Verbindung von thron und 

altar in den monarchischen staaten einen anderen 

zugang zur christlich-demokratischen idee. statt  

auf das naturrecht beriefen sich evangelische Christen 

auf eine theologischen anthropologie. außerdem war 

der Grad an vereins- und parteimäßigen bindungen 

geringer als im katholizismus. im Protestantismus 

blieben daher konservative sowie religiös-karitative, 

christlich-soziale Positionen dominierend. Darüber 

hinaus entfiel in den protestantisch geprägten ländern 

europas (vor allem in skandinavien und Großbritan-

nien) der später parteiprägende konflikt zwischen 

kirche und staat. in Dänemark und Großbritannien 

wurde bereits im 17. Jahrhundert der Versuch unter-

nommen, eine allgemeine schulpflicht unter staatli-

cher, d.h. weltlicher aufsicht einzurichten. Die situa-

tion war hier weit weniger konfliktgeladen, da die 

lutherische und anglikanische staatskirche als gleich-

berechtigte Partner des staates anerkannt wurden. 

Protestantische Christen in den genannten ländern 

formten dann eher allianzen mit konservativen in der 

politischen auseinandersetzung mit liberalen kräften 

und waren bestrebt, die monarchie zu verteidigen.

Von dem bretonischen Priester robert lamennais  

und seinen mitstreitern, Charles de montalembert  

und henri Dominique lacordaire, wurde die christlich-

demokratische idee erstmals näher entfaltet. unter 

Verweis auf die belgische Verfassungsbewegung von 

1830, die von den liberalen und den katholiken ge-

tragen wurde („unionsgedanke”), erhoben sie die for-

derungen nach trennung von kirche und staat sowie 

nach religions-, Gewissens-, unterrichts-, Presse-  

und Vereinsfreiheit. Die Verbindung von Demokratie 

und Christentum blieb dabei jedoch von theologisch-

traditionalistischen Vorstellungen getragen. ein umfas-

sendes politisches Programm wurde nicht entwickelt. 

Die leistung lamennais‘ besteht allerdings darin, dass 

er früh die zunehmende bedeutung des Volkes als 

handlungssubjekt (Volkssouveränität) wie auch die 

soziale frage als bestimmende faktoren der gesell-

schaftlich-politischen ordnung des 19. Jahrhunderts 

erkannte.

entwickelte sich der moderne staat in den kontinen-

taleuropäischen ländern als eine „revolte gegen Gott 

und die religion” und die Jahrhunderte währende ab-

solutistische herrschaft von „Gottes Gnaden”, so sah 

lamennais religion und Demokratie prinzipiell keines-

wegs als Gegensätze, sondern als einander durch-

dringende Größen an. freiheit, Gerechtigkeit und 

Gleichheit verstand er als theologische elemente, 

deren religiös-sittliches Verständnis er vom individua-

listischen liberalismus abhob. lamennais hoffte für 

die zukunft auf ein bündnis von christlich-liberalen 

kräften und individualistisch-säkularem liberalismus, 

das sich allerdings noch lange nicht einstellte.
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im Jahre 1862 entfaltete der bischof von mainz, 

Wilhelm emmanuel freiherr von ketteler, in seiner 

schrift „freiheit, autorität und kirche” das theore-

tische Grundgerüst für die haltung der katholiken zur 

staatsmacht, zum Verhältnis zwischen kirche und 

staat, zur politischen betätigung der katholiken und 

der Vertretung ihrer rechte in der konstitutionellen 

ordnung. er rechtfertigte den konstitutionalismus 

und empfahl den katholiken, alle politischen, parla-

mentarischen und kommunikativen möglichkeiten  

(z.b. Presseorgane) zugunsten der katholischen in-

teressen wahrzunehmen. Pragmatisch stellte sich 

ketteler auf den boden gemäßigt liberal-rechtsstaat-

licher Grundsätze. er wandte sich gegen den absolu-

tismus und den Polizeistaat, denen er den „wahren 

rechtsstaat” gegenüberstellte, der „auf freiheit und 

selbstregierung” beruhe. Weitere forderungen waren: 

rechtsschutzgarantie des staates, die angemessene 

Differenzierung zwischen staats- und Privatrechtsord-

nung, eine Verwaltungsgerichtsordnung, ein oberstes 

reichsgericht sowie ein unabhängiger richterstand. 

Wesentliches fundament des rechtsstaats ist dem-

nach seine normative ordnung, „ein gerechtes maß, 

nach dem gemessen wird, ein gerechtes Gesetz, nach 

dem geurteilt wird”. mit seiner forderung, die kirch-

liche freiheit als Grundrecht in der reichsverfassung 

von 1871 zu verankern, ist er jedoch gescheitert. 

Dennoch repräsentiert ketteler den liberalen katho-

lizismus in konstitutionellen systemen. zugleich  

wurde er zum Wegbereiter einer christlichen sozial-

reform. seine schriften markierten bis zum ende des 

19. Jahrhunderts die gedanklichen Grundlinien des 

politischen katholizismus, wie sie auch in den inter-

fraktionellen Vereinigungen von katholischen mitglie-

dern der frankfurter nationalversammlung 1848/49 

vertreten wurden.

Christliche Parteien wurden in europa ab den 1870er 

Jahren gegründet. Die ursachen dafür lagen einerseits 

im erstarken des bürgertums und seiner politischen 

Philosophie, dem liberalismus, sowie andererseits in 

der industriellen revolution und deren sozialen be-

gleiterscheinungen.

Der liberalismus setzte nicht nur revolutionäre poli-

tische forderungen wie die nach einem bürgerlich-

demokratischen nationalstaat, einführung des allge-

meinen (männer)Wahlrechts, stärkung der Parlamente 

und Gründung politischer Parteien auf die tagesord-

nung. Das bürgertum, zum teil in zusammenarbeit 

mit konservativen kräften, machte der (katholischen) 

kirche auch zunehmend konkurrenz in bildungs- und 

erziehungsfragen.    

in Deutschland beispielsweise befanden sich katho-

liken nach der reichseinigung von 1871 in der minder-

heit. um sich gegen die Dominanz des preußischen, 

überwiegend protestantischen adels um reichskanzler 

otto von bismarck durchzusetzen – er versuchte,  

die macht der katholischen kirche zurückzudrängen –, 

gründeten katholische abgeordnete 1869/70 die 

zentrumspartei. Während die Politik des reichskanz-

lers darauf gerichtet war, eine stärker zentralistische 

politische ordnung in Deutschland zu errichten, befür-

wortete die zentrumspartei die föderale ordnung und 

trat für größere unabhängigkeit der bundesstaaten 

ein. Die hauptursache des konflikts mit der reichsre-

gierung, den preußisch-konservativen und v.a. libe-

ralen politischen kräften waren jedoch die bemühun-

gen des reichskanzlers, den einfluss der katholischen 

kirche – insbesondere in schul- und bildungsfragen – 

zurückzudrängen und ein staatliches, damit auch welt-

liches bildungsmonopol zu errichten. nicht nur die 

katholische amtskirche, sondern v.a. auch die laien-

organisationen, das katholische milieu im reich, for-

derten dagegen die unabhängigkeit kirchlicher (katho-

lischer) institutionen. auch konfessionsschulen und 

die geistliche schulaufsicht sollten nach auffassung 

des zentrums erhalten bleiben. Das protestantische 

Preußen zwang den katholiken in Deutschland, an 

deren spitze sich die zentrumspartei als politische 

bewegung setzte, den sog. kulturkampf auf (Vertrei-

bung des Jesuitenordens; reglementierung der seel-

sorge durch Verbot von Predigten, Prozessionen; auf-

hebung der kirchlichen ehegesetzgebung u.a.), was 

letztlich jedoch zu einem erstarken des politischen 

katholizismus und der 1870 gegründeten zentrums-

partei im Deutschen reich führte.

neben der kulturell-politischen auseinandersetzung 

mit den liberalen (und zum teil konservativen) Par-

teien geht die Gründung christlicher Parteien auf die 

folgen der industriellen revolution und die auseinan-

dersetzung der katholischen kirche mit der lage der 

arbeiter zurück. Die begleiterscheinungen der indus-

triellen revolution waren u.a. massenhafte urbanisie-

rung, soziale not und Verelendung großer bevölke-

rungsgruppen. Der sich verschlechternden sozialen 

lage der arbeiter begannen sich – neben sozialistisch 

orientierten organisationen – v.a. katholisch-soziale 

bewegungen anzunehmen. Der karitativ-solidarischen 

lehre des Christentums – hilfe für den mitmenschen 

und soziale integration – folgend, strebten die katho-

lisch-sozialen bewegungen die lösung der sozialen 

frage durch eine moralische bekämpfung des politi-

schen und wirtschaftlichen liberalismus an. Diese 

integrationsbestrebungen und die orientierung an 

berufsständischen ordnungsideen fanden im katho-

lischen Vereinswesen und in der christlichen Gewerk-

schaftsbewegung einen organisatorischen ausdruck 

und beeinflussten darüber hinaus die spätere sozial-

gesetzgebung in den kontinentaleuropäischen staaten 

maßgeblich.
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WEItERFüHREndE InFoRmAtIonEn:  

dIE CHRIStlICHE dEmoKRAtIE und dIE SoZIAllEHRE von PAPSt lEo XIII.

 

Die staats- und soziallehre leos Xiii. (1878–1903) war für die Christliche Demokratie nicht nur theore-

tisch-programmatisch, sondern auch in partei- und sozialpolitischer hinsicht von großer bedeutung:  

leo Xiii. führte die katholische kirche aus der restriktiven haltung heraus, die seine Vorgänger, z.b.  

Pius iX. im Syllabus errorum (1864) gegenüber dem liberalismus und jeglicher form neuer sozialer und 

politischer ideen eingenommen haben, und öffnete kirche und sozialethik behutsam für neue fragen.  

in seinen staatsenzykliken (seit 1881) forderte leo die katholiken frankreichs und der länder, in denen 

sich die republikanische ordnung durchgesetzt hatte, auf, diese anzuerkennen. er hielt sich allerdings  

in der frage der staatsform neutral (sog. staatsneutralitätsthese) und missbilligte gleichzeitig politische 

aktivitäten und bewegungen von katholiken, die (zwangsläufig) die Demokratie fördern würden und 

bestehende monarchien zu stürzen drohten. Prinzipiell wurde jedoch mit der anerkennung der republika-

nischen ordnung durch den Papst die kirchliche haltung zur staats- und regierungsform an die faktischen 

verfassungsstaatlichen und rechtspolitischen möglichkeiten und entwicklungen der staaten gebunden. 

im Jahre 1891 veröffentlichte leo Xiii. mit der enzyklika Rerum novarum: Über die Arbeiterfrage (1891) 

das erste päpstliche sozialrundschreiben der katholischen kirche. in ihm wird neben den forderungen 

nach lohngerechtigkeit und stärkerer staatlicher aktivität im Wirtschaftsprozess auch das koalitionsrecht 

der arbeiterschaft bejaht. Das Dokument konstatierte, dass arbeiterschutz allein nicht genüge und plä-

dierte entsprechend für die bildung von zeitgemäßen arbeitnehmerorganisationen. Gegenüber dem nicht-

interventionsprinzip (sog. nachtwächterstaat) betont die enzyklika die Pflicht des staates, das Gemein-

wohl zu fördern. Rerum novarum brachte zum einen den Durchbruch für die sozialprogrammatik der 

christlich-sozialen bewegung (konzepte zur lösung der sog. sozialen bzw. der industrie- und arbeiter-

frage). Die enzyklika forderte nicht direkt die Gründung politischer bewegungen oder Parteien zur Durch-

setzung der sozialethischen forderungen, aber diese tendenzen ergaben sich aus den geforderten solida-

rischen aktionen der katholiken. neben dem staat und der kirche nennt das rundschreiben das solida-

rische zusammenwirken von arbeitgebern und arbeitnehmern als wichtigste faktoren bei der lösung  

der sozialen frage. so ergaben sich aus dem sozialdokument eindringliche, wenngleich mittelbar hervor-

gerufene soziale und politisch-demokratische tendenzen. 

in belgien, Deutschland, Österreich, der schweiz, frankreich und italien wie auch in vielen anderen mittel- 

und osteuropäischen ländern hatten sich im anschluss an das päpstliche rundschreiben zahlreiche zirkel 

und studiengemeinschaften gebildet, um auf der basis der sozialenzyklika sozialpolitische konzepte zu 

entfalten und in dieser richtung zu wirken. zwangsläufig sollten diese Gruppen – teilweise waren es auch 

parlamentarische Gruppierungen – politischen bzw. parteipolitischen Charakter annehmen.  

 

allerdings wollte leo diese entwicklungen nicht sich selbst überlassen. aus kirchlichen und kirchenpoliti-

schen Gründen wollte er die partei- und verbandspolitischen entwicklungen kontrollieren und die christ-

lich-demokratischen aktivitäten ganz auf soziale und karitative aktivitäten einengen. in der enzyklika 

Graves de communi: Über die christliche Demokratie (1901), in der zum ersten mal ein päpstliches Doku-

ment stellung zur Christlichen Demokratie nahm, lehnte der Papst die Christliche Demokratie als politi-

sche bewegung ab und forderte, alles zu unterlassen, was „dem namen ‚Christliche Demokratie’ einen 

politischen sinn” geben könne. Denn die „Gesetze der natur und des evangeliums müssen von jeder form 

staatlicher Verfassung unabhängig sein, weil ihr rechtscharakter über die Wechselfälle des menschlichen 

lebens erhaben ist; aber sie müssen auch mit jeder staatsform vereinbar sein, soweit diese nicht der 

sittlichkeit und Gerechtigkeit widerstreitet”. entsprechend habe der katholik die neutralität der kirche in 

der frage der staats- und regierungsform zu respektieren und es zu unterlassen, eine bestimmte staats-

form einer anderen vorzuziehen und ihr zum Durchbruch zu verhelfen. Der begriff „christliche Demokratie” 

wird von Papst leo Xiii. in der enzyklika rein auf soziale zielsetzungen eingeengt; staatlich-politische 

forderungen werden in diesem zusammenhang ausdrücklich verworfen. Der begriff habe, so leo, einen 

„gefährlichen beigeschmack”, da er das bestreben nach Demokratie in sinne der Volksherrschaft inten-

diere; mit der katholischen lehre und ihrer neutralen haltung zu den verschiedenen staatsformen sei er 

daher unvereinbar.
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im späten 19. Jahrhundert mussten sich die im ent-

stehen befindlichen christlichen Parteien in europa 

nicht nur gegen liberale und – wie in Deutschland – 

protestantisch-konservative kräfte behaupten, auch 

der Vatikan leistete zunächst erheblichen Widerstand 

gegen ihre formierung und das weltliche politische 

„spiel” um anhänger, Wählerstimmen, Parlaments-

sitze und politische macht. Papst Pius iX. (1846-1878) 

untersagte per erlass (non expedit) 1874 den katho-

liken italiens zunächst jegliche politische aktivität. 

Daraus resultierte ein heftiger konflikt zwischen dem 

heiligen stuhl und den Vorgängerinstitutionen der 

Democrazia Cristiana (1942-1994), dem Partito 

Populare Italiano (PPi) und der Azione Cattolica.  

Dies waren politisch-soziale laienorganisation, die ins 

leben gerufen worden waren, um den katholizismus 

zu einer Volksbewegung für die sozial gerechte er-

neuerung von Politik und Gesellschaft umzugestalten 

und gleichsam den sozialismus, wie er von den Par-

teien und Gewerkschaften der arbeiterbewegungen 

vertreten wurde, überflüssig zu machen.

unter dem Druck des liberalismus und der industriel-

len revolution einerseits und der Dynamik der Grün-

dung von politisch und sozial orientierten katholischen 

laienorganisationen in zahlreichen westeuropäischen 

ländern (belgien, Deutschland, italien, niederlande, 

Österreich, schweiz) andererseits gab der Vatikan 

seinen Widerstand gegen die Gründung christlicher 

Parteien schließlich auf. maßgeblich dafür war zum 

einen die staats- und soziallehre von Papst leo Xiii. 

(siehe seite 15). zum anderen hatte die christlich-

katholische sozialbewegung bis zum ende des 19. 

Jahrhunderts ein dichtes netz an Vereinen, Genossen-

schaften, Gewerkschaften und z. t. auch Parteien 

errichten können, die gleichermaßen erfolgreich 

(katholische) Christen politisch ansprachen, sie in  

das dichte politische und soziale netzwerk integrier-

ten, ihnen eine politische wie soziale „heimat” boten 

und – für den Vatikan schließlich ein überaus wichtiger 

Gesichtspunkt – einen Gegenentwurf zu den marxis-

tisch orientierten Parteien, Gewerkschaften und ideo-

logien darstellten.

Die christlichen Parteien Westeuropas – in Österreich 

die Christlich-soziale Partei, in der schweiz die katho-

lisch-konservative Partei, in italien die Democrazia 

Cristiana, in den niederlanden die katholische Volks-

partei und in Deutschland die zentrumspartei – hatten 

sich zu gut organisierten milieuparteien entwickelt, 

die die unterstützung eines Großteils der katholischen 

Wähler bekamen, und zwar weitgehend unabhängig 

von deren sozialer oder wirtschaftlicher Position. Die 

christlich-demokratischen Parteien integrierten unter-

nehmer, angestellte, handwerker, Gewerbetreibende 

und landwirte ebenso wie arbeiter, was für ihren späteren 

erfolg von großer bedeutung war. so erreichte beispiels-

weise die zentrumspartei ab den reichstagswahlen von 1874 

regelmäßig einen stimmenanteil von knapp 30% und ent-

sandte kontinuierlich zwischen 90 und 100 abgeordnete in 

den Deutschen reichstag. sie war im politischen leben im 

Deutschen reich eine feste Größe geworden, ähnlich wie ihre 

schwesterparteien in den kontinentaleuropäischen nachbar-

ländern.

2.1  CHRIStlICH-dEmoKRAtISCHE tHEoRIE und 

PolItIK dER ZWISCHEnKRIEgSZEIt

nach dem ende des ersten Weltkriegs hob Papst benedikt 

XV. (1914-1922) nicht nur den erlass Pius’ iX. (non expedit) 

auf, er befürwortete sogar die Gründung einer christlichen 

Partei in italien. mit dem von luigi sturzo 1919 gegründeten 

Partito Populare Italiano (PPi) entwickelte sich aus den be-

wegungen des politischen und sozialen katholizismus eine 

Partei, die sich der katholischen soziallehre verpflichtet sah, 

für demokratische reformen wie z.b. die einführung des 

allgemeinen frauenwahlrechts eintrat und mit erfolg über 

alle sozialen klassen hinweg mitglieder und Wähler mobili-

sierte.

für Österreich und Deutschland bedeutete die nachkriegs-

zeit grundlegende Veränderungen der politischen Verhält-

nisse: das ende der monarchie und die errichtung von demo-

kratischen republiken. Die zentrumspartei verstand sich 

ihren richtlinien von 1922 gemäß als „christliche Volkspartei, 

die [...] fest entschlossen ist, die Grundsätze des Christen-

tums in staat und Gesellschaft, in Wirtschaft und kultur zu 

verwirklichen”. ihre rechtlichen und innerstaatlichen aufga-

ben waren bestimmt durch „die christliche staatsauffassung 

und durch den überlieferten Charakter als Verfassungspar-

tei”. ein „gewaltsamer umsturz der verfassungsmäßigen 

zustände” wurde dabei ebenso verworfen wie staatsallmacht 

und die „Verneinung oder auflösung des staatsgedankens”. 

man bekannte sich „zum deutschen Volksstaat, dessen form 

durch den Willen des Volkes auf verfassungsmäßigem Wege 

bestimmt wird. Das Volk muss als träger der staatsgewalt 

mit dem bewusstsein der Verantwortung für die staatsge-

schicke erfüllt werden. Darum sind die bürger aller Volks-

schichten in weitgehender selbstverwaltung an den öffent-

lichen angelegenheiten zu beteiligen [...]”.3

Die zentrumspartei war nach ende des kaiserreichs bemüht, 

die demokratisch-republikanische ordnung vom christlichen 

naturrecht her zu begründen. Volkssouveränität, bürgerliche 

Grundrechte und demokratische Willensbildung wurden ge-

fordert. ein weiterer Programmpunkt der christlichen bzw. 

christlich-demokratischen Parteien im europa der zwischen-

kriegszeit war die absicht, die verlorene stabilität früherer 

ordnung durch einen starken – aber keineswegs totalitären 

– staat wiederzugewinnen.



17

Die bemühungen, zwischen individuellen, sozialen 

und staatlichen kompetenzen im Gemeinwesen sys-

tematisch zu unterscheiden und kriterien für adäquate 

zuständigkeitsregeln zu entwickeln, zeigten sich an-

schaulich in der sozialenzyklika von Papst Pius Xi. 

Quadragesimo anno: Über die gesellschaftliche Ord-

nung (1931), die, wie seinerzeit Rerum novarum, 

große resonanz fand. zweifellos hatte diese enzyklika 

mit dem subsidiaritätsprinzip den für die christlich-

demokratische bewegung bedeutsamsten sozialethi-

schen und ordnungspolitischen Grundsatz formuliert. 

nach 1945 bestimmte er die staats-, Wirtschafts-  

und sozialprogrammatik der meisten christlichen 

Parteien mit. später wurde er auch in die Program-

matik liberaler und sozialdemokratischer Parteien 

sowie den maastrichter Vertragstext der europäischen 

union (1992) aufgenommen.

Das subsidiaritätsprinzip ist ein betont anti-etatisti-

sches konzept. es ist kern der christlichen sozialethik. 

Der begriff „subsidiarität” leitet sich, wie oben dar-

gelegt, aus subsidium („reserve, ersatz”) ab. nach 

dem subsidiaritätsprinzip setzt die Verwirklichung von 

freiheit eine eigenverantwortliche lebensgestaltung 

voraus. Die kleineren einheiten der Gesellschaft wie 

die familie, Gemeinden oder kommunen sollen die 

eigentlichen akteure des gesellschaftlichen lebens 

sein und in eigenverantwortung ihr leben gestalten 

können. Der staat soll nach diesem Prinzip auf die 

übernahme von aufgaben verzichten, die der einzelne 

oder jeweils kleinere Gemeinschaften erfüllen können. 

Was der bürger allein, in der familie und im freiwilli-

gen zusammenwirken mit anderen ebenso gut leisten 

kann, soll ihm vorbehalten bleiben. Der staat und 

übergeordnete gesellschaftliche einheiten stehen 

demgegenüber zunächst nur „in der reserve” und 

greifen ein, wenn die kleinere einheit zu einem selbst-

verantwortlichen leben nicht in der lage ist. Das sub-

sidiaritätsprinzip ist damit ein zuständigkeitsprinzip, 

das auch mit dem föderalen Gedanken korrespondiert. 

Quadragesimo anno ist gleichzeitig ausdruck der 

ambivalenz des sozialen und politischen katholizis-

mus. Wenngleich sich das Dokument gegen den 

(italienischen) faschismus abgrenzte und den totali-

tarismus verwarf, blieben entscheidende ordnungs-

politische indifferenzen bestehen. Wie die enzyklika 

blieb auch die katholische staats- und soziallehre der 

zwischenkriegszeit eine antwort auf die frage nach 

der prinzipiellen sicherung demokratisch-politischer 

und wirtschaftlicher Grundrechte schuldig.

obwohl die zentrumspartei in Deutschland fest auf 

dem boden der Weimarer reichsverfassung stand, 

sich zur parlamentarischen Demokratie bekannte und 

den ausbau des sozialstaates vorantrieb, wurden  

die jungen republiken in Deutschland und Österreich 

im konflikt zwischen unterstützern und feinden der 

parlamentarischen Demokratie regelrecht aufgerieben. 

in den auseinandersetzungen zwischen den Gegnern 

der Demokratie, faschisten und nationalsozialisten  

auf der einen seite und kommunisten auf der ande-

ren, und ihren befürwortern stellten sich die die 

christlichen Parteien auf die seite der Demokraten  

und gingen bündnisse mit ihren früheren kontrahen-

ten, den liberalen und konservativen Parteien, ein. 

Dennoch konnten sie die regierungsübernahme der 

faschisten und nationalsozialisten nicht verhindern. 

Der italienische PPi wurde von mussolini bereits 1926 

aufgelöst, sein Generalsekretär, alcide De Gasperi,  

(s. 4.3) inhaftiert. in Deutschland forderte Propagan-

daminister Joseph Goebbels die führung des zen-

trums auf, schleunigst „ihren laden zu schließen”,  

da er den sozialreformerischen „experimenten” dieser 

Partei nicht länger zusehen werde. Der auflösung des 

zentrums und der anderen demokratischen Parteien 

sowie der Gewerkschaften wenige monate nach der 

machtergreifung der nationalsozialisten in Deutsch-

land 1933 folgten die Verdrängung von christlich-

demokratischen Politikern aus ihren ämtern, ihre 

Verfolgung oder inhaftierung sowie das Verbot christ-

lich-demokratischer Parteien in den von den national-

sozialisten besetzten ländern europas. Wie viele 

andere demokratische Politiker und Gegner des ns-

regimes bezahlten auch zentrumspolitiker und christ-

liche Gewerkschafter ihre opposition zu den national-

sozialisten mit ihrem leben.

2.2  dIE CHRIStlICHE dEmoKRAtIE  

SEIt 1945

nach dem zweiten Weltkrieg entstanden christlich-

demokratische und christlich-soziale Parteien in ita-

lien, luxemburg, frankreich, Österreich, Deutschland, 

belgien, norwegen bzw. wurden wieder gegründet, 

später in finnland, der schweiz, den niederlanden  

und dann in spanien. Die in osteuropa nach 1945 

wiedererstandenen christlichen Parteien konnten  

dem Druck der kommunistischen machthaber aller-

dings nur kurz standhalten.
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WEItERFüHREndE InFoRmAtIonEn:  

CHRIStlICHE dEmoKRAtIE Im KommunISmuS: dIE Cdu In dER ddR

 

nachdem die sowjetische besatzungsmacht in ihrer zone mit dem befehl nr. 2 vom 10. Juni 1945 die 

Gründung politischer Parteien zugelassen hatte, trat die CDu bereits am 26. Juni in berlin mit ihrem 

Gründungsaufruf hervor. sie wollte eine dezidiert christliche und zugleich überkonfessionelle sammlungs-

bewegung sein. Viele ihrer Gründerpersönlichkeiten, wie der erste Vorsitzende andreas hermes und sein 

nachfolger Jakob kaiser, kamen aus dem Widerstand gegen den nationalsozialismus.  

 

Die neu entstandene Partei musste sich jedoch, wie ihr bürgerliches Pendant, die liberal-Demokratische 

Partei Deutschlands (lDPD), ausdrücklich den Weisungen und der kontrolle der besatzungsmacht unter-

werfen. eine wirklich freie entfaltung war von anfang an nicht möglich. alles lief darauf hinaus, durch 

Verdrängung der demokratischen Parteien, durch besetzung der schaltstellen in der öffentlichen Verwal-

tung und in den gesellschaftlichen institutionen sowie durch radikale Verstaatlichung des handels, der 

industrie und des bankwesens ein kommunistisches system nach sowjetischem muster in der sbz/DDr  

zu errichten. Gegen diese bestrebungen versuchten die bürgerlichen Politiker zunächst den Weg der 

selbstbehauptung und des Widerstandes, wie er etwa in den berühmten Worten Jakob kaisers beim  

2. Parteitag der sbz-CDu vom september 1947 zum ausdruck kam: „Wir müssen und wir wollen Wellen-

brecher des dogmatischen marxismus und seiner totalitären tendenzen sein!” 

 

Doch nach der DDr-Gründung im oktober 1949 verschärften sowjets und die kommunistische staats-

partei seD die repressionen gegen demokratische Politiker. mit Drohungen, willkürlichen Verhaftungen, 

physischem und psychischem terror zwangen sie die bürgerlichen Politiker zu resignation und anpassung, 

zur aufgabe ihrer ämter und häufig zur flucht in den Westen. bis zum oktober 1950 verlor die CDu in der 

DDr ca. 25% ihrer mitglieder. bei ihrem 6. Parteitag im oktober 1952 in berlin musste sie den führungs-

anspruch der seD „vorbehaltlos” anerkennen.  

 

in der folgezeit war das bild der CDu in der DDr nach außen geprägt von seD-getreuen funktionären. 

Die Parteisatzung bekundete „treue zum sozialismus” sowie den Willen zur „vertrauensvollen zusammen-

arbeit mit der Partei der arbeiterklasse.” Die offensichtliche, allerdings erzwungene anpassungs- und 

unterwerfungsbereitschaft gegenüber der seD und deren führungsrolle im „einheitsblock” der Parteien 

hat den CDu-mitgliedern pauschal die Charakterisierung als „blockflöten” eingetragen. man muss aber 

deutlich zwischen den funktionseliten der Partei auf der einen und der mitgliedschaft auf der anderen 

seite unterscheiden. für viele Christen in der DDr war die CDu die einzige möglichkeit, sich dem direkten 

Druck der seD zu entziehen.  

 

so bestand die oppositionelle haltung weiter teile der ost-CDu-basis gegenüber der seD und auch gegen-

über der anpassungsbereitschaft der eigenen Parteileitung in den 1950er und 60er Jahren zunächst fort. 

an neuralgischen Punkten der DDr-Geschichte wie z. b. beim Volksaufstand vom Juni 1953, beim mauer-

bau 1961, beim sowjetischen einmarsch in die tschechoslowakei 1968 oder bei der Verhängung des 

kriegsrechts in Polen 1981 wurde die kritik aus den reihen der mitglieder besonders virulent.  

 

in der mitgliedschaft der ost-CDu hielt sich ein latentes oppositionelles Potenzial, das seit mitte der 

1980er Jahre vor dem hintergrund von „Glasnost” und „Perestroika” in der sowjetunion, der reform-

bewegungen in Polen und ungarn und auch angesichts der aktivitäten der „unabhängigen friedens-

bewegung” in der DDr nach und nach erwachte. Der „brief aus Weimar”, den vier CDu-mitglieder, alle-

samt bekennende mitglieder der evangelischen kirche, am 10. september 1989 an ihre Parteileitung 

schickten, wurde zum kristallisationspunkt eines breiten reformverlangens an der basis. am 2. november 

1989 musste der seit 1966 amtierende Parteichef Gerald Götting auf Druck der reformer zurücktreten. 

noch im selben monat strich die CDu die anerkennung der führenden rolle der seD aus ihrer satzung  

und trat aus dem seD-dominierten „zentralen Demokratischen block” aus. bei einem sonderparteitag  

am 15./16. Dezember 1989 in berlin präsentierte sie sich personell, programmatisch und organisatorisch 

erneuert. sie gestand ihre mitschuld an den Deformationen und fehlentwicklungen in der DDr ein, vollzog 

die abkehr vom sozialismus, sprach sich für innerparteiliche und staatliche Demokratie aus und bekannte 

sich zur sozialen marktwirtschaft und zur einheit der deutschen nation. 
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entscheidend für den Durchbruch der Christlichen 

Demokratie im Westen europas waren die erfahrungen 

mit dem totalitarismus, d.h. den nationalsozialisti-

schen und kommunistischen herrschaftssystemen. 

Diese erfahrungen führten nunmehr zum uneinge-

schränkten bekenntnis zur Demokratie – auch von 

seiten des Vatikans. so hebt die Pastoralkonstitution 

Gaudium et Spes (1965), ein Dokument des zweiten 

Vatikanischen konzils (1962-1965), ganz ausdrücklich 

hervor, dass die freiheitliche, rechtsstaatliche und 

gewaltenteiligen Demokratie die regierungsform ist, 

die ihrem Wesen nach die günstigsten Voraussetzun-

gen für die Wahrung von Personen- und politischen 

Grundrechten sowie die Gewährleistung des Gemein-

wohls ist. Das recht auf Versammlungs-, Vereini-

gungs- und meinungsfreiheit wird ebenso hervorge-

hoben wie das recht auf privates und öffentliches 

bekenntnis der religion. Ganz klar fordert Gaudium  

et Spes: „Die auswahl der regierenden (soll) dem 

freien Willen der staatsbürger überlassen bleiben” 

(Vatikan 1965, kapitel iV, bes. Punkte 73-75, zitat 

aus Punkt 74).

Die Diktaturerfahrungen und neue -bedrohungen,  

die Gründe des scheiterns der Demokratie in den 

1930er Jahren und das bestreben nach politischer 

teilhabe der staatsbürger führten nicht nur auf seiten 

des Vatikans zu einem klaren bekenntnis zur Demo-

kratie, sondern förderten auch ganz entscheidend 

den demokratischen Volksparteigedanken, d.h. eine 

Parteiform, in der sich Vertreter aller berufe, sozialen 

schichten und auch aller konfessionen zusammenfin-

den sollten. seinen programmatischen niederschlag 

fand der alte Gegensätze überwölbende christlich-

demokratische unionsgedanke in der synthese von 

liberaler markt- und Wettbewerbsordnung einerseits 

und sozialordnung anderseits (in der bundesrepublik 

Deutschland soziale marktwirtschaft).4 seinen organi-

satorischen ausdruck fand der unionsgedanke in  

der CDu Deutschlands auch in der Gründung des 

evangelischen arbeitskreises von CDu und Csu (eak) 

im Jahr 1952 durch den damaligen Präsidenten des 

Deutschen bundestags, hermann ehlers. ziel des  

eak ist es von anfang an gewesen, Protestanten für 

die ziele von CDu und Csu und zur mitarbeit in einer 

der beiden Parteien zu gewinnen (ohne dass damit 

zwangsläufig eine Parteimitgliedschaft verbunden ist), 

evangelischen mitgliedern beider unionsparteien  

eine Plattform für ihre belange in den von katholiken 

dominierten Parteien einzurichten, die Verbindung  

zu den evangelischen kirchen auszubauen und die 

vertrauensvolle zusammenarbeit der konfessionen 

in CDu und Csu zu fördern.

Die normativen Grundlagen der politischen Program-

matik der Christlichen Demokratie bildeten die Grund-

sätze der christlich-abendländischen ethik und kultur. 

unverkennbar betonen die Programme der Christ- 

lichen Demokratie nach 1945 – stärker als in der  

zwischenkriegszeit – die christlich-personalistischen 

Grundsätze: Verantwortung und unveräußerliche 

rechte der Person, an denen die macht des staates 

ihre Grenzen findet, das recht auf individuelle politi-

sche, wirtschaftliche und religiöse freiheit. Diese 

stärkere betonung des freiheitsgedankens nach  

1945 und das unverbrüchliche bekenntnis zu den 

menschenrechten, die in ihren Grundsätzen nicht auf-

gehoben werden dürfen, waren folgen der negativen 

erfahrungen mit dem nationalsozialistischen, kommu-

nistischen, faschistischen und autoritären kollektivis-

mus. Die liberal-christlichen Gedanken stellen insofern 

ein Gegengewicht gegen die unterordnung und Ge-

ringschätzung des individuums im namen des Volkes, 

der Partei, der nation, der klasse oder anderer totali-

tärer ideologien dar.

bei der Volkskammerwahl vom 18. märz 1990 gelang der CDu im rahmen des Wahlbündnisses „allianz  

für Deutschland” mit 40,6% der stimmen ein überragender sieg. ihr Parteichef, lothar de maizière, wur-

de ministerpräsident. er führte über die Währungs-, Wirtschafts- und sozialunion, über den einigungsver-

trag und über den zwei-Plus-Vier-Vertrag die DDr zum anschluss an die bundesrepublik Deutschland nach 

artikel 23 des Grundgesetzes und damit zur deutschen einheit, die sich am 3. oktober 1990 vollzog. zwei 

tage zuvor hatten sich bei ihrem Parteitag in hamburg West- und ost-CDu erstmals zu einer gesamtdeut-

schen CDu vereinigt.
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WEItERFüHREndE InFoRmAtIonEn: CHRIStlICHE dEmoKRAtIE In lAtEInAmERIKA 

Die ursprünge der Christlichen Demokratie in lateinamerika liegen in katholischen hochschuljugendorga-

nisationen der 1930er Jahre, die von der katholischen soziallehre und den päpstlichen sozialenzykliken 

inspiriert waren. Die christlich-sozialen bewegungen sowie die spätere Gründung christlich-sozialer Par-

teien ist eng verbunden mit den namen der späteren staatspräsidenten Chiles und Venezuelas, eduardo 

frei montalva (1911-1982) und rafael Caldera rodríguez (1916-2009). schlüsselereignisse auf dem Weg 

zur Gründung erster Parteien waren zum einen der kongress der katholischen studentenbewegung zum 

Jahreswechsel 1933/34 in rom und zum anderen die Weltwirtschaftskrise der frühen 1930er Jahre.

unter dem eindruck der Weltwirtschaftskrise und angesichts der liberalen Wirtschaftspolitik der konser-

vativen Partei Chiles, die vor allem die interessen der Großgrundbesitzer vertrat, spaltete sich die Jugend-

organisation der konservativen Partei ab. unter dem namen Falange Nacional zunächst als bewegung,  

ab 1938 dann als politische Partei, vertrat sie vor allem karitative und sozial-christliche ideen und trat  

für eine Verbesserung der sozialen lage der armen ein. knapp zwanzig Jahre später (1957) gründete  

sich aus der Falange die christlich-demokratische Partei Chiles (PDC), deren Vorsitzender eduardo frei im 

Jahre 1964 zum ersten christlich-demokratischen Präsidenten lateinamerikas gewählt wurde. 

 

in Venezuela formierte sich unter führung rafael Calderas 1945 das Comité de Organización Político 

Electoral Independiente (CoPei), das ebenfalls aus der katholisch-sozialreformerischen hochschuljugend 

des landes hervorgegangen war und sich drei Jahre später – bei behalt der abkürzung – in Comité Orga-

nización Política Electoral umbenannte. zwischen mitte der 1950er und anfang der 1960er Jahre folgte 

die Gründung weiterer christlich-demokratischer Parteien, z.b. in Peru, bolivien, el salvador, Paraguay, 

Panama, der Dominikanischen republik, uruguay, Costa rica und kolumbien. Der höhepunkt der Christ-

lichen Demokratie in lateinamerika war spätestens am 1. Dezember 1968 erreicht, als mit rafael Caldera 

in Venezuela der zweite Christdemokrat staatspräsident eines lateinamerikanischen landes wurde. 

 

Programmatisch setzten sich die christlich-demokratischen Parteien vor allem für sozialen ausgleich der 

gravierenden klassenunterschiede, für reformen im bildungswesen, für landreformen und ein system der 

gemischten Wirtschaftsordnung ein, das neben staatsbesitz dem Genossenschaftswesen und mittelstän-

dischen unternehmen besonderen stellenwert einräumte (s. z.b. klaus Weigelt: Una comparación de los 

programas del PDC chileno y de la CDU alemana. santiago de Chile, 2008). unter der Präsidentschaft von 

eduardo frei und rafael Caldera wurden die schlüsselindustriezweige beider länder, die kupferproduktion 

zum einen und die erdölförderung zum anderen, größtenteils verstaatlicht. Demokratie, freiheit, Gerech-

tigkeit und solidarität waren (und sind) programmatische leitbilder der christlich-demokratischen Parteien 

lateinamerikas. 

 

aufgrund ihrer demokratischen und auf sozialen ausgleich gerichteten Politik waren die christlich-demo-

kratischen Parteien lateinamerikas jedoch ständig einem „zweifrontenkrieg” ausgesetzt. Von rechten 

kräften (militärs, Großgrundbesitzern, industriellen, arbeitgeberorganisationen, z.t. auch konservativen) 

häufig zu regimegegnern erklärt, als sozialromantiker („socialcristianismo”) oder pauschal als „kommu-

nisten” abgestempelt und somit ins linke lager hineingestellt, sahen sie sich von dort wiederum mit dem 

Vorwurf konfrontiert, zu wenig „revolutionär” und damit stütze des machtsystems zu Gunsten nichtdemo-

kratischer eliten zu sein. Problematisch für die meisten christlich-demokratischen Parteien war zudem, 

dass sie kaum eine feste stammanhängerschaft an sich binden konnten. ungeachtet aller programma-

tischen wie praktischen anstrengungen der demokratischen und sozialreformerisch ausgerichteten Par-

teien, und zum teil auch trotz erheblichen Wirtschaftswachstums, hatte sich kaum eine stabile und poli-

tisch aktive mittelschicht herausgebildet. zudem haben sich einige christlich-demokratische Parteien, wie 

beispielsweise CoPei in Venezuela, in der regierungsverantwortung personell wie inhaltlich verbraucht, 

oder sind, wie die christlich-demokratischen Parteien in nicaragua, zum teil an sich selbst, zum teil aber 

auch an den erschwerten handlungsbedingungen im lande gescheitert.
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bis auf den Partido Demócrata Cristiano (PDC) in Chile und den Partido Acción Nacional (Pan) in mexiko – 

der sich jedoch aufgrund der geltenden Parteiengesetzgebung nicht „christlich-demokratisch” nennen 

darf, obwohl er programmatisch christlich-soziale elemente mit konservativen und liberalen aspekten ver-

eint, die soziale marktwirtschaft als wirtschaftspolitisches leitbild betont und sowohl dem lateinamerika-

nischen zusammenschluss christlich-demokratischer Parteien (oDCa) als auch der internationalen der 

christlich-demokratischen Parteien (iDC) angehört – gerieten die meisten christlich-demokratischen 

Parteien in den 1990er Jahren erheblich unter Druck. abgesehen von misserfolgen während der regie-

rungsführung, personellem Verschleiß in der führung, organisatorischen wie strategischen Defiziten kam 

hinzu, dass – ähnlich wie in europa – politische Werte auf der Grundlage des christlichen menschenbildes 

im zuge der auch für lateinamerika zu konstatierenden gesellschaftlichen modernisierungs-, säkularisie-

rungs- und individualisierungsprozesse an politischer bindungs- und mobilisierungskraft verloren haben. 

Dies führte dazu, dass zahlreiche einst starke christlich-demokratische Parteien heute an politischer Ge-

staltungskraft eingebüßt haben. 

 

Der bedeutungsverlust der christlich-demokratischen Parteien ist allerdings auch im zusammenhang mit 

dem allgemeinen niedergang von Parteien – nicht nur in lateinamerika – zu sehen. zu den wichtigsten 

ursachen zählen dabei u.a. der Verlust der exklusivität bei der politischen Willensbildung, die rolle der 

massenmedien als artikulationsersatz, zunehmende Personalisierung, nachlassende bedeutung von Pro-

grammen und mangelndes Vertrauen der bürger in die lösungskompetenz der Politik. Von den christlich-

demokratischen Parteien selbst zu verantwortende entwicklungen seit den 1990er Jahren haben diesen 

bedeutungsverlust noch beschleunigt. hierzu zählen u.a. identitätsprobleme in koalitionsregierungen, 

Glaubwürdigkeitsverluste des führungspersonals, eine versäumte programmatische erneuerung, die be-

hinderung von Parteimodernisierungen aufgrund starker Partikularinteressen, mangelnder aufbau von 

landesweiten Parteistrukturen außerhalb des bürgerlich-mittelständischen milieus sowie der umstand, 

dass christliche Demokraten häufig mit allem, was in lateinamerika als „neoliberalismus” bezeichnet 

wird, in Verbindung gebracht werden.

Diese liberalisierung der Programmatik der Christ-

lichen Demokratie markierte eine deutliche unter-

scheidung zwischen dem Verantwortungsbereich des 

Christen und des bürgers in familie, Politik und Ge-

sellschaft einerseits und den kirchlich-theologischen 

aufgaben und interessen andererseits. Durch diese 

Differenzierung vermochte die Christliche Demokratie 

auch nicht-christliche und kirchlich ungebundene 

bürger und Wähler anzusprechen. interkonfessiona-

lität, Volksparteiidee und christlicher Personalismus 

waren somit die Voraussetzung dafür, dass die christ-

lich-demokratischen Parteien in den verschiedensten 

westlichen ländern mehrheitsfähig wurden und die 

regierungsverantwortung übernehmen konnten. 

zugleich bedeutete dies eine Differenzierung der 

aufgaben und aufgabenverteilung zwischen kirchen, 

kirchlichen Vereinen und bewegungen sowie den 

christlich-demokratischen Parteien.

es ist unübersehbar, dass das christlich-demokratische 

Politikverständnis, das christliche menschenbild und 

die christliche sozialethik in hohem maße in den 

Verfassungen der nachkriegsordnung ihren nieder-

schlag gefunden haben. Was christliche existenz und 

christliche Verantwortung in konkreter situation 

bedeuten, kann nur vom Gewissen des einzelnen 

beantwortet werden. theologie, christliche ethik und 

die kirchen können und sollen orientierungen bieten. 

allerdings sind die Grundsätze des christlichen Verant-

wortungsgedankens mit konkreten Weisungen seitens 

der Geistlichen und der kirche unvereinbar.

besonderen einfluss auf die Programmdiskussionen 

christlich-demokratischer Parteien in europa hatten in 

den letzten Jahrzehnten die aus dem angelsächsischen 

raum kommenden kommunitaristischen ideen. aus-

gehend von gesellschaftlichen trends der Gegenwart, 

wie dem Verfall des Gemeinschaftsdenkens, der ero-

sion gesellschaftlicher Gruppen und dem rückgang 

bürgerschaftlichen engagements  streben diese ideen 

– als korrektiv zur übermäßigen individualisierung 

moderner Gesellschaften – die Wiederbelebung des 

Gemeinschaftsdenkens und -handelns an. mit seinen 

gemeinschaftsbezogenen ideen und den forderungen 

nach der Verstärkung ehrenamtlicher und bürger-

schaftlicher tätigkeiten korrespondiert der kommuni-

tarismus mit den Prinzipien des christlich-demokra-

tischen und christlich-sozialen Denkens. Das Christ-

liche ist – historisch und ideengeschichtlich betrachtet 

– nur schwer von den kirchlichen, sozialen und poli-

tischen entwicklungen zu trennen, da der christliche 

Glaube stets auch kulturell vermittelt ist. Die humanen 

Grundlagen der europäischen kultur, die im Judentum, 

in griechischer Philosophie, römischem recht, dem 

Christentum, der renaissance sowie der aufklärungs-

philosophie wurzeln, haben sich entsprechend nicht 
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gegen, sondern vielmehr in konkreter auseinanderset-

zung mit dem Christentum entwickelt.

Die herausforderung an die christlich-demokratischen 

Parteien in der Gegenwart besteht vor allem darin, 

unter den bedingungen zunehmender säkularisierung 

und sich weiter auflösender sozialmilieus Politikange-

bote und lösungen zu unterbreiten, die sich auf die 

christliche Wertorientierung stützen und gleichzeitig 

für die mehrheit der Wählerinnen und Wähler antwor-

ten auf drängende alltagspolitische Probleme finden. 

Das christliche menschenbild und die sich daraus 

ergebenen Grundwerte freiheit, solidarität, subsidia-

rität, Gerechtigkeit und orientierung am Gemeinwohl 

bieten jedoch eine breite ideelle Grundlage für alle 

menschen – auch für solche ohne Glaubensbekenntnis 

–, sich aktiv an der Gestaltung von Politik, Gesell-

schaft und kultur zu beteiligen. 

WEItERFüHREndE InFoRmAtIonEn: IntERnAtIonAlE PARtEIEnbündnISSE

 

Weltweit gibt es derzeit zwei Dachverbände, in denen sich christlich-demokratische, bürgerlich-konserva-

tive, christlich-soziale und Parteien der (rechten) politischen mitte versammeln: Die 1961 in santiago de 

Chile gegründete Christlich Demokratische internationale (Centrist Democrat International - Internationale 

Démocrate-Chrétienne, CDi-iDC) mit sitz in brüssel zum einen und zum anderen die internationale  

Demokratische union (International Democrat Union, gegründet 1983 in london) mit sitz in oslo. Vorsit-

zende der CDi-iDC sind der ehemalige staatspräsident mexikos, Vicente fox Quesada, sowie der ehema-

lige Präsident der italienischen abgeordnetenkammer, Pier ferdinando Casini. Generalsekretär des Ver-

bands ist antonio lópez-istúriz aus spanien. Die iDu wird vom früheren australischen ministerpräsidenten 

John howard geleitet.  

 

beide Dachorganisationen gliedern sich in vier (CDi-iDC) bzw. drei (iDu) regionalverbände. bei der CDi-

iDC sind dies für afrika CDI-International-Africa mit derzeit zehn mitgliedern, für die region asien-Pazifik 

CDI Asia-Pacific mit gegenwärtig 14 mitgliedern, für amerika die Organización Demócrata Cristiana de 

América (oDCa) mit 35 mitgliedsparteien und für europa die europäische Volkspartei (eVP), die gegen-

wärtig 48 Voll- und sechs assoziierte mitglieder zählt. achtzehn Parteien haben beobachterstatus in der 

eVP. 

 

Die regionalorganisationen der internationalen Demokratischen union sind für afrika die Democrat Union  

of Africa (Dua) mit 14 mitgliedsparteien, für amerika die Unión de Partidos Latinoamericanos (uPla) mit 

gegenwärtig 19 mitgliedern und für die region asien-Pazifik die Asia Pacific Democrat Union (aPDu),  

der gegenwärtig 14 Parteien angehören. Die europäische sektion der iDu war bis oktober 2002 die euro-

päische Demokratische union (eDu). sie ist mittlerweile voll in der eVP aufgegangen. 

 

übergeordnete ziele beider Verbände sind die förderung der zusammenarbeit von sich programmatisch 

nahestehenden demokratischen Parteien der politischen mitte und die forcierung regionaler kooperation. 

aufgrund der weit vorangeschrittenen europäischen integration ist dies bei der eVP am weitesten ent-

wickelt. Die 1976 in luxemburg gegründete eVP ist nicht nur ein bündnis christlich-demokratischer, sozi-

aler und bürgerlich-konservativer Parteien aus europäischen ländern, sie ist eine europäische Partei mit 

eigenem Programm und entsprechenden, demokratisch legitimierten strukturen und Verfahren.  

 

Präsident der eVP ist seit 1990 der frühere belgische ministerpräsident Wilfried martens (s. 4.6). oberstes 

entscheidungsorgan ist der kongress, der auf beschluss des Vorstands mindestens alle zwei Jahre zusam-

mentritt, um den Präsidenten, die Vizepräsidenten, den schatzmeister und den Generalsekretär (gemein-

sam mit dem fraktionsvorsitzenden der eVP im europäischen Parlament bilden die genannten Personen 

das Präsidium der Partei) zu wählen sowie über die politischen leitlinien, das Programm der eVP sowie 

änderungen der satzung abzustimmen.  

 

Die eVP unterscheidet vier mitgliedschaftstypen: Vollmitglieder, assoziierte mitglieder, beobachter sowie 

individuelle mitglieder. Vollmitglieder können christlich-demokratische und nahestehende Parteien aus 

mitgliedsländern der europäischen union (eu) werden, sofern sie in den mitgliedsländern organisiert sind, 

sich das Programm der eVP zu eigen machen und die satzung der eVP annehmen (eVP-satzung art. 4a).
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assoziierte mitglieder der eVP können Parteien werden, sofern sie aus einem land kommen, das einen 

antrag auf mitgliedschaft in der eu gestellt hat und sie die sonstigen bedingungen des eVP-statuts erfül-

len. assoziierte mitgliedsparteien genießen bis auf eine ausnahme die gleichen rechte wie Vollmitglieder: 

bei beschlüssen, die die Politik und struktur der eu sowie ihr institutionelles system betreffen, wirken sie 

nicht mit (ebd.: art 13c). beobachterstatus können Parteien aus mitgliedsländern der eu, aus staaten,  

die einen antrag auf eu-mitgliedschaft gestellt haben, sowie aus staaten, die dem 1999 geschlossenen 

stabilitätspakt für südosteuropa angehören, erhalten. Parteien mit beobachterstatus haben das recht,  

an Versammlungen der eVP teilzunehmen. ihre Vorsitzenden oder die Generalsekretäre werden als nicht 

stimmberechtigte Gäste zu den sitzungen der Parteigremien eingeladen. Das gleiche gilt für Delegierte zu 

den eVP-kongressen.  individuelle mitglieder können wiederum Personen werden, die die eVP in besonde-

rer Weise unterstützen. sie müssen einer mitgliedspartei angehören und können, sofern sie mdeP sind, 

auch stimmberechtigte mitglieder in den organen der eVP sein. insgesamt gilt dieser status aber derzeit 

nur für 130 Personen. 

mit sieben Vereinigungen verfügt die eVP unter den europäischen Parteien über das vielfältigste Vereini-

gungswesen: die europäische kommunal- und regionalpolitische Vereinigung (ekrPV), die europäische 

union Christlich-Demokratischer arbeitnehmer (euCDa), die europäische mittelstands- und Wirtschafts-

vereinigung (emWV), die europäische seniorenunion (esu), die frauenvereinigung der eVP, die European 

Democrat Students (eDs) und die Jugendorganisation YePP. mit diesen Vereinigungen, die stark an die der 

CDu Deutschlands erinnern, versucht die eVP ihrem anspruch gerecht zu werden, eine echte Volkspartei 

zu sein, der gleichermaßen die integration unterschiedlicher bevölkerungsgruppen gelingt und die in der 

lage ist, einen ausgleich zwischen unterschiedlichen interessen zu erbringen.

im 2009 zuletzt gewählten europäischen Parlament stellt die eVP mit 265 von 736 abgeordneten wieder-

holt die größte fraktion. fraktionsvorsitzender ist Joseph Daul von der französischen Union pour un mou-

vement populaire (umP).

Quelle: eigene Darstellung unter Verwendung von Daten aus von Gehlen (2005).

Dieser Abschnitt basiert auf einem Text von Rudolf Uertz 
(2004). Für diese Broschüre wurde er von Karsten Gra-
bow umfassend bearbeitet. Die Autoren danken Janine 
Dornbusch, Studentin der „European Studies” der Univer-
sität Maastricht, die im Juli 2009 ein Praktikum im Team 
Lateinamerika der KAS absolviert hat, für hilfreiche Zu-
arbeiten.
Zur Entstehungsgeschichte der Christlichen Demokratie 
in Lateinamerika s. z.B. Caldera (1977/2002), Jung 
(1983) sowie Hennig und Weigelt (1997).
Richtlinien der deutschen Zentrumspartei (1922), in: 
Mommsen (1960: 486-489).
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Die Evangelische Kirche hatte erst Anfang der 1960er 
Jahre Anschluss an die Tradition der Päpstlichen Sozial-
enzykliken gefunden und mit dem Papier „Eigentums- 
bildung in sozialer Verantwortung” 1962 eine erste Denk-
schrift vorgelegt, der inzwischen viele weitere gefolgt 
sind. Dadurch wurde der ökumenische Dialog, aber auch 
der Dialog zwischen der Evangelischen Kirche und der 
Politik, und hier insbesondere mit den Christdemokraten 
belebt und vertieft. Einen vorläufigen Höhepunkt erreich-
te die Entwicklung mit der Sozialenzyklika „Centesimus 
Annus” und der Denkschrift der EKD „Gemeinwohl und  
Eigennutz – Wirtschaftliches Handeln in Verantwortung 
für die Zukunft”, die beide 1991, also zum 100. Jahrestag 
des Erscheinens von „Rerum Novarum” veröffentlicht 
wurden und eine große Nähe zur Konzeption der Sozialen 
Marktwirtschaft aufweisen. 1998 gab es dann das erste 
„Gemeinsame Wort zur wirtschaftlichen und sozialen  
Lage” beider Kirchen als Beispiel ökumenischer Koopera-
tion, mit großen Auswirkungen auf die politische Diskus-
sion (vgl. dazu Weigelt 1991 und 1994).
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3.  ChristliCh-DemokratisChe Politik in Der 
GeGenWart: ausGeWählte PolitikfelDer

3.1 WIRtSCHAFtSPolItIK

Das wirtschaftspolitische leitbild der Christlichen De-

mokratie ist die soziale marktwirtschaft, auch wenn 

der begriff von land zu land variiert (vgl. anm. 1). 

sie ist die erprobte und erfolgreiche Verbindung von 

marktwirtschaftlichen Prinzipien mit sozialpolitischen 

leistungen zur herstellung von sozialem ausgleich. 

Die soziale marktwirtschaft ist nicht nur ein Wirt-

schaftssystem, sondern ein Gesellschaftskonzept,  

über das in zahlreichen westeuropäischen Demokra-

tien, v.a. aber in Deutschland, belgien, den nieder-

landen, luxemburg und Österreich, Grundkonsens 

besteht.1 in der sozialen marktwirtschaft bilden frei-

heit und Verantwortung, Wettbewerb und solidarität 

eine einheit.

aus dem bekenntnis der Christlichen Demokratie zur 

individuellen freiheit und der auffassung, dass der 

mensch das recht auf freie entfaltung seiner Person 

hat (christliche naturrechtslehre), folgen für Christ-

liche Demokraten die anerkennung und förderung von 

freier unternehmerischer initiative auf der Grundlage 

von sozialpflichtigem Privateigentum und eines fairen 

leistungswettbewerbs. in den „leitlinien für Wohl-

stand, soziale Gerechtigkeit und nachhaltiges Wirt-

schaften”, die von der konrad-adenauer-stiftung 

herausgegeben wurden, heißt es dazu: „[W]ettbewerb 

ist der motor nachhaltigen Wirtschaftens. er fördert 

effizienz und fortschritt, stärkt verantwortliches han-

deln und verhindert das entstehen von einseitiger 

marktmacht” (kas 2009: 4).

Das christliche menschenbild betont aber auch, dass 

der mensch mit Gewissen und sozialer Verantwortung 

ausgestattet ist, und ebenso, dass die Gesellschaft 

soziale Verantwortung gegenüber ihren schwächsten 

mitgliedern hat. Deshalb verpflichtet sich nicht nur die 

Christliche Demokratie zur solidarität, sie ist auch ziel 

ihrer Wirtschafts- und sozialordnung, der sozialen 

marktwirtschaft.

Die ökonomische Leitfigur der Sozialen Marktwirt-

schaft ist der so genannte „Eigentümer-Unterneh-

mer”, der Produktionsfaktoren (kapital, maschinen/

anlagen, landbesitz) besitzt – oder zumindest frei 

über diese verfügt – und diese einsetzt, um Güter 

oder Dienstleistungen herzustellen und diese mit 

Gewinn auf dem jeweiligen markt verkauft. Der auf 

dem markt realisierte Gewinn dient sowohl der selbst-

versorgung des eigentümer-unternehmers und seiner 

familie wie der erneuten einbringung in den Wirt-

schaftskreislauf, z.b. durch schaffung von arbeits-

plätzen oder kauf neuer maschinen und anlagen. 

eigentümer-unternehmer haften mit ihrem gesamten 

Vermögen für ihre unternehmerischen entscheidun-

gen. Daher sind diese entscheidungen nachhaltiger 

und langfristiger angelegt und stabilisieren so die 

wirtschaftliche und soziale entwicklung.

Der staat garantiert in diesem system vor allem die 

rahmenbedingungen, unter denen der eigentümer-

unternehmer seine aktivitäten entfalten kann, d.h. 

er stellt Wettbewerbsregeln auf, schützt die Gewerbe- 

und Vertragsfreiheit und schafft materielle Vorausset-

zungen dafür, dass Waren und Dienstleistungen auf 

den jeweiligen märkten getauscht werden können,  

z.b. durch öffentliche investitionen in Verkehrswege 

und kommunikationsnetze.

in der sozialen marktwirtschaft spielt die förderung 

von unternehmen, die vom inhaber selbst geführt 

werden, daher eine besondere rolle (mittelstands-

förderung). Diese mittelständischen unternehmen2 

sind das „herzstück” der sozialen marktwirtschaft;  

der erste deutsche bundeskanzler, konrad adenauer, 

sah im mittelstand die „staatstragende schicht”. 

mittelständische unternehmen geben dem Großteil  

der erwerbstätigen beschäftigung (in Deutschland 

sind etwa drei Viertel aller beschäftigten in mittel-

ständischen unternehmen tätig), sie bilden die meis-

ten lehrlinge aus und tragen etwa die hälfte zum 

bruttoinlandsprodukt bei. mittelstandsförderung in der 
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sozialen marktwirtschaft bedeutet daher, dass sich  

der staat um ein möglichst einfaches und gerechtes 

steuersystem3 bemüht, das den mittelständischen 

unternehmern genügend spielräume für investitionen 

und schaffung neuer arbeitsplätze lässt, dass büro-

kratische hürden möglichst gering gehalten oder 

abgebaut werden, dass mittelständische unternehmen 

bei der Vergabe öffentlicher aufträge berücksichtigt 

werden oder dass sie zinsgünstige existenzgründer-

kredite erhalten können.

Christlich-demokratische Parteien betreiben zudem 

auch aktive Wirtschaftsförderung. Dazu zählen z.b. 

industrie- und weiterreichende, regionale struktur-

politik, um anreize zur ansiedlung von Produktions-

standorten zu setzen, nachteile in weniger entwickel-

ten Gebieten auszugleichen und zum erhalt der  

konkurrenzfähigkeit der einheimischen Produzenten 

beizutragen. Diese art der Wirtschaftspolitik erfolgt 

beispielsweise durch öffentliche investitionen in Ver-

kehrswege, die übernahme befristeter staatlicher 

Garantien für private investoren, den abbau gesetz-

licher regulierungen oder die finanzielle förderung 

von wachstums- und zunehmend auch umweltfreund-

lichen technologien. aktiven eingriffen des staates 

stehen christlich-demokratische Parteien jedoch 

grundsätzlich skeptisch gegenüber, da staatliche 

interventionen die öffentlichen kassen belasten, 

privatwirtschaftliche entwicklung häufig behindern 

und in der regel strukturkonservierenden Charakter 

haben.

Die Grenzen zwischen aktiver Wirtschaftsförderung 

und strukturkonservierender intervention sind jedoch 

fließend. Christlich-demokratische Wirtschaftspolitik 

steht daher gelegentlich in einem spannungsfeld 

zwischen grundsätzlichen erwägungen und politischen 

zwängen, wie das beispiel von subventionen für 

bestimmte Wirtschaftszweige veranschaulicht. einer-

seits haben christlich-demokratische Parteien den 

subventionsabbau von mittlerweile unrentablen in-

dustriezweigen (z.b. bergbau) vorangetrieben, ande-

rerseits werden bestimmte Wirtschaftszweige, v.a. die 

landwirtschaft, mit ihrer zustimmung noch immer 

subventioniert. auch wenn dies in erster linie mit dem 

erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der einheimischen 

Produzenten begründet wird, spielen wahltaktische 

Gründe hier eine rolle.

Dennoch zeichnet sich die finanzpolitik christlich-

demokratischer Parteien mehr als die sozialdemo-

kratischer oder sozialistischer Parteien durch haus-

haltsdisziplin (restriktive finanzpolitik) aus. Während 

sozialdemokraten und sozialisten mehr staatliche 

aktivitäten befürworten4 und dabei auch strukturelle 

haushaltsdefizite in kauf nehmen, ist christlich-demo-

kratische finanzpolitik grundsätzlich auf ausgegliche-

ne staatshaushalte orientiert. Diese ausrichtung  

ergibt sich zum einen aus dem christlich-demokrati-

schen staats- und wirtschaftspolitischen steuerungs-

verständnis („so viel staat wie nötig, so wenig staat  

wie möglich”), zum anderen aus der erkenntnis, dass 

kapital- und arbeitseinkommen nicht zu stark belas-

tet werden dürfen, um spielraum für privaten kon-

sum und refinanzierung (privatwirtschaftliche inves-

titionen) in den Wirtschaftskreislauf zu lassen.5

3.2 SoZIAlPolItIK

sozialpolitik ist ein instrument zur herstellung sozialer 

Gerechtigkeit bzw. von sozialem ausgleich. sie um-

fasst alle maßnahmen des staates, die zur sicherung 

eines Grundeinkommens und eines menschenwürdi-

gen lebens im falle von krankheit, frühzeitiger er-

werbsunfähigkeit (unfall oder invalidität), bei tod  

des familienernährers, im alter oder im falle von 

arbeitslosigkeit dienen. Darüber hinaus zählen auch 

familienförderung (s. dazu 3.3), öffentlicher Woh-

nungsbau, Jugend- und sozialhilfe zur staatlichen 

sozialpolitik. aufgrund der gegebenen ungleichheit 

der menschen hinsichtlich sozialer herkunft, Wohn-

situation, bildungsstand oder zugang zu bildung zum 

einen und zum anderen aufgrund der lebensrisiken, 

die der (arbeits-)markt birgt, ist zur Verbesserung  

der lebenslage von bedürftigen und zur absicherung 

gegen marktrisiken staatliche sozialpolitik notwendig. 

Die Definition von „sozialer Gerechtigkeit” variiert 

jedoch erheblich, auch unter vergleichbaren staaten 

und Gesellschaften, z.b. innerhalb der eu(15) oder 

der oeCD. es bestehen ebenfalls signifikante unter-

schiede bei der begründung von sozialpolitik, der 

Wahl der eingesetzten mittel zur erreichung von 

sozialem ausgleich und hinsichtlich der Größenord-

nungen staatlicher maßnahmen, je nach dem, wel- 

che Weltanschauungen zugrunde liegen bzw. welche 

sozialpolitischen ziele erreicht werden sollen.

sozialistische und sozialdemokratische Parteien be-

gründen staatliche sozialpolitik mit ihrer materiellen 

Vorstellung von sozialer Gerechtigkeit. Diejenigen,  

die über Vermögen verfügen oder hohe einkommen 

erzielen, sollen abgeben; diejenigen, die kein Ver-

mögen haben oder nur geringe einkommen erzielen, 

sollen „soziale leistungen” empfangen. Durch staatlich 

regulierte umverteilung von Vermögen und einkom-

men „von oben nach unten” versuch(t)en sozialisti-

sche und sozialdemokratische Parteien also, die so-

ziale ungleichheit der menschen zu minimieren.  

Der staat steht hierbei im mittelpunkt. Durch seine 

steuerbehörden nimmt er die mittel ein, verwaltet sie 
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und leitet die so genannten transferleistungen an 

zuvor ermittelte bedürftige weiter. symptome dieses 

sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaates sind u.a.  

hohe steuersätze auf Vermögen und einkommen  

(z.b. spitzensteuersätze in der einkommenssteuer  

bis zu 70%), ein außerordentlich hohes steuerauf-

kommen und ein großer öffentlicher beschäftigungs-

sektor, insbesondere in der öffentlichen bürokratie,  

die die mittel für sozialpolitik verwaltet und weitergibt.

Dieses paternalistische staatsverständnis und seine 

ausführung als sozialpolitische „umverteilungsmaschi-

ne” stieß jedoch spätestens mitte der 1990er Jahre  

an die Grenzen der finanzierbarkeit. es hat gleicher-

maßen ansprüche auf sozialpolitische leistungen 

zementiert, Passivität gefördert und aufgrund seiner 

hohen steuersätze privatwirtschaftliches engagement 

eingeengt und kapitalflucht gefördert. Während sozia-

listische Parteien in manchen ländern noch immer  

an diesem modell festhalten, haben sich ab mitte  

der 1990er Jahre die meisten sozialdemokratischen 

Parteien Westeuropas von diesem umfassenden und 

bürokratischen Wohlfahrtsstaatsmodell traditioneller 

Prägung verabschiedet – teilweise in erbitterten 

flügelkämpfen zwischen so genannten traditionalisten 

und modernisierern, teilweise auch um den Preis des 

zerfalls, der spaltung, des identitätsverlusts oder der 

massiven schwächung.6

Christlich-demokratische Parteien begründen sozial-

politische leistungen dagegen mit dem schutz der 

individuellen menschenwürde, die es unabhängig von 

der temporären stellung auf dem arbeitsmarkt zu 

wahren gilt. im unterschied zur traditionellen sozial-

demokratie stand und steht in der christlich-demokra-

tischen sozialpolitik niemals die nivellierung sozialer 

unterschiede im mittelpunkt. stattdessen verfolgt sie 

das ziel, in soziale not geratene menschen vorüber-

gehend zu unterstützen, wenn sie oder die familie 

nicht mehr im stande sind, für sich selbst aufzukom-

men – ganz im einklang mit dem solidaritätsprinzip 

der christlichen sozialethik und dem christlich-demo-

kratischen Verständnis von subsidiarität. es soll den 

menschen immer wieder neu zu eigenen entscheidun-

gen befähigen und ihn weitgehend unabhängig von 

dauerhafter staatlicher unterstützung und abhängig-

keit (unmündigkeit) machen.

im bereich der sozialversicherung, die in den meisten 

westeuropäischen ländern die kranken-, Pflege-, 

renten- und arbeitslosenversicherung umfasst und 

auf deren leistungen beitragszahler einen gesetz-

lichen anspruch erwerben, setz(t)en christlich-demo-

kratische Parteien nicht, wie die traditionelle sozial-

demokratie (v.a. in skandinavien), primär auf staatlich 

organisierte und steuerfinanzierte umverteilungssys-

teme, sondern auf die vom arbeitnehmer und arbeit-

geber gleichermaßen beitragsfinanzierte sozialversi-

cherung, die zudem nicht vom staat getragen wird, 

sondern sich selbst verwaltet. auch hierin äußern sich 

die christlich-demokratischen Grundsätze von eigen-

verantwortung, Dezentralisierung und subsidiarität. 

als das system der paritätischen beitragsfinanzierung 

ab ende der 1980er Jahre unter den bedingungen des 

demographischen Wandels, zunehmender Globalisie-

rung und steigenden kostendrucks auf die einheimi-

sche Wirtschaft in eine krise geriet, waren es wiede-

rum v.a. christlich-demokratische Parteien, die getreu 

ihren überzeugungen von individueller Verantwortung 

elemente der privaten und betrieblichen zusatzversi-

cherung einführten (v.a. in den bereichen der kran-

ken- und rentenversicherung), dabei jedoch die soli-

darische Grundausrichtung der sozialen marktwirt-

schaft niemals preisgaben.

bei allen grundsätzlichen Gemeinsamkeiten im be-

reich der sozialpolitik der christlich-demokratischen 

Parteien Westeuropas gibt es auch unterschiede im 

Detail, die wiederum zu der frage nach der effizienz 

von (halb)staatlicher sozialpolitik führen. im bereich 

der beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitik haben 

die deutschen und auch die österreichischen Christ-

demokraten lange zeit die beitragsmittel für so ge-

nannte „passive arbeitsmarktpolitik”, also für Versor-

gung von arbeitslosen und frühzeitige Verrentung 

verwendet; letzteres vor allem, um den arbeitsmarkt 

zu „bereinigen”. Demgegenüber standen in den nie-

derlanden „aktive” und „aktivierende” maßnahmen  

wie aus- und Weiterbildung oder umschulung von 

(älteren) arbeitslosen im Vordergrund, und zwar  

bei Christ- und sozialdemokraten in ähnlicher ausprä-

gung. Damit sollten vor allem die reintegration älte-

rer arbeitnehmer in den arbeitsmarkt ermöglicht, aber 

auch ihre berufserfahrung und ihre sozialen kompe-

tenzen genutzt werden, ganz abgesehen davon, dass 

beschäftigte, egal welchen alters, steuer- und bei-

tragszahler für die sozialversicherungssysteme sind. 

Gesamtwirtschaftlich ist es zweifellos günstiger, sie  

zu aktivieren, d.h. ihnen auf dem arbeitsmarkt eine 

Chance zu geben, als sie lediglich zu versorgen. Die-

sem aktivierenden ansatz sind die meisten christlich-

demokratischen Parteien Westeuropas mittlerweile 

zumindest grundsätzlich gefolgt, allerdings nicht nur 

aus Gründen der gesamtwirtschaftlichen effizienz, 

sondern auch, weil er die Verwirklichung christlich-

demokratischer Grundsätze wie würdevolle und eigen-

verantwortliche lebensgestaltung in freiheit und nicht 

in abhängigkeit von sozialtransfers, fähigkeit zur 

selbstversorgung und auch zur solidarität ermöglicht.
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„(erwerbs)arbeit ist zwar nicht alles, aber ohne arbeit, 

vor allem ohne arbeitseinkommen, ist alles nichts”, 

lautet eine alte Weisheit aus der arbeitsmarktpolitik. 

Die ziele christlich-demokratischer Wirtschafts- und 

sozialpolitik liegen darin, den menschen die möglich-

keit der freien entfaltung auf dem markt, z.b. als mit-

telständischer „eigentümer-unternehmer”, zu bieten 

und marktmechanismen durch aufsicht und rahmen-

gesetzgebung zu schützen oder ihnen durch teilhabe 

am arbeitsmarkt, sicherung humaner arbeitsbedin-

gungen und aufrechterhaltung stabiler sozialer siche-

rungssysteme ein leben in freiheit, sozialer sicher-

heit, individueller und gesellschaftlicher Verantwortung 

zu ermöglichen. Die soziale marktwirtschaft ist als 

Verbindung von freiheitlicher Wirtschafts- und solida-

rischer sozialordnung das Gesellschaftskonzept, das 

bestrebt ist, diese ziele zu verwirklichen. ein blick auf 

die entwicklungsgeschichte der Christlichen Demo-

kratie in europa zeigt, dass dies – bei allen zyklischen 

schwankungen und temporären rückschlägen, die bei 

der politischen steuerung von märkten nahezu unver-

meidlich sind – mit beachtlichen erfolgen gelungen ist.

3.3 FAmIlIEnPolItIK

familienpolitik gestaltet die wirtschaftlichen, sozialen 

und kulturellen rahmenbedingungen für eine mög-

lichst gute entfaltung der familien. Damit bewegt sie 

sich in einem spannungsfeld zwischen Gewährleistung 

familiärer freiheit und sozialer Gerechtigkeit, ebenso 

muss sie nachhaltigkeit und Verlässlichkeit bieten.  

ehe und familie finden in Deutschland in der Verfas-

sung erwähnung; sie genießen den „besonderen 

schutz der staatlichen ordnung” (GG art. 6 [1]). 

familienpolitik hat sich nach dem zweiten Weltkrieg 

als Querschnittspolitik fest etabliert.

familien erbringen grundlegende und letztlich unent-

behrliche personenprägende und zugleich gesell-

schaftsbildende leistungen, die sowohl die sicherung 

der Generationenfolge, zentrale erziehungs- und 

bildungsfunktionen als auch die Deckung des elemen-

taren lebensbedarfs der familienmitglieder und die 

stärkung der solidarität zwischen den Generationen 

umfassen. für die familienpolitik als Gesellschafts-

politik ist es dabei von großer bedeutung, dass sich 

sowohl die elternbeziehungen als auch die eltern-

kind-beziehungen möglichst in übereinstimmung  

mit den übergreifenden gesellschaftlichen ordnungs-

strukturen befinden. nicht ohne Grund sieht z.b. das 

kinder- und Jugendhilfegesetz in Deutschland für 

eltern das angebot der beratung in fragen der Part-

nerschaft vor, die dazu beiträgt, ein partnerschaft-

liches zusammenleben in der familie aufzubauen.

familien und familienpolitik sind in Deutschland im 

laufe der letzten Jahre von einem eher marginalen 

politischen bereich ins zentrum des politischen inte-

resses gerückt. auch die aktuelle familienpolitik der 

CDu antwortet auf gesellschaftliche Veränderungen. 

Der tiefgreifende demografische Wandel, Verände-

rungen in der familienstruktur und ihr verändertes 

selbstverständnis sowie die unterschiedlichen kultu-

rellen und ethnischen Vorstellungen, familie zu leben, 

stellen die familienpolitik vor neue herausforderun-

gen.

für die Christlich Demokratische union Deutschlands 

ist familie überall dort, wo eltern für kinder und 

kinder für eltern Verantwortung übernehmen. sie 

umfasst somit alle Generationen. Die ehe ist das 

christlich-demokratische leitbild der Gemeinschaft  

von mann und frau. Die CDu respektiert auch die 

entscheidung von menschen, die in anderen formen 

der Partnerschaft ihren lebensentwurf verwirklichen.

mit ihrem Verständnis von familie grenzt sich die CDu 

von anderen Parteien ab, indem sie die Verantwort-

lichkeit für die erziehung und bildung der kinder klar 

den eltern zuordnet und sich in ihrem selbstverständ-

nis von familien auf das subsidiaritätsprinzip stützt. 

familie bedeutet für die meisten menschen Geborgen-

heit, schutz und zuversicht. sie ist in der regel der 

primäre ort, an dem kinder Gemeinschaft und zusam-

mengehörigkeit mit den damit verbundenen Werten 

wie nächstenliebe und solidarität erfahren. in den 

familien wird eingeübt, was auch für den zusammen-

halt der Gesellschaft als Ganzes unverzichtbar ist.

träger von familienpolitischen leistungen ist nach 

christlich-demokratischem Verständnis nicht allein  

der staat, sondern eine plural gestaltete trägerland-

schaft mit staatlichen, kirchlichen und freien (priva-

ten) trägern, die differenzierte angebote und aktivi-

täten ermöglichen und damit versuchen, der Vielfalt 

familiärer lebensbedürfnisse zu entsprechen. fami-

lienpolitik spiegelt sich auch in den sie umgebenden 

unterstützungs-, Versorgungs- und ergänzungssyste-

men wider. sie umfasst maßnahmen der öffentlichen 

hand ebenso wie aktivitäten freier träger, Verbände 

und initiativen. 

familie ist auch der ort, wo Grundwerte unserer Ge-

sellschaft geprägt und gelebt werden. familienpolitik 

ist deshalb auch immer zukunftspolitik. Da sich die 

gesellschaftlichen Voraussetzungen für die familien  

in den vergangenen Jahrzehnten drastisch verändert 

haben, reagiert die CDu mit einer nachhaltigen famili-

enpolitik auf die veränderten bedürfnisse von familien 
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und sorgt für bessere rahmenbedingungen, um fami-

lienleben zu ermöglichen. Dazu wurden in den ver-

gangenen Jahren leistungen umgebaut, ausgebaut 

und neue regelungen eingeführt, um mit ihnen mehr 

Wirkung zu erzielen. 

familienpolitik verstand sich bislang als teil der staat-

lichen sozialpolitik. sie folgte fünf Jahrzehnte dem 

verinnerlichten „Dreisatz”, wonach 1) der staat 2) 

allen familien 3) mehr Geld geben muss – und zwar 

möglichst allen gleichermaßen. Dieses Verständnis  

von familienpolitik war bestandteil einer gemein-

samen sozialstaatslogik, beachtlich im finanziellen 

Volumen, aber gering geschätzt von den hauptak-

teuren. angesichts der gravierenden Veränderungen 

durch den demografischen Wandel, einer veränderten 

arbeitswelt, unterschiedlicher kultureller familien-

vorstellungen sowie gestiegener anforderungen an 

bildung und erziehung muss sich eine zukunftsorien-

tierte familienpolitik neu ausrichten.

Gerade die CDu, die an traditionellen Werten festhal-

ten will und eine an Werten orientierte Gestaltung des 

Wandels befürwortet, setzt sich für eine nachhaltige 

familienpolitik und -förderung ein. Den Dreiklang  

aus finanziellen Transfers, Zeitpolitik und Aus-

bau der Infrastruktur bezeichnet die CDu als nach-

haltige familienpolitik. alle drei bereiche sind in  

den letzten Jahren ausgebaut worden. so ist neben 

der anhebung des Kindergelds zum Jahresbeginn 

2007 das Elterngeld als wichtige säule moderner  

und nachhaltiger familienpolitik eingeführt worden.7 

es schafft nach der Geburt eines kindes den notwen-

digen schonraum für einen guten start in das gemein-

same leben mit dem neuen familienmitglied. Das 

elterngeld löste das zuvor geltende erziehungsgeld ab. 

letzteres galt vor-wiegend für einkommensschwache 

familien mit einem bruttojahreseinkommen bis 

30.000 euro. mit dem neu eingeführten elterngeld 

erreicht die familienpolitik heute alle familien.

ein weiterer wichtiger Pfeiler der nachhaltigen famili-

enpolitik ist die Zeit, denn familien brauchen zeit 

füreinander. keine zeit für kinder zu haben, ist einer 

der wichtigsten Gründe für den Verzicht auf familie 

und kinder und lässt viele familien scheitern. zeit-

strukturen haben sich verändert und die herausforde-

rungen für familien sind erheblich und vielfältig ge-

worden. bisherige „normalarbeitsverhältnisse” mit 

geregelten arbeitszeiten büßen an normalität ein und 

sind zunehmend flexibilisiert worden. hinzu kommt, 

dass familienunterstützende Dienstleistungen nicht  

auf die flexible Dienstleistungsgesellschaft eingestellt 

und schulen wie kindertageseinrichtungen nur bedingt 

auf die zunehmende berufstätigkeit von müttern ein-

gestellt sind. auch der anwachsende Pflegebedarf für  

ältere menschen macht eigene zeitbudgets erforder-

lich, um eine bestimmte zeit lang überhaupt nicht 

erwerbstätig zu sein, sondern sich der häuslichen 

Pflege zu widmen. im hinblick darauf gilt die regelung 

aus dem Jahr 2007, wonach angehörige für die Pflege 

für die Dauer von sechs monaten unbezahlt von ihrer 

arbeit freigestellt werden und die möglichkeit besteht, 

danach an den alten arbeitsplatz zurückzukehren 

(Pflegezeit).

Die förderung einer familienfreundlichen zeitplanung 

ist eine vielschichtige aufgabe. sie betrifft die gesam-

ten zeitstrukturen in Wirtschaft, Gesellschaft und Ver-

waltung. neben familienbedingter teilzeitarbeit, der 

förderung von heimarbeit u.a. instrumenten gehört 

die Elternzeit als bestandteil des elterngeldes zu 

einem wichtigen element dieser familienfreundlichen 

zeitpolitik.8 

Der dritte Pfeiler der nachhaltigen familienpolitik ist 

die infrastruktur. ein wesentlicher beitrag zur Verein-

barkeit von familie und beruf sowie zur verbesser- 

ten frühkindlichen bildung ist der Ausbau der Kinder-

tagesbetreuung. Das kinderförderungsgesetz, das im 

Dezember 2008 in kraft getreten ist, zielt darauf, bis 

zum Jahr 2013 bundesweit im Durchschnitt für jedes 

dritte kind unter drei Jahren einen betreuungsplatz 

einzurichten. rund ein Drittel der neuen Plätze werden 

in der kindertagespflege geschaffen. mit diesem Ge-

setz ist auch verbunden, dass im Jahr 2013 jedes kind 

mit Vollendung des ersten lebensjahres einen rechts-

anspruch auf förderung in einer kindertageseinrich-

tung oder in einer tagespflege erhält. frühkindliche 

bildung und förderung schaffen Chancengerechtigkeit 

und stärken soziale fähigkeiten. kinderbetreuungs-

einrichtungen verstehen sich daher zu recht auch als 

bildungseinrichtungen. 

innerhalb des dritten Pfeilers „infrastruktur” hat die 

christlich-demokratische familienpolitik schließlich 

auch Mehrgenerationenhäuser eingeführt. in ganz 

Deutschland entstanden bisher 500 mehrgeneratio-

nenhäuser, an denen das miteinander der Genera-

tionen wieder aktiv gelebt wird. Das aktionsprogramm 

„mehrgenerationenhäuser” geht inhaltlich und metho-

disch neue Wege. es schafft ein nachbarschaftliches 

netzwerk durch familiennahe und generationenüber-

greifende Dienstleistungen. Das Programm beschreitet 

neue Wege der Vernetzung in der lokalen Wirtschaft 

und fördert die gegenseitige Qualifizierung in einem 

Personalmix aus festangestellten und freiwillig akti-

ven. Damit reagiert die christlich-demokratische fami-

lienpolitik auf den demografischen Wandel.
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3.4 umWEltPolItIK

leitbild christlich-demokratischer umweltpolitik ist  

die Bewahrung der Schöpfung. Der mensch ist teil 

dieser schöpfung und trägt Verantwortung für natur 

und umwelt. Dieser Verantwortung gerecht zu werden 

bedeutet, Politik so zu gestalten, dass die natürlichen 

lebensgrundlagen erhalten bleiben. unsere heutige 

Generation muss eine Welt bewahren und hinterlas-

sen, die auch für die nachfolgenden Generationen 

lebenswert ist. unsere nachkommen haben ein recht 

auf eine intakte umwelt und eine lebenswerte heimat; 

wir dürfen ihre lebenschancen durch unsere heutige 

lebensweise nicht einschränken. Dieses Prinzip der 

nachhaltigkeit ist ein christliches und konservatives 

anliegen und fester bestandteil christlich-demokrati-

scher Politik. Die erhaltung der natürlichen lebens-

grundlagen ist ein stück verantworteter freiheit.  

Wer in der Gegenwart die natürlichen Grundlagen des 

lebens zerstört, verletzt die solidarität zwischen den 

Generationen.

Die industrieländer haben sich ihren Wohlstand über 

Jahrzehnte hinweg auch auf kosten der natur geleis-

tet. angesichts deutlich sichtbarer umweltschäden  

in den 1970er Jahren hat die CDu bereits 1978 die 

erhaltung der natürlichen lebensgrundlagen als ziel 

in ihr Grundsatzprogramm aufgenommen. nach der 

regierungsübernahme durch helmut kohl 1982 wurde 

der umweltschutz zu einem wichtigen aktionsfeld der 

bundesregierung: unter seiner kanzlerschaft wurde  

u.a. das bundesministerium für umwelt gegründet, 

die kreislaufwirtschaft eingeführt und die weltweite 

klimaschutzpolitik etabliert.

Die von den industrieländern vorgelebte ressourcen-

aufwendige Wirtschafts- und konsumweise kann nicht 

maßstab für nachhaltige entwicklung sein. Die indus-

trieländer müssen ihre lebensweise ändern und damit 

zum Vorbild für andere staaten werden, die derzeit 

einen dynamischen entwicklungsschub erfahren und in 

denen immer mehr menschen am Wohlstand teilhaben 

wollen.

3.4.1  umweltschutz durch den Einsatz von  

technologie

Die änderung der lebensweise durch Verzicht wird  

auf wenig gesellschaftliche akzeptanz stoßen und 

daher nur mäßigen erfolg haben. ein zukunftsorien-

tierter umweltschutz hingegen hat das ziel, den 

technischen fortschritt und die darauf aufbauenden 

innovationen zu nutzen und auf diese Weise umwelt-

belastungen zu reduzieren.

Der einsatz und die entwicklung umweltverträglicher 

und ressourcenschonender technologien sind deshalb 

als tragende säulen christlich-demokratischer umwelt-

politik unverzichtbar. Der mensch hat die möglichkeit 

und die Pflicht, moralisch verantwortbar mit dem um-

zugehen, wozu er technisch in der lage ist. Dies zu 

leisten gehört zur Größe seiner bestimmung als Ge-

schöpf Gottes. er hat die kraft, technische fortschritte 

zu erzielen und auf diese Weise sozialen und ökologi-

schen anforderungen zu genügen.

Das gilt auch für den bereich des Verkehrs. mobilität 

ist ein Grundbedürfnis moderner Gesellschaften und 

Voraussetzung für wirtschaftliche entwicklung und 

einen breiten Wohlstand. Die Verringerung von um-

weltbelastungen ist durch förderung schadstoffarmer 

motoren, verkehrslenkender maßnahmen zur Vermei-

dung unnötigen Verkehrs und die stärkung des öffent-

lichen Verkehrs zu erreichen. ebenso ist der klima-

schutz durch den effizienteren einsatz von energie 

und durch stärkeren einsatz erneuerbarer energien  

zu gewährleisten.

3.4.2 umweltpolitik in der Sozialen marktwirtschaft

Die bewahrung der schöpfung ist für die ordnungs-

politik der sozialen marktwirtschaft eine besondere 

herausforderung. Die beiden konstituierenden Prin-

zipien der sozialen marktwirtschaft – freiheit und 

Verantwortung – gelten auch im umweltschutz. eine 

am christlichen menschenbild orientierte umweltpolitik 

verbindet den leistungswillen und die leistungsfähig-

keit des einzelnen mit dem nachhaltigen schutz der 

umwelt.

Der staat hat die aufgabe, den schutz der umwelt 

durch die aufstellung von rahmendaten, von Geboten 

und Verboten, so zu ordnen, dass die natürlichen 

lebensgrundlagen erhalten bleiben. Dabei können 

marktwirtschaftliche ordnungselemente wie gezielte 

förderprogramme, steuerrechtliche anreize, abgaben, 

lizenzen, haftungsregelungen oder selbstverpflich-

tungen angemessene und geeignete instrumente der 

umweltpolitik sein.

Die konsequente umsetzung des Vorsorgeprinzips  

und des Verursacherprinzips sind Grundlagen christ-

lich-demokratischer umweltpolitik. umweltschäden 

sollen möglichst erst gar nicht entstehen, sondern 

verhindert bzw. auf das mögliche minimum reduziert 

werden. sind sie entstanden, muss der Verursacher 

des schadens für beseitigung und ausgleich von um-

weltbeeinträchtigungen aufkommen.
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Wirtschaftliche entwicklung und umweltschutz wider-

sprechen einander nicht. Die bekämpfung von armut 

ist durch Wirtschaftswachstum möglich. Daher ist 

Wirtschaftswachstum unter berücksichtigung von 

nachhaltigkeit und umweltschutz wünschenswert.

3.4.3  Soziale und gesellschaftliche dimension  

der umweltpolitik

es ist aufgabe der Politik, durch bildung und aufklä-

rung das bewusstsein für die persönliche Verantwor-

tung des einzelnen gegenüber seiner umwelt zu 

wecken. aus dem Prinzip der subsidiarität ergibt sich, 

dass christlich-demokratische umweltpolitik die aktive 

einbeziehung der zivilgesellschaft bei der Verankerung 

der nachhaltigen entwicklung vorsieht. Der einsatz 

von bürgerinitiativen, umweltverbänden und Vereinen 

stellt eine große bereicherung für die Gestaltung und 

umsetzung von umweltpolitik dar.

Gleichzeitig kann umweltpolitik die teilhabe der bür-

ger an politischen Prozessen und damit die Demokra-

tisierung fördern. Die bürgerbewegungen in mittel- 

und osteuropa, die den demokratischen umbruch von 

1989/90 herbeigeführt haben, hatten ihren ursprung 

vielfach in umweltschutz-initiativen und verbanden 

ihre forderungen zunehmend mit dem ruf nach poli-

tischen reformen.

3.4.4  Außen- und entwicklungspolitische dimension 

von umweltpolitik

umweltbelastungen und umweltschäden fallen grenz- 

und regionenüberschreitend an. zunehmend wird 

sichtbar, dass alle menschen bei der erhaltung der 

natürlichen lebensgrundlagen in einer weltweiten 

risikogemeinschaft leben. Dies erfordert eine enge 

zusammenarbeit auf globaler ebene. Die internationa-

le klimaschutzpolitik der Vereinten nationen ist ein 

beispiel dafür.

arme und reiche länder müssen gemeinsam maßnah-

men zum globalen umweltschutz ergreifen. Globale 

umweltvorsorge und die überwindung von entwick-

lungsproblemen gehören untrennbar zusammen. 

umweltschutzpolitik ist ein beitrag zur globalen Ge-

rechtigkeit und ein wichtiger bestandteil der außen- 

und entwicklungspolitik. eine ökologisch tragfähige 

wirtschaftliche entwicklung kann nur in internationaler 

Partnerschaft verwirklicht werden.

WEItERFüHREndE InFoRmAtIonEn:  

AKtuEllE PoSItIonEn dER Cdu ZuR umWEltPolItIK

im sommer 2008 hat der bundesvorstand der CDu ein Grundsatzpapier zur klima-, umwelt- und Verbrau-

cherschutzpolitik beschlossen. folgende forderungen sind inhalt des Papiers: 

bis 2050 soll Deutschland mehr als die hälfte seines energiebedarfs aus erneuerbaren energien decken.

senkung des Co2-ausstoßes in Deutschland um 40% gegenüber 1990.

einbindung des europäischen flugverkehrs in den emissionshandel.

ersetzung alter kohlekraftwerke durch modernere anlagen.

Weitere nutzung der atomkraft zur energieerzeugung.

Verringerung der durch Verkehr verursachten umweltbelastungen durch eine am Co2-ausstoß  

orientierte kfz-steuer, intelligente ampelsysteme zur Vermeidung von staus, förderung von besserer 

motorentechnik.

steigerung der energieeffizienz durch sanierung von häusern, modernisierung von heizungsanlagen 

und umweltfreundliches bauen.

intensivierung der kreislaufwirtschaft zur Vermeidung von abfällen.












3.5 AuSSEn- und SICHERHEItSPolItIK 

nach christlich-demokratischem selbstverständnis ist 

die sicherung von frieden und freiheit in der Welt 

hauptziel der außenpolitik. schwerpunkte der christ-

lich-demokratischen außenpolitik sind die fortentwick-

lung und Vertiefung der europäischen integration, der 

ausbau der transatlantischen beziehungen und die 

lösung verschiedenster drängender globaler fragen. 

Dabei bilden gemeinsame Werte wie freiheit, Demo-

kratie und rechtsstaatlichkeit essentielle Grundlagen 

außenpolitischen handelns.

bereits unmittelbar nach ende des zweiten Weltkriegs 

nahmen Christliche Demokraten eine entscheidende 

und prägende rolle im europäischen einigungsprozess 

ein. bundeskanzler konrad adenauer und die deutsche 

bundesregierung wurden zu einer treibenden kraft 

für die bildung einer supranationalen, europäischen 

einheit. eine konsequente Politik der Westintegration 
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der bundesrepublik und adenauers bemühungen  

um weitere integrationsverhandlungen über die  

europäische Gemeinschaft für kohle und stahl (eGks) 

hinaus mündeten schließlich in der Gründung der 

europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (eWG) und  

der europäischen atomgemeinschaft (euratom), die 

durch die römischen Verträge am 1. Januar 1958 in 

kraft traten (vgl. auch 4.1).

in den 1970er Jahren und nach übernahme der kanz-

lerschaft zu beginn der 1980er Jahre setzte bundes-

kanzler helmut kohl zusammen mit dem französischen 

Präsidenten françois mitterand neue maßgebende 

impulse für die Vertiefung der europäischen integra-

tion. so plädierte kohl unter anderem für die Verab-

schiedung einer europäischen Verfassung. für ihn  

war es von besonderer Wichtigkeit, den Prozess der 

Wiedergewinnung der deutschen einheit im weiteren 

kontext der europäischen integration zu sehen. für 

seine Verdienste wurde er schließlich mit der „ehren-

bürgerschaft europas” ausgezeichnet (vgl. 4.5).

in einer zeit wachsender globaler herausforderungen 

ist die europäische union fundamentaler bestandteil 

der christlich-demokratischen außenpolitik. Die eu 

wird nicht nur mit frieden, Wohlstand und Wachstum 

assoziiert, sondern sie garantiert ihren bürgern auch 

mehr freiheit und innere wie äußere sicherheit. Ge-

meinsame Werte entsprechen darüber hinaus dem 

selbstverständnis christlich-demokratischer außen-

politik. Dabei ist es von höchster Wichtigkeit, dass 

sowohl das subsidiaritätsprinzip als auch eine klare 

abgrenzung der zuständigkeiten zwischen europä-

ischer union und den mitgliedsstaaten, regionen und 

kommunen eingehalten werden.

Des Weiteren spricht sich christlich-demokratische 

außenpolitik für eine europäische Verteidigungspolitik 

aus, die es der eu ermöglicht, über ein eigenes mili-

tärisches Potential zu verfügen. Wie schon in den 

Grundsätzen der römischen Verträge angelegt, ist  

die europäische integration ein kontinuierlicher, dyna-

mischer Prozess der Vertiefung und der erweiterung. 

Dennoch bedarf die entscheidung über eine erweite-

rung stets genauer und kritischer evaluation. so wird 

eine „privilegierte Partnerschaft” mit der türkei an-

stelle einer eu-mitgliedschaft befürwortet, da sie zur-

zeit das effektivste instrument ist, um langfristig eine 

demokratische, rechtsstaatliche und wirtschaftliche 

entwicklung der türkei garantieren zu können.

Die usa sind ein unverzichtbarer und strategisch 

wichtiger Partner Deutschlands. Die transatlantischen 

beziehungen sind vor allem aufgrund gemeinsamer 

freiheitlicher und demokratischer Werte von besonde-

rer Wichtigkeit. ein weiterer essentieller aspekt der 

transatlantischen Partnerschaft ist außerdem ein 

kollektives interesse an der Wahrung der globalen 

sicherheit. eine verstärkte europäische integration  

ist keinesfalls ein Gegensatz zur atlantischen Partner-

schaft; vielmehr bilden beide aspekte die wichtigsten 

Pfeiler christlich-demokratischer außenpolitik. eine 

europäische identität bedarf keiner abgrenzung zu 

den usa, sondern einer vertrauensvollen Partner-

schaft. Die nato ist folglich ein unerlässliches instru-

ment zur Durchsetzung gemeinsamer sicherheitspoli-

tischer interessen. sie ist das zentrale bindeglied 

der transatlantischen Partnerschaft.

neben dieser „doppelten Westbindung” der europä-

ischen integration und der transatlantischen Partner-

schaft ist das christliche menschenbild ein weiterer 

eckpfeiler christlich-demokratischer außenpolitik.  

aus ihm leiten sich eine reihe außenpolitischer Positi-

onen ab, zum beispiel mit blick auf die menschen-

rechts-, umwelt- und entwicklungspolitik (vgl. auch 

3.4 und 3.6). so ist aus christlich-demokratischer 

sicht die globale Verwirklichung der menschenrechte 

eine Grundanforderung für die Wahrung von freiheit, 

Gerechtigkeit und frieden in der Welt und stellt somit 

eine elementare ethische Grundlage außenpolitischen 

handels dar. es ist daher notwendig, die staatlichen, 

politischen und gesellschaftlichen rahmenbedingun-

gen für eine globale Verbesserung der menschenrechte 

zu schaffen – etwa durch bilaterale rechtsstaatsdialo-

ge, maßnahmen zur stärkung der zivilgesellschaft 

und Demokratieförderung.

auch der umweltschutz – im sinne der bewahrung  

der schöpfung – ist ein kernanliegen christlich-demo-

kratischer Politik, das im zuge der Globalisierung 

immer stärker außenpolitisch bedeutsam geworden 

ist. klimawandel und luftverschmutzung machen nicht 

vor staatlichen Grenzen halt; sie können auch nicht 

von einem staat alleine bekämpft werden, sondern 

bedürfen gemeinschaftlicher internationaler anstren-

gungen. Das gilt nicht zuletzt angesichts der vielfäl-

tigen sicherheitspolitischen bedrohungen für Deutsch-

land, die aus der umweltzerstörung in weit entfernten 

regionen resultieren können.

aus den gleichen Gründen kommt der internationalen 

entwicklungszusammenarbeit aus Verantwortung 

für den mitmenschen im rahmen christlich-demokra-

tischen außenhandelns eine herausgehobene bedeu-

tung zu. Die internationale Gemeinschaft muss es  

sich zur aufgabe machen, die wirtschaftlichen Dyna-

miken der entwicklungsländer zu stärken, faire han-

delschancen zu schaffen und die soziale sicherheit 

und rechtsstaatlichkeit zu fördern. internationale 
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entwicklungszusammenarbeit dient auch deutschen 

interessen. sie gehört heutzutage zu den unverzicht-

baren strategien für die stabilisierung von krisen-

regionen und ist fester bestandteil des erweiterten 

sicherheitsverständnisses – stichwort „vernetzte 

sicherheit”. Globale und vernetzte Gefahren können 

nur durch eine integrierte Vorgehensweise effektiv 

bekämpft werden. strategische, politische wie auch 

wirtschaftliche Partnerschaften, die durch entwick-

lungshilfe wesentlich begünstigt und gepflegt werden, 

sind hierfür unerlässlich.

Das gilt auch mit blick auf eine der dringlichsten 

sicherheitspolitischen fragen der heutigen zeit,  

den kampf gegen den internationalen, meist islamis-

tischen terrorismus. toleranz gegenüber anderen 

kulturen und religionen sowie gegenseitiger respekt  

sind untrennbar mit dem christlichen Glauben ver-

bunden. Daraus ergibt sich das ziel eines friedlichen 

und gewaltfreien miteinanders mit der islamischen 

Welt, welches jedoch durch terrorismus und funda-

mentalismus massiv bedroht wird. ein entschlossener 

kampf gegen jede form von terrorismus und gewalt-

tätigen extremismus ist deshalb erforderlich. Wie das 

beispiel afghanistan zeigt, verlangt die erfolgreiche 

bewältigung dieser herausforderungen nicht nur den 

koordinierten einsatz militärischer und ziviler mittel, 

sondern auch viel Geduld, anpassungsfähigkeit und 

stehvermögen. eine christlich-demokratische Politik 

des friedens und der freiheit in der Welt kann sich 

jedoch auch solch komplexen aufgaben nicht entzie-

hen und braucht daher die intensive kooperation mit 

den Verbündeten ebenso wie mutige politische füh-

rungsbereitschaft im eigenen land.

3.6  IntERnAtIonAlE SolIdARItät und 

EntWICKlungSZuSAmmEnARbEIt

als eigenständiges Politikfeld bildete sich die entwick-

lungspolitik in Deutschland ab 1961 mit der einrich-

tung eines eigenen ministeriums heraus. Dabei muss-

te sich die entwicklungspolitik zum einen von der 

tradition christlicher missionsarbeit loslösen und  

zum anderen ihren Platz neben der außenpolitik und 

anderen Politikbereichen finden. Die leitlinien und die 

richtung für einen eigenständigen, christlich-demo-

kratischen ansatz in der entwicklungspolitik lagen  

und liegen einerseits in der bindenden Verpflichtung 

gegenüber dem christlichen menschenbild und der 

tradition der christlichen soziallehre, andererseits 

aber auch in dem politischen auftrag, die weltweiten 

rahmenbedingungen für menschenwürdiges leben, 

faire handelsbedingungen, für global vernetzte sicher-

heit sowie für eine umfassende ressourcen- und 

klimapolitik mitzugestalten.

aus der christlichen sozialethik ergibt sich ein zen-

traler zusammenhang zwischen dem christlichen 

Personalismus und der weltweiten solidarität. hieraus 

resultiert die konstitutive Verknüpfung von Person, 

subsidiarität und solidarität, die besagt, dass

 

1.   immer der mensch als Person träger seiner  

entwicklung ist, 

2.   menschliches handeln stets subsidiär sein muss 

(eigenverantwortung der kleineren gesellschaft-

lichen einheit), und dass

3.   vor diesem hintergrund solidarität als „hilfe zur 

selbsthilfe” die basis der entwicklungspolitik dar-

stellt.

Der respekt vor der Würde jedes einzelnen menschen 

bildet die Grundlage für christlich-demokratische ent-

wicklungspolitik. aus christlicher sicht ist die men-

schenwürde unantastbar und unveräußerlich. sie 

begründet das recht auf leben und das streben  

nach Gerechtigkeit, freiheit und frieden in der Welt. 

Die Gleichheit aller menschen und die universalität  

der menschenrechte stellen Grundwerte dar, aus 

denen sowohl eine moralische Verantwortung als auch 

eine politische Verpflichtung zum handeln resultieren. 

für die entwicklungspolitik bedeutet dies Partnerschaft 

ohne bevormundung.

solidarität verlangt nicht nur die unmittelbare hilfe  

in akuter not, sondern das gezielte engagement für 

eine wirtschaftlich, sozial und ökologisch nachhaltige 

entwicklung aller menschen. Dies erfordert mehr als 

eine bekämpfung der symptome. es verlangt die 

bekämpfung der ursachen von armut, hunger, krank-

heit und mangelnder bildung. eine nachhaltige politi-

sche entwicklung aller menschen ist jedoch nur unter 

rechtsstaatlichen, demokratischen und marktwirt-

schaftlichen rahmenbedingungen möglich. in diesem 

zusammenhang betonen Christdemokraten insbeson-

dere, dass gute regierungsführung die übernahme 

individueller Verantwortung verlangt. sie wollen den 

unternehmergeist fördern und auch für besitzlose die 

schaffung von eigentum ermöglichen. Dies erfordert 

politische selbstbestimmung unter den bedingungen 

guter regierungsführung. nur so ist ein leben in frei-

heit, Wohlstand und frieden möglich.

aus christlich-demokratischer sicht war entwicklungs-

politik zwar auch immer altruistisch motiviert, aber 

nie ausschließlich. neben der normativen einbettung 

steht entwicklungspolitik auch im kontext nationaler 

interessen. in den Jahrzehnten des ost-West-konflikts 

spielte zudem der ideologische und machtpolitische 

systemgegensatz eine wichtige rolle. heute besteht 

die herausforderung darin, die folgen der Globalisie-
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rung insbesondere für entwicklungs- und schwellen-

länder sozial gerecht zu gestalten. Die linderung von 

migrationsdruck, die Verbesserung der internationalen 

sicherheitslage, klima- und umweltschutz, beidersei-

tiger handel und exportmöglichkeiten sowie einver-

nehmliche formen der internationalen zusammenar-

beit liegen nicht ausschließlich im nationalen interesse 

der so genannten Geberseite. frieden, gerechte Wirt-

schafts- und sozialordnungen, bewahrung der schöp-

fung und die zukunftsfähigkeit aller staaten der erde 

sind auch im interesse der empfängerländer.

beides, die Wertebindung und die interessenbindung 

der entwicklungspolitik, werden aus sicht der Christ-

lichen Demokratie als legitim angesehen und gehören 

notwendig zusammen. sie können letztlich nicht sepa-

rat begründet werden, sondern sind miteinander in 

beziehung zu setzen. Die Werteorientierung der ent-

wicklungspolitik trägt immer wieder von neuem dazu 

bei, ein abgleiten in egoismus, Profitgier und vorder-

gründige Vorteilsnahme zu verhindern. Gleichzeitig 

können einwände aus der sicht nationaler interessen 

davor bewahren, den blick für das realistisch mach-

bare und die politischen folgekosten zu verlieren.  

es ist ein anliegen christlich-demokratisch geprägter 

entwicklungspolitik, nicht in die falle zu geraten, 

„universale Werte” gegen „nationale interessen” 

auszuspielen bzw. beide für miteinander unvereinbar 

zu erklären. Werte bieten auch in der entwicklungs-

politik orientierungsrichtlinien, die das Denken und 

handeln nicht nur individueller akteure, sondern auch 

von regierungen bestimmen können. Dies gilt nicht 

nur auf der begründungsebene in Deutschland, son-

dern es bestimmt zugleich auch die art der zusam-

menarbeit mit den mehr oder weniger entwickelten 

Partnerstaaten.

entwicklung ist ein umfassender Prozess, der vor 

allem auf eine Verbesserung der allgemeinen lebens-

bedingungen und auf eine stärkung individueller 

freiheiten gerichtet ist. konkrete entwicklungsan-

strengungen müssen in erster linie von den men-

schen, denen diese Politik gilt, selbst getragen wer-

den. alle bemühungen, diese Prozesse von außen zu 

fördern, dürfen sich nicht nur an den eigenen zielvor-

stellungen derjenigen orientieren, die fördern wollen, 

sondern müssen die sozialen und wirtschaftlichen,  

die kulturellen und religiösen sowie die ökologischen 

und ordnungspolitischen traditionen, bindungen und 

identitäten derjenigen, die gefördert werden, mit 

berücksichtigen. um beides zu vermitteln, ist der 

Dialog unverzichtbar. insofern dieser Dialog dazu 

beitragen soll, nicht nur das gegenseitige Verstehen 

zu verbessern, sondern auch im fall gravierender 

Differenzen entscheidungshilfen zu geben, muss er 

nach den Wertmaßstäben fragen, die nicht nur von 

einer der beteiligten seiten vertreten werden.

entwicklungspolitik lässt sich nicht nur nach tech-

nischen, monetären oder quantitativen kriterien 

gestalten. aus sicht der unionsparteien in Deutsch-

land verlangt die inhaltliche und politische begründung 

auch immer nach der orientierung an den genannten 

Werten. im engeren sinne besteht ihre aufgabe 

zweifellos darin, menschen in den ärmsten ländern 

der Welt ebenso wie in schwellen- und transformati-

onsländern ein menschenwürdiges leben in freiheit 

und selbstbestimmung zu ermöglichen. aus christlich-

demokratischer sicht lässt sich diese aufgabe jedoch 

nur erfüllen, wenn sie weiter gefasst wird. Deshalb 

muss entwicklungspolitik teil einer globalen ord-

nungspolitik sein, die auch die ärmsten länder in die 

Gestaltung globaler rahmenbedingungen integriert.

Das Konzept wird zumindest von den demokratischen 
Parteien und nahestehenden Organisationen (Gewerk-
schaften) seit langem nicht mehr infrage gestellt; von 
(post)kommunistischen oder neofaschistischen Parteien 
allerdings schon. Folgerichtig heißt es jedoch im Grund-
satzprogramm der CDU Deutschlands: „Die Soziale 
Marktwirtschaft ist die wirtschaftlich-soziale Ordnung  
der freiheitlichen Demokratie” (CDU 2007: 48).
Die EU-Kommission definiert als mittelständisches Unter-
nehmen Betriebe, die vom Eigentümer geführt werden, 
bis zu 250 Personen beschäftigen und pro Jahr nicht 
mehr als 50 Mio. EUR umsetzen. 
Bei allen Besonderheiten der westeuropäischen Steuer-
systeme gilt, dass in den christlich-demokratisch regier-
ten Ländern Unternehmen grundsätzlich geringer be-
steuert werden als in Ländern, die jahrzehntelang von 
sozialdemokratischen Parteien dominiert wurden bzw. 
werden. So liegen die Körperschaftssteuersätze in 
Deutschland mit 15%, in der Schweiz mit durchschnittlich 
20%, in Luxemburg mit 22,9%, sowie in den Niederlan-
den und Österreich mit jeweils 25% unter denen der  
„sozialdemokratischen”, skandinavischen Länder, wo sie 
bei durchschnittlich 28% liegen. Auch die Steuersätze  
auf gewerbliche und Arbeitseinkommen sind in diesen 
Ländern höher. Der skandinavische Wohlfahrtsstaat  
finanziert seine Sozialversicherungsleistungen jedoch 
hauptsächlich aus dem Steueraufkommen, während die 
christlich-demokratisch regierten Länder überwiegend 
beitragsfinanzierte Sozialversicherungssysteme haben. 
Darin widerspiegelt sich auch das Prinzip der Subsidiari-
tät bzw. der korporatistisch organisierten Sozialversiche-
rung, in der öffentliche Leistungen nicht allein vom Staat, 
sondern von nachgeordneten Ebenen in Eigenverantwor-
tung getragen werden (in Deutschland z.B. im Rahmen 
der sog. „Selbstverwaltung”). 
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Unterschiede zwischen sozialdemokratischer und christ-
lich-demokratischer Wirtschaftspolitik werden beim Blick 
auf die Staatsquote (Anteil der staatlichen Ausgaben an 
der gesamten volkswirtschaftlichen Leistung) oder die 
Beschäftigungsquoten im öffentlichen Dienst (öffentliche 
Verwaltung, Sozialversicherung, Gesundheitswesen,  
Polizei, Lehrberufe) deutlich. Vereinfacht gesagt liegt  
die Staatsquote in den westeuropäischen Ländern, die 
lange Zeit von christlich-demokratischen Parteien regiert 
wurden, unter 50% (in Deutschland beispielsweise bei 
45%), in sozialdemokratisch geprägten Ländern hingegen 
bei über 50% (Schweden z.B. 55%). Die Beschäftigungs-
quoten im öffentlichen Dienst liegen in den sozialdemo-
kratisch geprägten Ländern im Schnitt bei 20%, in christ-
lich-demokratisch geprägten Ländern im Schnitt um 
10%. Das heißt, zur Erreichung eines hohen Bruttoin-
landsprodukts, gleichbedeutend mit Wachstum und 
Wohlstand, sowie zur Schaffung von Arbeitsplätzen setzt 
die Christliche Demokratie eher auf die privatwirtschaft-
lich verfasste Wirtschafts- und Sozialordnung. 
Auch in der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise von 
2008/09, bei der sich die Politik zur Linderung der Folgen 
zu marktstabilisierenden Interventionen gezwungen 
sah, zeigten sich unterschiedliche Herangehensweisen 
zwischen christlich-demokratischen Parteien und Parteien 
links der politischen Mitte. Während letztere immer neue 
staatliche Konjunkturpakete und Staatsgarantien für  
angeschlagene Unternehmen forderten, gingen christlich-
demokratische Parteien grundsätzlich zurückhaltender 
vor und suchten eher nach privaten Investoren, wie die 
Beispiele des Autokonzerns Opel oder auch Rettungsver-
suche für die angeschlagene maritime Industrie veran-
schaulichen.
Der „Dritte Weg” der britischen Labour-Partei unter Tony 
Blair, die „Agenda 2010” der SPD in Deutschland unter 
Gerhard Schröder oder die fiskal-, beschäftigungs- und 
sozialpolitischen Reformen der PvdA in den Niederlanden 
unter Wim Kok, zum Teil auch der schwedischen SAP  
unter Göran Persson, sind Beispiele dafür, dass einige 
sozialdemokratische Parteien in Westeuropa herkömm-
liche Pfade verließen und mit neuen, aber kaum noch  
traditionell sozialdemokratischen Ansätzen vorüberge-
hendes Wirtschafts- und Beschäftigungszuwachs errei-
chen konnten. Ihr wirtschafts- und sozialpolitischer  
Reformkurs bestand vor allem aus einer Mischung aus 
Steuersenkungen zur Belebung von privaten Investi- 
tionen und Binnenkonsum, Kürzung von Sozialleistungen 
und Erhöhung von Zwang für deren Empfang („Fördern 
und Fordern”). Die genannten Parteien haben allerdings 
durchweg einen hohen Preis für diese Kursänderung 
 bezahlt, da die traditionelle Anhängerschaft nicht lange 
bereit war, den neuen Kurs mitzutragen.
Das Kindergeld wird einkommensunabhängig gezahlt  
und ist nach der Zahl der Kinder gestaffelt. Es beträgt  
für das erste und zweite Kind jeweils 184 Euro, für das 
dritte Kind 190 Euro und für das vierte und jedes weitere 
Kind monatlich 215 Euro. Das Kindergeld gibt es grund-
sätzlich für alle Kinder bis zum 18. Lebensjahr. Wenn 
sich Kinder noch in der Ausbildung befinden, wird es bis 
zum 25. Lebensjahr gewährt, für arbeitslose „Kinder”  
bis zum 21. Lebensjahr. Das Elterngeld beträgt 67%  
des monatlichen Nettoeinkommens, höchstens jedoch 
1.800 Euro und mindestens 300 Euro. Nicht erwerbstäti-
ge Eltern erhalten den Mindestbetrag zusätzlich zum  
bisherigen Familieneinkommen. Das Elterngeld wird an 
Vater und Mutter für maximal 14 Monate gezahlt, beide 
können den Zeitraum frei untereinander aufteilen.

4|

5|

6|

7|

Die Elternzeit beträgt maximal 14 Monate nach der  
Geburt des Kindes. In dieser Zeit erhält die Familie  
das Elterngeld, das die Familien in ihrer wirtschaftlichen  
Selbständigkeit stärkt. Die Elternzeit können beide Part-
ner untereinander aufteilen. Ein Elternteil kann dabei 
höchstens 12 Monate für sich in Anspruch nehmen,  
zwei weitere Monate gibt es, wenn sich in dieser Zeit  
der Ehepartner an der Betreuung des Kindes beteiligt 
(sog. Vätermonate). Alleinerziehende können aufgrund 
des fehlenden Partners die vollen 14 Monate Elterngeld  
in Anspruch nehmen.

8|



4. beDeutenDe euroPäisChe ChristDemokraten 

4.1 KonRAd AdEnAuER  (1876-1967)

konrad adenauer war der erste bundeskanzler der 

bundesrepublik Deutschland und von 1950 bis 1966 

Vorsitzender der CDu Deutschlands.

konrad adenauer wurde am 5. Januar 1876 in köln 

geboren. er stammte aus einem katholischen beam-

tenhaushalt. Die politische laufbahn des studierten 

Juristen begann 1906, als er das amt eines beigeord-

neten in seiner rheinischen heimatstadt antrat. im 

Jahre 1917 wurde konrad adenauer zum oberbürger-

meister der stadt köln gewählt. Dieses amt übte 

adenauer, der der katholischen zentrumspartei ange-

hörte, bis 1933 aus, dann verdrängten ihn die natio-

nalsozialisten daraus. Die Jahre der nationalsozialis-

tischen Diktatur verbrachte adenauer nach vorüber-

gehenden aufenthalten im kloster maria laach und  

in Potsdam in rhöndorf bei bonn, bis er im august 

1944 von der Gestapo verhaftet und für mehrere 

monate inhaftiert wurde. nachdem amerikanische 

truppen köln befreit und besetzt hatten, ernannte die 

militärregierung konrad adenauer anfang mai 1945 

erneut zum oberbürgermeister. im Juni 1945 über-

nahm die britische militäradministration die kontrolle 

über das rheinland. sie entließ adenauer im oktober 

1945 aus dem amt und untersagte ihm vorüberge-

hend, sich politisch zu betätigen.

nach dieser erneuten entlassung als oberbürgermei-

ster engagierte adenauer sich intensiv beim aufbau 

der neuen Christlich-Demokratischen union. er nahm 

von anbeginn eine Vielzahl innerparteilicher schlüssel-

positionen wahr und bestimmte so den organisato-

rischen aufbau und die programmatische ausrichtung 

seiner Partei entscheidend mit. schon früh trat er 

dafür ein, die CDu zu einer überkonfessionellen Volks-

partei, die katholiken wie Protestanten gleichermaßen 

offen steht, zu formen. ab 1946 war adenauer Vorsit-

zender der CDu des rheinlands und der britischen 

besatzungszone und auch Vorsitzender der CDu-

fraktion im landtag von nordrhein-Westfalen. am  

1. september 1948 wurde er zum Präsidenten des 

Parlamentarischen rates gewählt. in dieser funktion 

war er maßgeblich an der entstehung des Grund-

gesetzes der bundesrepublik Deutschland, das am  

23. mai 1949 in kraft trat, beteiligt.

nach der ersten bundestagswahl vom 14. august 

1949 bildete adenauer eine regierungskoalition 

aus CDu, der bayerischen schwesterpartei Csu,  

der liberalen freien Demokratischen Partei (fDP)  

und der konservativen Deutschen Partei (DP). am  

15. september 1949 wurde er zum ersten bundes-

kanzler der bundesrepublik gewählt. Dieses amt 

bekleidete konrad adenauer mehr als 14 Jahre. bis 

zum tag seines rücktrittes am 15. oktober 1963 

leitete er insgesamt fünf bundeskabinette. zwischen 

märz 1951, dem Gründungsdatum des auswärtigen 

amtes der bundesrepublik Deutschland, und Juni 1955 

war konrad adenauer nicht nur bundeskanzler, son-

dern nahm auch das amt des außenministers wahr. 

im Jahr 1957 konnte die CDu/Csu unter seiner füh-

rung mit 50,2% die absolute mehrheit der bei der 

bundestagswahl abgegebenen stimmen erringen.  

Vom 22. oktober 1950 bis zum 22. märz 1966 war 

adenauer bundesvorsitzender der CDu, danach ihr 

ehrenvorsitzender. bis zu seinem tod am 19. april 

1967 blieb er mitglied des Deutschen bundestages.

in der sogenannten „adenauer-ära” von 1949 bis 

1963 fielen zahlreiche innen- und außenpolitische 

Grundsatzentscheidungen, die das Gesicht der bun-

desrepublik Deutschland und ihre politische orientie-

rung bis heute prägen. in innenpolitischer hinsicht 

sind insbesondere die Gründung der Christlich Demo-

kratischen Union als konfessionsübergreifende demo-

kratische Volkspartei, die Durchsetzung der sozialen 

marktwirtschaft als wirtschafts- und sozialpolitisches 

ordnungskonzept der bundesrepublik und der so ge-

nannte „lastenausgleich” zur finanziellen entschädi-

gung der von kriegszerstörungen und Vertreibung 

betroffenen deutschen staatsangehörigen hervorzu-

heben. auch die unter adenauer im Jahr 1957 zur 

sicherung des lebensstandards im alter eingeführte 

dynamische rente ist noch immer in kraft. im außen-
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politischen bereich strebte adenauer die Wiedergewin-

nung der souveränität der bundesrepublik und deren 

einbindung in die Gemeinschaft westlicher Demokra-

tien sowie die politische und wirtschaftliche einigung 

europas an.

zentrale motive für die Politik der Westintegration 

waren adenauers sorge vor einer sowjetischen expan-

sion und sein ausgeprägter antikommunismus, aber 

auch die überzeugung, „dass wir nach unserer her-

kunft und nach unserer Gesinnung zur westeuropä-

ischen Welt gehören”, wie er ins einer ersten regie-

rungserklärung betonte.1 Durch seine entschiedene 

Westorientierung konnte adenauer das Vertrauen  

der westlichen besatzungsmächte gewinnen. mit dem 

inkrafttreten der Pariser Verträge am 5. mai 1955 

erhielt die bundesrepublik die fast vollständige sou-

veränität und wurde in die nato aufgenommen. ein 

ausdruck der zurückgewonnenen souveränität war  

der aufbau der bundeswehr, die in die nato einge-

bunden und dem Parlament gegenüber verantwortlich 

war (und ist), sowie die einführung der allgemeinen 

Wehrpflicht im Jahr 1956.

Wie der französische außenminister robert schuman 

war auch konrad adenauer ein engagierter Verfechter 

des europäischen einigungsprozesses. Die entstehung 

der europäischen Gemeinschaft für kohle und stahl 

(eGks) von 1952, der europäischen Wirtschaftsge-

meinschaft (eWG) und der europäischen atomgemein-

schaft (euratom) von 1958 fielen allesamt in seine 

regierungszeit. Voraussetzung und zugleich fester 

bestandteil von adenauers Politik der Westbindung 

war die aussöhnung mit frankreich. Diese Politik 

gipfelte anfang 1963 im von konrad adenauer und 

Charles de Gaulle unterzeichneten deutsch-französi-

schen freundschaftsvertrag. 

neben der aussöhnung mit frankreich war die mit 

dem jüdischen Volk eine herzensangelegenheit für 

adenauer. schon wenige Wochen nach seinem regie-

rungsantritt bemühte er sich um kontakte zu jüdi-

schen Vertretern, weil er die moralische und finanziel-

le Wiedergutmachung, die letztlich nur symbolischen 

Charakter haben konnte, als Verpflichtung der Deut-

schen und als teil des rechtsstaatlichen und mora-

lischen Wiederaufbaus in Deutschland ansah. ein 

interview mit dem herausgeber der „allgemeinen 

Wochenzeitung der Juden in Deutschland” im novem-

ber 1949 war der beginn einer nur mühsamen zustan-

de kommenden beziehung zwischen der bundesregie-

rung und Vertretern des staates israel. im september 

1952 unterzeichneten adenauer und der israelische 

außenminister moshe sharett in luxemburg ein erstes 

abkommen zwischen der bundesrepublik Deutschland 

und dem staate israel über Wiedergutmachungslei-

stungen. nachdem am 29. märz 1966 das deutsch-

israelische Wiedergutmachungsabkommen erfüllt war, 

reiste adenauer wenige monate nach seinem 90. 

Geburtstag im mai 1966 nach israel und besuchte den 

staatsgründer David ben Gurion in seinem Privathaus. 

mit seinem engagement schärfte adenauer das be-

wusstsein der besonderen deutschen Verantwortung 

gegenüber israel, die bis heute einen unverhandel-

baren bestandteil der deutschen außenpolitik darstellt.

angesichts des eskalierenden ost-West-konflikts 

hatten für adenauer die sicherung von Demokratie 

und freiheit in der bundesrepublik sowie die Westinte-

gration oberste politische Priorität. Weil es seiner 

meinung nach unter den obwaltenden umständen 

keine verantwortbare alternative zur Politik der West-

bindung gab, nahm er eine vorübergehende Vertiefung 

der deutschen teilung notgedrungen in kauf. 

adenauer betonte stets, dass eine Wiedervereinigung 

in frieden und freiheit nur auf dem Weg über die 

europäische integration und die entschärfung des ost-

West-konflikts zu erreichen sein werde. notwendig 

dafür sei aber eine gleichermaßen einige und starke 

haltung des Westens. Durch den mauerfall von 1989 

und die deutsche Wiedervereinigung von 1990 erfuhr 

diese Deutschlandpolitik ihre geschichtliche rechtferti-

gung.

als erster deutscher bundeskanzler hat konrad 

adenauer nicht nur die Weichen für die demokratische 

entwicklung in frieden und Wohlstand der jungen 

bundesrepublik gestellt; seine entschlossenheit, die 

bundesrepublik fest im westlichen Wertebündnis zu 

verankern und seine bemühungen um die aussöhnung 

mit den nachbarstaaten sowie um die einigung euro-

pas stellen ebenfalls historische leistungen von blei-

bender bedeutung dar.

4.2 ludWIg ERHARd (1897-1977)

ludwig erhard war von 1949 bis 1963 bundesminister 

für Wirtschaft, von 1963-1966 bundeskanzler der 

bundesrepublik Deutschland und von 1966/67 Vorsit-

zender der CDu.

ludwig erhard wurde am 4. februar 1897 in fürth ge-

boren. nach schulbesuch und kaufmännischer lehre 

arbeitete er zunächst als einzelhandelskaufmann im 

väterlichen textilgeschäft. aufgrund einer schweren 

Verletzung, die er sich im ersten Weltkrieg als artille-

riesoldat zugezogen hatte, konnte er seinen beruf 

nicht mehr ausüben. er begann 1919 ein studium  

der Wirtschaftswissenschaften und soziologie an der 

handelshochschule in nürnberg. später wechselte  

er an die universität frankfurt am main, wo er 1929 
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zum Dr. rer. pol. bei franz oppenheimer promoviert 

wurde.  

nach seiner Promotion arbeitete erhard zunächst 

als wissenschaftlicher mitarbeiter und später als 

stellvertretender leiter am institut für Wirtschafts-

beobachtung der deutschen fertigware in nürnberg. 

in dieser funktion war er unter anderem verantwort-

lich für die herausgabe der monatlichen Verbandszeit-

schrift, die sich auch mit aktuellen fragen der Wirt-

schaftspolitik beschäftigte. Während des zweiten 

Weltkriegs konzentrierte er seine forschung auf die 

erarbeitung einer nachkriegswirtschaftsordnung,  

was ihm schwierigkeiten mit dem nationalsozialisti-

schen regime einbrachte: 1942 wurde er als stell-

vertretender institutsleiter abgesetzt. erhard setzte 

seine arbeit auf selbständiger basis fort und stellte 

1944 die Denkschrift Kriegsfinanzierung und Schul-

denkonsolidierung fertig, die in kreisen des Wider-

stands als Grundlage für den Wiederaufbau angese-

hen wurde. 

nach dem ende des zweiten Weltkriegs wurde der 

politisch unbelastete erhard durch die amerikanische 

besatzungsmacht zum staatsminister für Wirtschaft  

in bayern ernannt. zwei Jahre später, von 1947 bis 

1948, leitete er  die „sonderstelle Geld und kredit”, 

die sich maßgeblich um die Vorbereitung einer Wäh-

rungsreform bemühte. im märz 1948 wählte der 

Wirtschaftsrat erhard zum Direktor der Verwaltung 

für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebiets  

der amerikanischen und britischen besatzungszone.  

in dieser funktion leitete er legislative Vorbereitungen 

für eine lockerung der bewirtschaftung und für die 

freigabe von Preisen ein. als am 20. Juni 1948 in  

den drei westlichen besatzungszonen Deutschlands 

die Währungsreform durchgeführt wurde, nutzte 

erhard die Gelegenheit – ohne zuvor die zustimmung 

des länderrats und der militärregierung eingeholt zu 

haben –, um die Geldreform mit einer umfassenden 

Wirtschaftsreform zu verbinden: er ließ öffentlich  

den einstieg in eine von bewirtschaftungen und Preis-

kontrollen freie Wirtschaftsordnung verkünden. Dass 

dieses nach erhards überzeugung sachlich notwendi-

ge, aber rechtlich und politisch nicht abgesicherte 

Vorgehen für ihn ohne persönliche konsequenzen 

blieb, verdankte er der nachträglichen billigung durch 

den amerikanischen militärgouverneur lucius D. Clay 

sowie der noch am abend des 21. Juni erfolgten legi-

timation durch den länderrat. 

Die mit kämpferischem elan erzielten ersten erfolge 

seiner Wirtschaftspolitik verschafften erhard im Vor-

feld der ersten bundestagswahl 1949 den höchsten 

bekanntheitsgrad unter den deutschen Politikern.  

es gelang bundeskanzler konrad adenauer, erhard  

für die CDu zu gewinnen. Der Wahlkampf wurde ge-

prägt durch die erhardsche Wirtschaftspolitik, die in 

den Düsseldorfer leitsätzen als konzept der sozialen 

marktwirtschaft teil der CDu-Programmatik gewor- 

den war. als spitzenkandidat der CDu Württemberg-

baden2 gewann erhard ein Direktmandat für den 

Deutschen bundestag im Wahlkreis ulm/heidenheim 

und wurde am 20. september 1949 als bundesminis-

ter für Wirtschaft im ersten bundeskabinett unter 

bundeskanzler adenauer vereidigt. 

Von anbeginn seiner bis 1963 andauernden amtszeit 

als Wirtschaftsminister setzte sich erhard für eine  

auf die jeweiligen sozialen Verhältnisse abgestimmte 

marktwirtschaftliche Politik ein, die insbesondere der 

effizienzsteigernden Wirkung des freien spiels der 

marktkräfte ausreichend freiraum gewährte. Dement-

sprechend konzentrierte er seine Politik auf marktwirt-

schaftliche ansätze und die herstellung und Vervoll-

kommnung der marktwirtschaftlichen ordnung. neben 

seinem einsatz für die liberalisierung des außenhan-

dels rückte er insbesondere das Prinzip des leistungs-

wettbewerbs in den fokus seiner Politik. als „Grund-

gesetz” der Wirtschaftsordnung bezeichnete erhard 

schließlich das 1957 verabschiedete Gesetz gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen („kartellgesetz”), das 

mit dem Verbot von wettbewerbsbeschränkenden 

marktabsprachen die konsumentensouveränität unter-

stützte und somit für ihn den kern der sozialen markt-

wirtschaft bildete. 

Die erfolge seiner Politik zeigten sich bereits mitte  

der 1950er Jahre und brachten erhard den ruf als 

„Vater des deutschen Wirtschaftswunders” ein: hohe 

Wachstumsraten der Wirtschaftsleistung und bemer-

kenswerte lohnsteigerungen bei stabilen Preisen 

führten zu Vollbeschäftigung und sozialer sicherheit 

bei ausgeglichenen öffentlichen haushalten. für 

erhard selbst waren diese erfolge jedoch weniger  

ein „Wunder” als vielmehr folge einer gut bedachten 

konzeption und konsequent betriebenen Politik, wie  

er sie in seinem buch Wohlstand für alle (1957) allge-

mein verständlich zu beschreiben versucht hatte. 

für erhard war die soziale marktwirtschaft nicht allein 

Wirtschaftstheorie, sondern eine sozialethik, in der 

zwischen Wirtschafts- und sozialpolitik eine „unlös-

bare Verbindung” bestehe. Diese drücke sich darin 

aus, dass Wirtschaftspolitik umso erfolgreicher gestal-

tet werden kann, je weniger (sozial)politische eingriffe 

und hilfsmaßnahmen notwendig seien. Dabei warnte 

erhard immer wieder vor dem „gefährlichen Weg  

hin zum Versorgungsstaat”, der nur durch freiheit  

und Verantwortung des einzelnen vermieden werden 
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könne. so dürfe sozialpolitik nicht darauf abzielen, 

den menschen schon von der stunde seiner Geburt 

gegen alle Widrigkeiten des lebens abzusichern. Denn 

nur durch die Gewährleistung eines höchstmaßes an 

freiheit, an privater initiative und selbstversorgung 

könne sich kraft, leistung, initiative sowie die „besten 

menschlichen Werten” einer auf die initiative der Per-

sönlichkeit begründeten sozialen marktwirtschaft 

entfalten.

Dennoch war erhards Politik alles andere als dogma-

tisch. so betonte er, dass auch eine sehr gute Wirt-

schaftspolitik in modernen industriestaaten einer 

ergänzung durch sozialpolitische maßnahmen bedürfe. 

zu seinen wichtigsten sozialpolitischen maßnahmen 

zählen u.a. die einführung der umlagebasierten rente 

(1957) und der damit verbundene spürbare anstieg 

der rentenhöhe sowie die einführung einer progres-

siven einkommenssteuer (1958). in der Wohnungs-

politik akzeptierte erhard massive staatliche eingriffe, 

da angesichts der kriegszerstörungen die bedingun-

gen für einen funktionierenden markt erst sukzessive 

geschaffen werden mussten. 

Dass erhard seine konzepte nicht ohne Widerstand 

umsetzen konnte, verdeutlichen insbesondere der 

Generalstreik von 1948, der sich angesichts einer 

vorübergehend stark gestiegenen arbeitslosigkeit 

gegen die mit der Währungsreform einhergehenden 

maßnahmen erhards zur aufhebung der bewirtschaf-

tungs- und Preisbindungsvorschriften richteten, sowie 

der massive Widerstand von seiten der industrie 

gegen sein kartellgesetz von 1957. aber auch sein 

Verhältnis zu adenauer war von auseinandersetzun-

gen geprägt. ein konfliktpunkt stellte die europapolitik 

dar. so kam es beispielsweise bei der Gründung der 

montanunion (1951) und bei den römischen Verträ-

gen (1957) zu Diskussionen zwischen den beiden 

wichtigsten Protagonisten der westdeutschen nach-

kriegspolitik. für erhard waren die aufrechterhaltung 

einer funktionsfähigen marktwirtschaft und der Glaube 

an die produktive kraft der ökonomischen freiheit  

von größter Wichtigkeit. beides sah er durch die 

zunehmende institutionalisierung europas gefährdet.

Während seiner gesamten amtszeit als Wirtschafts-

minister war erhard ein Garant für die Popularität der 

bundesregierung und somit auch für die Wahlerfolge 

der CDu. als adenauer nach der bundestagswahl 1961 

auf Druck des koalitionspartners fDP seinen rücktritt 

zur mitte der legislaturperiode ankündigte, wurde 

erhard von seiner Partei zu adenauers nachfolger 

bestimmt und am 16. oktober 1963 vom bundestag 

zum zweiten kanzler der bundesrepublik Deutschland 

gewählt.

erhards regierungszeit als bundeskanzler gilt als 

weniger erfolgreich. aus den reihen der CDu warf 

man ihm unter anderem vor, dass er durch seine 

vorrangig transatlantisch-orientierte Politik für ein 

abkühlen der deutsch-französischen beziehungen 

verantwortlich sei. innenpolitisch wollte erhard refor-

men anstoßen und dem Gemeinwesen ein offeneres 

geistiges klima und einen neuen politischen stil ver-

mitteln. Doch das von ihm aufgestellte leitbild einer 

„formierten Gesellschaft”, das die integrationskräfte 

der sozialen marktwirtschaft für eine gemeinwohl-

orientierte Grundhaltung der organisierten interessen 

mobilisieren sollte, fand kaum zustimmung.

obwohl erhard auf geradezu triumphale art und Weise 

1965 im amt bestätigt wurde (die CDu/Csu erlangte 

47,6 Prozent der stimmen), gelang es ihm nicht, ge-

stärkt aus der bundestagswahl hervorzugehen. seine 

führungsfähigkeit schwand zusehends. auch erhielt 

sein ansehen als Wirtschaftsfachmann risse, als  

1966 Wirtschafts- und haushaltsprobleme auftraten 

und die zweite rezession der nachkriegszeit mit stei-

genden arbeitslosenzahlen einsetzte. nach schweren 

niederlagen für die CDu bei mehreren landtagswah-

len, insbesondere am 10. Juli 1966 in nordrhein-West-

falen, und dem austritt des koalitionspartners fDP 

aus der regierung, trat erhard zum 1. Dezember 1966 

vom amt des bundeskanzlers zurück.

mit dem namen ludwig erhard verbindet sich vor 

allem die Durchsetzung der sozialen marktwirtschaft 

in der bundesrepublik Deutschland. Durch seine ord-

nungspolitischen Weichenstellungen wurde das funda-

ment einer weltweit bewunderung erregenden wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen entwicklung der 

bundesrepublik gelegt, die auch unter der bezeich-

nung „Wirtschaftswunder” in die Geschichte eingegan-

gen ist. 

ludwig erhard starb im alter von 80 Jahren am  

5. mai 1977 in bonn.mai 1977 in bonn.

4.3 AlCIdE dE gASPERI (1881-1954)

alcide De Gasperi war von 1945 bis 1953 minister-

präsident italiens und von 1944 bis 1946 sowie  

von 1953 bis 1954 Generalsekretär der Democrazia 

Cristiana.

alcide De Gasperi kam am 3. april 1881 in Pieve 

tesino im damals österreichischen trentino als sohn 

eines katholischen Gendarmen zur Welt. im Jahr  

1900 begann er ein studium der Philosophie, literatur 

und Geschichte in Wien, das er 1905 mit der Promo-

tion abschloss. bereits als student nahm alcide De 

Gasperi am zivilgesellschaftlichen leben der habs-
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burger monarchie teil. mit nur 21 Jahren trat er den 

Vorsitz im trentiner katholischen akademikerverband 

an. nach abschluss seines studiums arbeitete er 

anfangs als redakteur, seit 1906 als Direktor der 

zeitung Il Trentino, dem organ des Partito Popolare 

Trentino (trentiner Volkspartei), die für mehr kultu-

relle und politische autonomierechte der italienischen 

Provinzen eintrat.

Die eigentliche politische karriere alcide De Gasperis 

begann im Jahr 1911 mit seiner Wahl in das abgeord-

netenhaus des österreichischen reichsrats. zudem 

wurde er 1914 in den tiroler landtag gewählt. Dort 

setzte er sich als repräsentant seiner heimatprovinz 

trentino für mehr autonomie, aber auch für mehr 

Demokratie und gegen die zentralistische Politik der 

Wiener regierung ein.

nach der niederlage Österreich-ungarns im ersten 

Weltkrieg und der angliederung südtirols an italien 

durch den im september 1919 geschlossenen frie-

densvertrag von saint Germain war alcide De Gasperi 

mitbegründer des katholischen Partito Popolare Italia-

no (italienische Volkspartei, PPi). nach den Wahlen 

von 1921 zog er als abgeordneter in das italienische 

Parlament ein und wurde dort mit dem Vorsitz seiner 

fraktion betraut.

mit der machtergreifung benito mussolinis im Jahr 

1922 nahm der politische und publizistische kampf 

alcide De Gasperis gegen das faschistische regime 

seinen anfang. seit 1923 war er nicht mehr nur frak-

tionsvorsitzender, sondern auch Generalsekretär des 

PPi. trotz eines von terror gekennzeichneten politi-

schen klimas hielt De Gasperi an seiner Gegnerschaft 

zu mussolini fest und blieb kritiker des faschismus.  

im Jahr 1926 wurden seine zeitung, die er nach der 

angliederung trentinos an italien in Il Nuovo Italiano 

umbenannt hatte, und der PPi verboten. De Gasperi 

selbst wurde 1927 verhaftet. nach 16 monaten haft 

wurde er auf intervention der katholischen kirche 

freigelassen. in der bibliothek des Vatikans fand er ab 

1929 schutz und beschäftigung.

Vor dem sturz mussolinis im Juli 1943 war alcide De 

Gasperi im untergrund aktiv und 1942 maßgeblich an 

der Gründung der Democrazia Cristiana (Christliche 

Demokratie) als nachfolgeorganisation des PPi betei-

ligt. nach der alliierten befreiung roms von den deut-

schen besatzungstruppen im Juni 1944 trat er für  

die Democrazia Cristiana (DC) als minister ohne 

Geschäftsbereich in eine postfaschistische allparteien-

regierung ein. seit Dezember 1944 war alcide De 

Gasperi außenminister im allparteienkabinett. schon 

zuvor hatte ihn der erste kongress seiner Partei zum 

Generalsekretär gewählt. im Dezember 1945 stieg er 

schließlich zum ministerpräsidenten auf. bis zu seinem 

durch ein misstrauensvotum erzwungenen rücktritt  

im Jahr 1953 führte er verschiedene regierungskoa- 

litionen. insgesamt stand er an der spitze von acht 

kabinetten. im Jahr 1951 hatte er zudem erneut die 

leitung des außenministeriums übernommen.

als regierungschef hatte alcide De Gasperi zahlreiche 

herausforderungen zu bewältigen. zu diesen zählen 

die unterzeichnung des mit den alliierten im Jahr 

1947 geschlossenen Pariser friedensvertrags, die 

geistige und moralische erneuerung italiens, das  

mehr als zwei Dekaden faschistische Diktatur hinter 

sich hatte und mit dem erbe eines verlorenen krieges 

belastet war, der materielle Wiederaufbau, der wirt-

schaftliche Wiederaufstieg, der übergang von der 

monarchie zur republik, die 1946 nach einer Volks-

abstimmung eingeführt worden war, sowie die etablie-

rung des rechtsstaats und der parlamentarischen  

Demokratie.

Wie konrad adenauer setzte sich auch alcide De 

Gasperi entschieden für eine Westbindung seines 

landes und gegen eine von den linksparteien ge-

forderte prosowjetische haltung ein. als sich unmittel-

bar nach dem ende des zweiten Weltkrieges der ost-

West-konflikt anbahnte, suchte er den schulterschluss 

mit den Vereinigten staaten und den anderen Demo-

kratien des Westens. zielstrebig führte er sein land  

in die westliche Verteidigungs- und Wertegemein-

schaft. im Jahr 1949 gehörte italien zu den Grün-

dungsmitgliedern der nato.

als Visionär eines politisch und ökonomisch geeinten 

und in frieden lebenden europas machte sich alcide 

De Gasperi für das Projekt der europäischen integra-

tion stark. zu recht gilt er neben robert schuman, 

konrad adenauer und Joseph bech als einer der Weg-

bereiter des europäischen einigungsprozesses. an der 

Gründung der europäischen Gemeinschaft für kohle 

und stahl (eGks) von 1952 war er federführend 

beteiligt. mit einer wirtschaftlichen Verflechtung der 

mitgliedsstaaten wollte sich alcide De Gasperi aller-

dings nicht zufrieden geben. Vielmehr hatte er eine 

politische Gemeinschaft europäischer staaten zum 

ziel. Daher trat er bei den Verhandlungen zur eGks 

erfolgreich für die einrichtung der Parlamentarischen 

Versammlung ein, um der Gemeinschaft eine politi-

sche und demokratische Dimension hinzuzufügen.  

aus der Parlamentarischen Versammlung der eGks 

ging später das europäische Parlament hervor. auch 

die Pläne einer europäischen Politischen Gemeinschaft 

(ePG) gehen auf die initiative De Gasperis zurück. 

Weil das ePG-Projekt als Junktim mit dem Vertrag 
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über die europäische Verteidigungsgemeinschaft 

(eVG) verknüpft war, scheiterte es im Jahr 1954,  

als die französische nationalversammlung den  

eVG-Vertrag nicht ratifizierte.

alcide De Gasperi wurde am 11. mai 1954 zum Prä-

sidenten der Parlamentarischen Versammlung der  

eGks gewählt. bereits im Jahr 1952 war ihm für seine 

Verdienste um die europäische einigung der karlspreis 

der stadt aachen verliehen worden. am 19. august 

1954 starb De Gasperi in borgo Valsugana. als großer 

Politiker und staatsmann, der italien nach den Jahren 

der Diktatur und des terrors auf den Weg der Demo-

kratie, des rechtsstaats und des Pluralismus geführt 

sowie der europäischen integration Gestalt gegeben 

und diese vorangetrieben hat, ist alcide De Gasperi  

bis heute in erinnerung geblieben.

4.4 RobERt SCHumAn (1886-1963)

robert schuman war von 1947 bis 1948 minister-

präsident und von 1948 bis 1952 außenminister  

der Vierten französischen republik.

robert schuman kam am 29. Juni 1886 in Clausen, 

einem Vorort von luxemburg, als sohn katholischer 

und gut situierter eltern zur Welt. sein Vater hatte 

lothringen nach dessen annexion durch das Deutsche 

reich im Jahre 1871 verlassen. im Jahr 1904 nahm 

robert schuman in bonn das studium der Jurispru-

denz auf. nachdem er dieses in münchen und berlin 

fortgesetzt hatte, schloss er es 1910 in straßburg mit 

seiner Promotion zum „Dr. jur.” ab. zwei Jahre später 

eröffnete er im lothringischen metz eine anwaltskanz-

lei. als anfang august 1914 der erste Weltkrieg aus-

brach, wurde robert schuman, der bereits 1908 vom 

kriegsdienst an der Waffe freigestellt worden war, auf 

deutscher seite zu zivilen hilfsdiensten in metz und 

boulay eingezogen.

mit der Wiederangliederung elsass-lothringens an 

frankreich im Jahr 1919 wurde robert schuman die 

französische staatsbürgerschaft zugesprochen. im 

gleichen Jahr betrat er die nationale politische bühne. 

nach der Wahl zur Deputiertenkammer im november 

1919 zog robert schuman als abgeordneter der  

Union Républicaine Lorraine und als repräsentant 

lohringens in das französische Parlament ein. Dieses 

mandat konnte er bis 1940 für verschiedene Parteien, 

zunächst für die Entente Républicaine Démocratique, 

seit 1932 für die Parti Démocratique Populaire, ver-

teidigen. in der Chambre des députés war er vor 

allem im ausschuss für elsass-lothringen aktiv, der 

die interessen der region innerhalb frankreichs 

vertrat. Von 1919 bis 1927 war robert schuman 

Parlamentarischer staatssekretär, seit 1927 Vize-

präsident und von 1929 bis 1936 Präsident dieses 

ausschusses.

bereits vor dem einmarsch der deutschen Wehrmacht 

in frankreich im mai 1940 war robert schuman als 

unterstaatssekretär für das flüchtlingswesen in die 

regierung berufen worden. nach der kapitulation 

frankreichs im Juni 1940 und der okkupation nord-

frankreichs durch deutsche truppen schlug robert 

schuman das angebot eines ministeramts in der 

Vichy-regierung aus und ging nach metz. Dort nahm 

ihn die Gestapo am 14. september 1940 in haft. im 

august 1942 konnte er aus dem rheinland-pfälzischen 

neustadt an der Weinstraße nach frankreich fliehen. 

bis 1944 lebte er im untergrund und knüpfte kontakte 

zur Résistance. nachdem die alliierten frankreich von 

den deutschen besatzungstruppen befreit hatten, be-

teiligte sich robert schuman im november 1944 an 

der Gründung des christlich-demokratischen Mouve-

ment Républicaine Populaire, zu dessen führungs-

persönlichkeiten er fortan gehörte.

in den Jahren 1945 und 1946 war robert schuman 

mitglied beider Verfassungsgebenden nationalver-

sammlungen, im november 1946 wurde er als kan-

didat des Mouvement Républicaine Populaire erneut 

in die Assemblée Nationale gewählt, der er bis 1962 

als abgeordneter angehörte. bereits im Juni 1946  

war schuman zum finanzminister der Provisorischen 

regierung ernannt worden. am 24. november 1947 

erfolgte seine Wahl zum Premierminister der Vierten 

französischen republik. Von diesem amt trat er am 

19. Juli 1948 zurück, nur sieben tage später wurde 

ihm die leitung des außenministeriums übertragen.  

in fünf kurzlebigen kabinetten blieb robert schuman 

bis in den Januar 1953 hinein außenminister. Während 

dieser zeit garantierte er die kontinuität französischer 

außenpolitik. Von 1955 bis anfang 1956 war robert 

schuman Justizminister.

bei der initiierung und aushandlung aller bedeuten-

den internationalen Vertragsschlüsse der frühen nach-

kriegszeit nahm robert schuman als französischer 

außenminister eine schlüsselrolle ein. in seine amts-

zeit fielen die Gründung des europarats und der nato 

(1949) sowie die unterzeichnung der europäischen 

menschenrechtskonvention (1950). im zentrum der 

außenpolitischen bemühungen robert schumans 

standen die aussöhnung mit Deutschland und der 

aufbau europäischer institutionen unter beteiligung 

der bundesrepublik. seine ziele waren die sicherung 

des friedens und der freiheit in europa, aber auch  

die schaffung von Prosperität und Wohlstand. Dane-

ben trug das bestreben nach einbindung der bundes-

republik in supranationale organisationen auch dem 
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nach den erfahrungen der ersten Jahrhunderthälfte 

ausgeprägten sicherheitsbedürfnis frankreichs gegen-

über Deutschland rechnung. am 9. mai 1950 schlug 

robert schuman vor, die Gesamtheit der kohle- und 

stahlproduktion in frankreich und Deutschland einer 

gemeinsamen hohen behörde zu unterstellen, die den 

entsprechenden markt organisieren und regulieren 

sollte. nach den französischen Plänen sollte diese 

gemeinsame organisation anderen europäischen 

staaten offenstehen, die fundamente einer ökonomi-

schen und politischen einigung (West-)europas legen 

und somit zum erhalt des friedens auf dem europä-

ischen kontinent beitragen. Dieser Vorschlag robert 

schumans, der als „schuman-Plan” bekannt ist und 

den der leiter der französischen Planungsbehörde, 

Jean monnet, ausgearbeitet hatte, wurde von konrad 

adenauer begrüßt, ebenso von den benelux-staaten 

und italien. Die außenminister frankreichs, Deutsch-

lands, italiens, belgiens, luxemburgs und der nieder-

lande unterzeichneten am 18. april 1951 in Paris den 

Vertrag über die europäische Gemeinschaft für kohle 

und stahl (eGks), der am 23. Juli 1952 in kraft trat. 

Die „montanunion”, wie die eGks auch bezeichnet 

wird, stellt die keimzelle des europäischen einigungs-

prozesses dar.

Die von robert schuman mitinitiierten und geför-

derten Projekte der europäischen Verteidigungsge-

meinschaft (eVG) und der europäischen Politischen 

Gemeinschaft (ePG) scheiterten 1954 an der nicht-

ratifizierung durch die Assemblée Nationale.

Von 1958 bis 1960 war robert schuman Präsident  

des europäischen Parlaments, das ihn nach seinem 

rücktritt im Jahr 1960 zum ehrenpräsidenten ernann-

te. am 15. mai 1958 wurde er „in anerkennung seiner 

hohen Verdienste um erste praktische Grundlagen der 

europäischen föderation auf politischem und wirt-

schaftlichem Gebiet und einer gemeinsamen zukunft 

Deutschlands und frankreichs in friede und sicher-

heit” mit dem internationalen karlspreis der stadt 

aachen ausgezeichnet. robert schuman starb am 

4. september 1963 in scy-Chazelles bei metz im alter 

von 77 Jahren. als Visionär und Wegbereiter eines 

vereinten europas ist er in die Geschichte eingegan-

gen.

4.5 HElmut KoHl (*1930)

helmut kohl war von 1982 bis 1998 bundeskanzler 

der bundesrepublik Deutschland und von 1973 bis 

1998 bundesvorsitzender der CDu Deutschlands.

helmut kohl wurde am 3. april 1930 in ludwigshafen 

am rhein geboren und wuchs als sohn eines finanz-

beamten in einem katholisch und bürgerlich geprägten 

elternhaus auf. bereits vor seinem abitur im Jahr 

1950 war er politisch aktiv. er engagierte sich früh in 

der Jungen union, 1947 trat er der CDu bei. noch als 

student stieg helmut kohl innerhalb der Partei auf: 

1953 wurde er Vorstandsmitglied des bezirksver-

bandes Pfalz der CDu, 1955 rückte er in den landes-

vorstand der rheinland-pfälzischen CDu auf.

nach dem 1951 begonnenen studium der Geschichte, 

der Politischen Wissenschaft, des staats- und des 

Öffentlichen rechts an den universitäten frankfurt 

und heidelberg, wo er von 1956 bis 1958 wissen-

schaftlicher mitarbeiter war, und der Promotion zum 

„Dr. phil.” (1958) zog helmut kohl 1959 im alter von 

29 Jahren als jüngster abgeordneter der CDu in den 

landtag von rheinland-Pfalz ein. bis 1976 behielt  

er sein landtagsmandat, von 1963 bis 1969 war er 

Vorsitzender der CDu-fraktion im landtag. zudem 

wurde helmut kohl 1966 zum landesvorsitzenden der 

rheinland-pfälzischen CDu gewählt. im Jahr 1969 trat 

er – zur hälfte der legislaturperiode – das amt des 

ministerpräsidenten von rheinland-Pfalz an. bei den 

landtagswahlen von 1971 und 1975 konnte die CDu 

mit helmut kohl an der spitze jeweils die absolute 

mehrheit der stimmen erringen. helmut kohl blieb bis 

1976 ministerpräsident. Die größten leistungen seiner 

regierungszeit waren eine umfassende Gebiets- und 

Verwaltungsreform sowie tiefgreifende reformen im 

schulsystem sowie im sozial- und Gesundheitswesen 

von rheinland-Pfalz.

im Jahre 1973 wurde helmut kohl zum bundesvorsit-

zenden der CDu Deutschlands gewählt. Dieses amt 

übte er 25 Jahre lang aus. unter seiner führung ge-

lang es, die CDu nachhaltig zu modernisieren und  

die arbeit der Partei zu professionalisieren. Die Pro-

grammarbeit wurde verstärkt, die zahl hauptamtli-

cher mitarbeiter erhöht und die lokalen strukturen 

gestärkt. Die Partei, deren mitgliederzahl auf über 

700.000 stieg, integrierte mit erfolg angehörige aus 

allen bevölkerungsschichten. helmut kohl hat so aus 

der CDu eine moderne und leistungsfähige Volkspartei 

geformt.

bei der bundestagswahl von 1976 verpasste helmut 

kohl als kanzlerkandidat der union die absolute mehr-

heit der zweitstimmen nur knapp, so dass der sozial-

demokrat helmut schmidt erneut eine regierungs-

koalition aus sPD und fDP bilden konnte. kohl wurde 

zum Vorsitzenden der CDu/Csu-fraktion gewählt  

und war oppositionsführer im Deutschen bundestag. 

zur bundestagswahl 1980 überließ er dem Vorsitzen-

den der bayerischen schwesterpartei Csu, franz Josef 

strauß, den Vortritt. nach dem erneuten Wahlsieg  

von sPD und fDP blieb kohl allerdings oppositions-
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führer im Deutschen bundestag. als die sozial-liberale 

koalition auseinandergebrochen war, wurde er am  

1. oktober 1982 durch das erste erfolgreiche kon-

struktive misstrauensvotum in der Geschichte der 

bundesrepublik zum neuen bundeskanzler gewählt. 

nach den erfolgreichen Wahlen von 1983, 1987,  

1990 und 1994 wurde kohl jeweils von einer christ-

lich-liberalen Parlamentsmehrheit im amt bestätigt. 

erst nach der bundestagswahl von 1998, bei der  

CDu/Csu und fDP keine mehrheit im bundestag mehr 

gewinnen konnten, musste helmut kohl, der 16 Jahre 

lang bundeskanzler gewesen war, die regierungsver-

antwortung abgeben und verzichtete auch auf den 

Vorsitz seiner Partei. im november 1998 übertrug  

ihm der bundesparteitag in bonn den ehrenvorsitz der 

CDu. Dieses amt legte er am 18. Januar 2000 im 

zusammenhang mit einer Parteispendenaffäre nieder.

zu beginn seiner kanzlerschaft, im Jahr 1983, setzte 

helmut kohl den nato-Doppelbeschluss von 1979, 

der die stationierung atomarer us-mittelstrecken-

raketen auf dem Gebiet der bundesrepublik vorsah, 

durch – trotz heftiger Proteste der friedensbewegung. 

hinsichtlich der Wirtschafts- und ordnungspolitik  

hatte er bereits in seiner regierungserklärung von 

1982 eine rückbesinnung auf die Prinzipien der sozi-

alen marktwirtschaft angekündigt. mit einer konse-

quenten konsolidierungs- und stabilisierungspolitik 

konnte die christlich-liberale koalition bis 1989 die 

beitragssätze zur sozialversicherung weitgehend 

stabilisieren und die staatsquote sowie die inflations-

rate senken. zudem stieg das bruttoinlandsprodukt 

kontinuierlich an, die zahl der erwerbstätigen nahm 

im zeitraum von 1982 bis 1989 um 2,24 millionen zu 

und die jährliche neuverschuldung ging zurück.

nach dem mauerfall vom 9. november 1989 nahm 

helmut kohl die sich bietende historische Gelegenheit 

konsequent wahr und trug entscheidend zur Vollen-

dung der von der CDu Deutschlands seit adenauer 

angestrebten „einheit in freiheit” bei. mit der Vorstel-

lung seines zehn-Punkte-Programms, eines stufen-

plans mit dem ziel der deutschen Wiedervereinigung, 

ergriff er am 28. november 1989 im Deutschen bun-

destag die deutschlandpolitische initiative. Die mehr-

heit der ostdeutschen unterstrich ihren Wunsch nach 

einer raschen Wiedervereinigung, u.a. durch den  

sieg der „allianz für Deutschland” bei den ersten und 

einzigen freien Volkskammerwahlen in der DDr am 

18. märz 1990. am 1. Juli 1990 wurde die Währungs-, 

Wirtschafts- und sozialunion zwischen der bundesre-

publik und der DDr gebildet, am 31. august 1990 

der einigungsvertrag, der die einzelheiten der deut-

schen Wiedervereinigung regelte, unterzeichnet.  

Den entscheidenden außenpolitischen Durchbruch 

erzielte helmut kohl im Juli 1990 bei einem treffen 

mit michael Gorbatschow im kaukasus, als dieser der 

mitgliedschaft eines wiedervereinigten Deutschlands  

in der nato zustimmte. Durch den mit der bundesre-

publik und der DDr am 12. september 1990 geschlos-

senen „zwei-Plus-Vier-Vertrag” übertrugen die vier 

siegermächte des zweiten Weltkrieges dem vereinten 

Deutschland die volle souveränität. am 3. oktober 

1990 traten die auf dem Gebiet der DDr wieder er-

richteten länder mecklenburg-Vorpommern, branden-

burg, sachsen-anhalt, thüringen, sachsen sowie die 

bezirke ostberlins dem Geltungsbereich des Grund-

gesetzes bei. helmut kohl hatte den höhepunkt seines 

politischen schaffens erreicht. Die deutsche Wieder-

vereinigung war vollzogen.

als überzeugter europäer setzte sich helmut kohl für 

eine Vertiefung des europäischen einigungsprozesses 

ein. zu den größten erfolgen seiner europapolitik 

zählen das schengener abkommen aus dem Jahr 

1985, das die abschaffung innergemeinschaftlicher 

Grenzkontrollen zum ziel hatte, der am 7. februar 

1992 unterzeichnete Vertrag von maastricht, der die 

europäische union (eu) begründete und die schaffung 

einer Wirtschafts- und Währungsunion beinhaltete, 

sowie der am 2. oktober 1997 geschlossene Vertrag 

von amsterdam, der die strukturen der eu reformier-

te.

in der zweiten hälfte seiner regierungszeit sah sich 

helmut kohl mit der herausforderung der integration 

der fünf neuen und wirtschaftlich zum teil sehr 

schwachen bundesländer konfrontiert. Weil sich der 

zustand der ostdeutschen Wirtschaft schlechter dar-

stellte als von vielen experten erwartet, fielen die 

kosten der Wiedervereinigung höher aus als ursprüng-

lich prognostiziert. steuererhöhungen sowie ein an-

stieg der neuverschuldung zur bewältigung der Ver-

einigungskosten waren ebenso wenig zu vermeiden 

wie ein anstieg der arbeitslosenquote im zuge der 

umstrukturierung der ostdeutschen Wirtschaft. Gleich-

zeitig wurden wichtige reformvorhaben der christlich-

liberalen regierungskoalition, etwa eine große steuer-

reform aus dem Jahr 1997, von einer sPD-mehrheit 

im bundesrat blockiert.

für seine Verdienste um die einigung Deutschlands 

und europas wurden helmut kohl zahlreiche ehrungen 

im in- und ausland zuteil. unter anderem wurde  

ihm im oktober 1998 das Großkreuz des Verdienst-

ordens der bundesrepublik Deutschland mit lorbeer-

kranz und im Jahr 1999 von us-Präsident bill Clinton 

die „Presidential medal of freedom” verliehen. im 

Dezember 1998 ernannten ihn die staats- und regie-

rungschefs der eu zum „ehrenbürger europas” – eine 
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auszeichnung, die zuvor nur einem der Gründerväter 

der europäischen Gemeinschaften, dem franzosen 

Jean monnet, zuteil geworden war.

4.6 WIlFRIEd mARtEnS (*1936)

Wilfried martens war von 1979 bis 1992 – mit acht-

monatiger unterbrechung im Jahr 1981 – Premier-

minister belgiens. seit 1990 ist er Präsident der 

europäischen Volkspartei (eVP).

am 14. april 1936 wurde Wilfried martens als sohn 

katholischer kleinbauern in sleidinge in flandern 

geboren. nach dem studium der rechtswissen-

schaften, der Promotion zum „Dr. jur.” und einem 

weiteren abgeschlossenen Philosophiestudium an der 

katholischen universität leuven nahm er im Jahr  

1960 seine arbeit als anwalt am appellationshof in 

Gent auf.

zu studienzeiten war Wilfried martens in der flämi-

schen studentenbewegung aktiv, u.a. als Präsident 

des „Vereins flämischer studenten”. Von 1960 bis 

1964 gehörte er dem leitungsgremium der „flämi-

schen Volksbewegung” an.

Die parteipolitische karriere von Wilfried martens 

begann im Jahr 1965 mit seinem eintritt in die belgi-

sche Christliche Volkspartei (Christelijke Volkspartij – 

CVP) und seiner berufung in den beraterstab des 

kabinetts unter Premierminister Pierre harmel. auch 

nach dem ende der regierung harmel blieb Wilfried 

martens als berater verschiedener koalitionsregierun-

gen tätig. seit den späten 1960er Jahren stieg er 

innerparteilich kontinuierlich auf. nach seiner Wahl 

zum Präsidenten der CVP-Jugendorganisation (1967) 

und seiner Wiederwahl im Jahr 1969 wurde er 1972 

mit der CVP-Präsidentschaft betraut. Dieses amt übte 

er bis 1979 aus.

in seiner eigenschaft als Präsident der CVP organisier-

te Wilfried martens den Wahlkampf des Jahres 1974, 

der mit einem erfolg der Partei seinen abschluss fand. 

Daraufhin zog er erstmals in die belgische abgeordne-

tenkammer ein, der er bis 1991 angehörte. Von 1991 

bis 1994 war Wilfried martens senator.

im Jahr 1979 wurde Wilfried martens zum Premier-

minister belgiens ernannt. bis 1991 stand er an  

der spitze zahlreicher koalitionsregierungen. zu den 

herausragenden leistungen seiner amtszeit zählt  

die umstrukturierung belgiens von einem einheits-  

in einen bundesstaat durch eine Verfassungsänderung 

im Jahr 1988. Den seit den 1970er Jahren wachsen-

den wirtschaftlichen Problemen belgiens versuchte  

er mit einer reihe von reformen zu begegnen. zudem 

machte er sich als Premierminister wiederholt für den 

europäischen einigungsprozess stark. im Jahr 1988 

verteidigte er die europäische kooperation mit aller 

entschiedenheit gegen die angriffe der englischen 

Premierministerin margaret thatcher.

auf europäischer ebene engagierte sich Wilfried mar-

tens bereits vor seiner ernennung zum belgischen 

Premierminister. am ausbau der kooperation zwischen 

den europäischen Christdemokraten und an ihrer 

organisatorischen zusammenführung war er maß-

geblich beteiligt. im Jahr 1976 gehörte Wilfried mar-

tens zu den mitbegründern der europäischen Volks-

partei (eVP), deren Präsident er seit 1990 ist. nach 

ende seiner amtszeit als Premierminister im Jahr 

1992 und seinem einzug in das europäische Parla-

ment (1994) übernahm er dort bis 1998 den Vorsitz 

der eVP-fraktion. Von 1993 bis 1996 war Wilfried 

martens zudem Vorsitzender der europäischen union 

Christlicher Demokraten (euCD), die 1996 in der eVP 

aufging. Daneben amtierte er von oktober 2000 bis 

november 2001 als Präsident des Weltverbands der 

christlich-demokratischen Parteien  

(CDi-iDC).

Wilfried martens ist träger zahlreicher nationaler und 

internationaler auszeichnungen. in anerkennung sei-

nes einsatzes für die europäische union (eu) wurde 

ihm 1998 der spanische karl V.-Preis verliehen.

4.7 JEAn-ClAudE JunCKER (*1954)

Jean-Claude Juncker ist seit 1995 Premierminister 

luxemburgs. Von 1989 bis 2009 amtierte er zudem 

als finanzminister. Von 1990 bis 1995 war er Vorsit-

zender der Christlich-sozialen Volkspartei.

Jean-Claude Juncker wurde am 9. Dezember 1954 in 

redange-sur-attert im Westen luxemburgs als sohn 

eines stahlarbeiters geboren. nach seinem abitur  

und dem eintritt in die Christlich-soziale Volkspartei 

(CVs) im Jahr 1974 begann er 1975 das studium der 

rechtswissenschaften in straßburg. Dieses schloss er 

1979 mit dem juristischen magisterdiplom ab.

bereits zu studienzeiten fiel Jean-Claude Juncker 

durch sein politisches engagement und talent auf.  

ab 1979 amtierte er als fraktionssekretär der CVs.  

im Dezember 1982 wurde Juncker zum staatssekretär 

für arbeit und soziale sicherheit berufen. bei der Wahl 

zum luxemburgischen abgeordnetenhaus von 1984 

konnte Jean-Claude Juncker erstmals ein Parlaments-

mandat erringen und wurde daraufhin im alter von  

29 Jahren arbeitsminister und minister für budget-

fragen. in europa machte Jean-Claude Juncker im 

Jahr 1985 auf sich aufmerksam, als er im rahmen  
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der ratspräsidentschaft luxemburgs den Vorsitz im 

sozial- und im haushaltsrat der europäischen Gemein-

schaft (eG) übernahm.

nach den Wahlen des Jahres 1989 wurde Jean-Claude 

Juncker zum finanz- und arbeitsminister ernannt.  

in dieser eigenschaft setzte er eine novellierung des 

luxemburgischen arbeits- und arbeitslosenrechts 

durch. zudem brachte er 1992 eine grundlegende 

steuerreform in das Parlament ein, die am 1. Januar 

1993 in kraft trat. an der senkung der, ohnehin relativ 

geringen, staatsschuld hatte Jean-Claude Juncker 

wesentlichen anteil. im Jahr 1994 war luxemburg  

das einzige land, das die im maastrichter Vertrag 

vereinbarten konvergenzregeln für einen beitritt in  

die Wirtschafts- und Währungsunion erfüllte. bereits 

im Januar 1990 hatte Jean-Claude Juncker den Vorsitz 

der CVs übernommen. Dieses amt bekleidete er  

bis anfang 1995. Von 1989 bis 1995 war er zudem 

Gouverneur der Weltbank.

als Vorsitzender des eG-rats für Wirtschaft und finan-

zen (ecofin-rat) im Jahre 1991 nahm Jean-Claude 

Juncker entscheidenden einfluss auf die ausarbeitung 

des Vertrags von maastricht, der die europäische 

union (eu) ins leben rief und die entwicklung der 

europäischen Wirtschafts- und Währungsunion voran-

trieb. erst seine erfindung des opting out-Prinzips 

(nichtbeteiligungsprinzip) für Großbritannien konnte 

ein scheitern der Verhandlungen zur Wirtschafts- und 

Währungsunion abwenden. 

nachdem ihm 1994 der erneute Parlamentseinzug 

gelungen war, wurde Jean-Claude Juncker als finanz- 

und arbeitsminister bestätigt. im Januar 1995 erfolgte 

seine Wahl zum Premierminister. sein amtsvorgänger 

Jacques santer war zuvor zum Präsidenten der euro-

päischen kommission berufen worden. Jean-Claude 

Juncker behielt seine bisherigen ressorts und über-

nahm zusätzlich die leitung des schatzministeriums. 

seit 1995 ist er außerdem Gouverneur des internatio-

nalen Währungsfonds (iWf) und der europäischen 

bank für Wiederaufbau und entwicklung (ebWe).

als Premierminister betrieb Jean-Claude Juncker eine 

aktive und engagierte europapolitik und setzte sich 

nachhaltig gegen eine aufweichung des maastrichter 

Vertrags sowie der darin festgeschriebenen konver-

genzkriterien zur Wehr. in den fokus einer breiten 

internationalen Öffentlichkeit rückte Jean-Claude 

Juncker im Dezember 1996, als es ihm gelang, zwi-

schen dem französischen Präsidenten Jacques Chirac 

und dem deutschen bundeskanzler helmut kohl in  

der frage des stabilitäts- und Wachstumspakts zu 

vermitteln und somit den europäischen rat von Dublin 

zum erfolg zu führen. zudem konnte Jean-Claude 

Juncker in der zweiten hälfte des Jahres 1997 als  

eu-ratspräsident zentrale innergemeinschaftliche 

Weichenstellungen mitgestalten. im Dezember 1997 

beschloss der in luxemburg tagende europäische  

rat die aufnahme von beitrittsverhandlungen mit zehn 

osteuropäischen staaten. Daneben wurde ein infor-

melles Gremium, die „euro-11-Gruppe”, zur koordinie-

rung der Wirtschafts- und finanzpolitik in der eurozo-

ne gegründet, dem die mitglieder der Währungsunion 

angehören. seit anfang 2005 ist Jean-Claude Juncker 

erster ständiger Vorsitzender dieses Gremiums, das 

sich inzwischen in „eurogruppe” umbenannt hat.

bei der abgeordnetenkammerwahl im Juni 1999 

konnte die CsV den sieg erringen und eine regie-

rungskoalition mit der Demokratischen Partei (DP) 

bilden. Der Premierminister blieb im amt. Von 1999 

bis 2004 leitete er zudem die ressorts finanzen und 

kommunikation. nach dem klaren Wahlerfolg der  

CsV im Jahr 2004 und der regierungsbildung mit  

der luxemburgischen sozialistischen arbeiterpartei 

(lsaP), die bereits von 1984 bis 1999 an der seite  

der CVs regiert hatte, wurde Jean-Claude Juncker in 

den ämtern des Premier-, staats- und finanzministers 

bestätigt.

Dank der Vermittlung des luxemburgischen Premier-

ministers konnte sich der europäische rat im märz 

2005, als luxemburg erneut die eu-ratspräsident-

schaft innehatte, auf eine reform des stabilitäts-  

und Wachstumspakts einigen. zudem setzte er eine 

Wiederbelebung der lissabon-strategie aus dem Jahr 

2000 durch, um die sozialen und ökologischen aspek-

te des europäischen integrationsprozesses deutlicher 

hervorzuheben. als am 10. Juli 2005 in luxemburg 

das referendum über die eu-Verfassung anstand, die 

zuvor von der mehrheit der franzosen und der nieder-

länder abgelehnt worden war, setzte sich Jean-Claude 

Juncker mit aller entschlossenheit und letztlich erfolg-

reich für die annahme des Verfassungsvertrags in 

seinem heimatland ein.

ohne Jean-Claude Juncker hätte der europäische eini-

gungsprozess nicht die tiefe erreicht, die ihn heute 

kennzeichnet. seine beharrlichkeit und sein engage-

ment, aber vor allem sein talent zur kompromiss-

findung haben viele der vergangenen eu-Gipfel zum 

erfolg werden lassen. bei nahezu allen integrations-

fortschritten der jüngeren Vergangenheit hat er, für 

den die einigung europas in allererster linie ein frie-

densprojekt ist, eine schlüsselrolle eingenommen.



4�

Jean-Claude Juncker ist träger zahlreicher auszeich-

nungen. zur Würdigung seines Wirkens für ein sozi-

ales und geeintes europa wurde ihm am 26. mai 2006 

der internationale karlspreis der stadt aachen verlie-

hen. bereits zuvor war er mehrmals, unter anderem 

2003 von der „Gesellschaft Werkstatt Deutschland”, 

mit dem titel „europäer des Jahres” ausgezeichnet 

worden.

4.8 AngElA mERKEl (*1954)

angela merkel ist seit april 2000 Vorsitzende der CDu 

Deutschlands und seit november 2005 bundeskanz-

lerin der bundesrepublik Deutschland. zuvor war sie 

von 1991 bis 1994 bundesministerin für frauen und 

Jugend, von 1994 bis 1998 bundesministerin für um-

welt, naturschutz und reaktorsicherheit und von 1998 

bis 2000 Generalsekretärin der CDu Deutschlands.

Wenige Wochen nach der Geburt angela merkels 1954 

in hamburg zogen ihre eltern von der hansestadt,  

wo ihr Vater sein theologiestudium beendet hatte, in 

die DDr. ihr Vater, der aus ost-berlin stammte, 

übernahm für seine landeskirche, die evangelische 

kirche in berlin-brandenburg, eine Pfarrstelle im Dorf 

Quitzow bei Perleberg. 1957 wechselte er als Pastor 

und leiter eines seminars für kirchliche fortbildung  

in die nordbrandenburgische kreisstadt templin.

angela merkel fiel in der schule durch herausragende 

leistungen auf, insbesondere in russisch und mathe-

matik. sie nahm nicht an der sozialistischen Jugend-

weihe ihres Jahrgangs teil, stattdessen wurde sie kon-

firmiert. 1973 legte sie ihr abitur ab. anschließend 

studierte sie in leipzig Physik. Das studium beendete 

sie 1978. Von 1978 bis 1989 arbeitete sie am zentral-

institut für Physikalische Chemie der akademie der 

Wissenschaften in berlin; dort wurde sie 1986 zum 

„Dr. rer. nat.” promoviert.

im herbst 1989 schloss sich merkel dem neu gegrün-

deten Demokratischen aufbruch (Da) an. bald über-

nahm sie dort die aufgabe der Pressesprecherin. bei 

der ersten freien Volkskammerwahl am 18. märz 1990 

erzielte der Demokratische aufbruch nur 0,9% der 

stimmen. Die ost-CDu mit dem spitzenkandidaten 

lothar de maizière, die mit dem Da und der Deut-

schen sozialen union (Dsu) das Wahlbündnis „allianz 

für Deutschland” gebildet hatte, wurde mit 41% Wahl-

sieger. es entstand eine breite koalition aus CDu, 

Dsu, Da, den sozialdemokraten und den liberalen. 

angela merkel wurde stellvertretende regierungs-

sprecherin dieser ersten und einzigen aus freien 

Wahlen hervorgegangenen regierung der DDr.

Die ost-CDu und der Da vereinigten sich am 1./2. 

oktober 1990 mit der CDu Westdeutschlands. so 

wurde auch angela merkel mitglied der CDu. Durch 

die Wiedervereinigung am 3. oktober 1990 endete 

ihre tätigkeit als stellvertretende regierungsspreche-

rin der DDr. 

bei der ersten gesamtdeutschen bundestagswahl am 

2. Dezember 1990 gewann angela merkel den Wahl-

kreis stralsund/rügen/Grimmen mit 48,5% der abge-

gebenen erststimmen. bundeskanzler helmut kohl 

berief sie als bundesministerin für frauen und Jugend 

in sein kabinett. neben ihrem amt als bundesministe-

rin war sie von 1992 bis 1993 Vorsitzende des evan-

gelischen arbeitskreises (eak) der CDu/Csu; 1993 

wurde sie CDu-landesvorsitzende in mecklenburg-

Vorpommern.

nach der bundestagswahl 1994 wurde angela merkel 

bundesministerin für umwelt, naturschutz und reak-

torsicherheit. Vier Jahre später, 1998, verloren CDu/

Csu und fDP die bundestagswahl. auf dem ersten 

CDu-bundesparteitag nach der Wahlniederlage wurde 

Wolfgang schäuble 1998 zum neuen CDu-bundesvor-

sitzenden gewählt. merkel wurde neue Generalsekre-

tärin der CDu Deutschlands, ihr amt als CDu-landes-

vorsitzende in mecklenburg-Vorpommern gab sie ab. 

in den folgenden monaten erzielte die CDu gute land-

tagswahlergebnisse und erlangte im Juni 1999 bei der 

europawahl überragende 48,7%.

nach einer spendenaffäre, die die CDu 1999/2000 

erschütterte, in deren folge helmut kohl seinen eh-

renvorsitz niederlegte und auch der bundesvorsitzen-

de Wolfgang schäuble zurücktrat, wurde merkel am 

10. april 2000 zur neuen CDu-bundesvorsitzenden 

gewählt.

zur bundestagswahl 2002 wollte angela merkel als 

spitzenkandidatin von CDu und Csu antreten, ver-

fügte aber in den spitzen beider Parteien noch über  

zu wenig rückhalt. Viele CDu-ministerpräsidenten  

und landesvorsitzende favorisierten den bayerischen 

ministerpräsidenten und Csu-Vorsitzenden edmund 

stoiber, der schließlich auch von merkel zur bundes-

tagswahl als kanzlerkandidat von CDu und Csu vor-

geschlagen wurde und gegen amtsinhaber Gerhard 

schröder antrat. nur äußerst knapp scheiterte er 

schließlich. nach der bundestagswahl übernahm  

angela merkel 2002 das amt der CDu/Csu-fraktions-

vorsitzenden und folgte damit friedrich merz als 

oppositionsführerin im Deutschen bundestag.  
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zur vorgezogenen bundestagswahl 2005 trat angela 

merkel als kanzlerkandidatin der unionsparteien an. 

bei der bundestagswahl am 18. september erreichten 

CDu und Csu zusammen 35,2% und waren damit 

knapp vor der sPD, die auf 34,2% der abgegebenen 

stimmen kam, die stärkste fraktion im Deutschen 

bundestag. es wurde eine große koalition von CDu, 

Csu und sPD gebildet, die merkel zur ersten bundes-

kanzlerin der bundesrepublik Deutschland wählte.  

mit 51 Jahren war sie auch die jüngste amtsinhaberin 

in der Geschichte der bundesrepublik. ebenfalls ist  

sie die erste Person mit DDr-biografie und die erste 

naturwissenschaftlerin, die dieses amt bekleidet.

als kanzlerin der Großen koalition entwickelte angela 

merkel einen sachlichen und unprätentiösen regie-

rungsstil. Große bedeutung maß sie dem guten Ver-

hältnis zu den nachbarn Polen und frankreich, den 

Vereinigten staaten und natürlich der eu bei. sie 

drängte auf das zustandekommen des eu-lissabon- 

Vertrages. Wichtige impulse setzte sie auch in men-

schenrechtsfragen: so empfing sie 2007 den Dalai 

lama im bundeskanzleramt, obwohl sich die wirt-

schaftlich und politisch immer mehr an bedeutung 

gewinnende Volksrepublik China darüber sehr ver-

stimmt zeigte.

als deutsche regierungschefin hatte sie im ersten 

halbjahr 2007 den Vorsitz im rat der europäischen 

union und der G8 inne. angela merkel erwarb sich 

große Verdienste um die europäische union, die für 

sie – zusammen mit der freundschaft zu den Vereini-

gten staaten von amerika und zu israel – das funda-

ment deutscher Politik darstellt. Gleichzeitig wusste 

sie um die bedeutung einer strategischen Partner-

schaft zu russland und starker beziehungen zu China 

und indien sowie zum afrikanischen kontinent.

seit ihrer zeit als umweltministerin engagiert sich 

angela merkel sehr für den weltweiten klimaschutz. 

sie war Gastgeberin der ersten un-klimakonferenz 

1995 in berlin, die den einstieg in die reduzierung  

von treibhausgasen bildete. als kanzlerin verpflichtete 

merkel Deutschland zu einer nachhaltigen und schnel-

len Co2-reduktion. Das ende der ersten amtszeit 

angela merkels als bundeskanzlerin wurde von der 

weltweiten Wirtschafts- und finanzmarktkrise be-

stimmt. 

bei den bundestagswahlen am 27. september 2009 

erreichten die unionsparteien zusammen mit der fDP 

eine klare mehrheit der sitze im Deutschen bundes-

tag (332 von 622) und konnten eine christlich-liberale 

koalition bilden. angela merkel gewann ihren Wahl-

kreis stralsund/nordvorpommern/rügen mit einem 

souveränen ergebnis von 49,3%. am 28. oktober 

2009 wurde sie zum zweiten mal als deutsche bundes-

kanzlerin vereidigt. 

auch die ersten monate der neuen regierung unter 

führung angela merkels standen weiter ganz im 

zeichen der auswirkungen der globalen Wirtschafts- 

und finanzmarktkrise. innenpolitische schwerpunkte 

ihrer zweiten amtszeit sind neben der forschungs- 

und bildungsförderung die bewältigung der Wirt-

schafts- und finanzmarktkrise, die konsolidierung  

des haushalts, die reform des deutschen Gesund-

heitswesens sowie die energiepolitik. 

Die erste zwischenbilanz der zweiten amtszeit angela 

merkels fällt schon zu diesem frühen zeitpunkt positiv 

aus. in abstimmung mit den eu-Partnern konnte der 

euro stabilisiert werden, Geldeinlagen privater sparer 

sind gesichert, der wirtschaftliche aufschwung in 

Deutschland ist nach der weltweiten Wirtschafts- und 

finanzkrise eingeleitet, die bundesrepublik steht im 

internationalen Vergleich finanzpolitisch und in hin-

blick auf die entwicklungen am arbeitsmarkt gut da. 

Deutschland ist auf gutem Weg, stärker aus der krise 

herauszugehen, als es hineingekommen ist.

seit dem 30. Dezember 1998 ist angela merkel mit 

Joachim sauer, Professor für Chemie an der berliner 

humboldt-universität, verheiratet. merkel ist trägerin 

des karlspreises 2008 sowie mehrerer ehrendoktor-

würden. Das Forbes Magazine hat sie zwischen 2006 

und 2009 als mächtigste frau der Welt benannt,  

und auch für Time gehört sie zu den 100 Personen, 

die unsere Welt am meisten prägen.
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